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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

wir feiern 10 Jahre Stadtratsfraktion DIE LINKE Schwein-
furt. Wer hätte das gedacht? Wut und Enttäuschung über 
die neoliberale, antisoziale Politik der rot-grünen Bundes-
regierung nach der Jahrtausendwende hat auch in der 
Stadt Schweinfurt dazu geführt, dass eine neue Kraft die 
kommunalpolitische Bühne im Jahr 2008 betrat: DIE LINKE, 
kurz zuvor fusioniert aus der westdeutschen WASG und der 
ostdeutschen PDS. 

Noch beschäftigt mit dem internen Vereinigungsprozess der 
beiden Parteien, standen die bayerischen Kommunalwahlen 
an. Für den Kreisverband der Schweinfurter Linken war früh 
klar, dass erfolgreiche Politik für soziale Gerechtigkeit und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt ein starkes Fundament in 
Stadträten, Gemeinderäten und Kreistagen braucht.  
An Arbeit mangelte es uns also wahrlich nicht, im Grün-
dungsjahr der vereinigten Linken 2007. Einfach so kandi-
dieren kann man in Bayern nicht, schreibt das bayerische 
Kommunalwahlrecht vor. Zur Einreichung einer Liste waren 
mindestens 340 Unterschriften von Wahlberechtigten nötig, 
welche sich persönlich im Rathaus ausweisen mussten, wo 
die Unterschriftenlisten auslagen. Doch auch diese Hürden 
und Wassergräben wurden mit Euphorie und Elan über-
sprungen. 

Dieses Kunststück gelang dem Schweinfurter Kreisverband 
auch für den Antritt zu den Kreistagswahlen des Landkreises 
Schweinfurt. Auch dort ist DIE LINKE seit 10 Jahren, zu-
nächst mit drei, später dann mit zwei Kreisräten vertreten.

An dieser Stelle ist es mir ein Bedürfnis Danke zu sagen. 
Danke an alle, die mitgewirkt haben um eine zuverlässige 
Stimme für ein soziales Schweinfurt im Stadtrat und im 
Kreistag möglich zu machen. Danke insbesondere allen 
Wählerinnen und Wählern, die uns vertrauen. Ich denke 
die Resultate können sich sehen lassen, wie diese Chronik 
belegt.

Insgesamt stellte die Stadtratsfraktion 64 Anträge und 29 
Anfragen, die von der Verwaltung bearbeitet wurden und im 
Stadtrat diskutiert und abgestimmt worden sind. Und man 
glaubt es kaum, einige Anträge fanden sogar Mehrheiten. 
Hinzu kommen unzählige mündliche Änderungsanträge 
und Wortbeiträge zu kommunalpolitischen Sachfragen, die 
von der Verwaltung zur Entscheidung vorgelegt wurden, 
oder Anträge anderer Fraktionen, zu denen sich DIE LINKE 
Fraktion verhalten hat. In mehr als 150 Fraktionssitzun-
gen zu 115 Stadtratssitzungen und etwa dreimal so viele 
Ausschusssitzungen und internen Besprechungen wurden 
die inhaltlichen Positionierungen vorgenommen und die 
jeweilige strategische Linie vereinbart.

Unser Bestreben war es dabei immer, mit konstruktiver Op-
positionspolitik die Stadtentwicklung Schweinfurts so voran-
zubringen, dass auch an all jene Bewohner gedacht ist, die 
sich nicht alles leisten können. Kommunale Sozialpolitik hat 
deshalb bei der Linken ihr Zuhause. Das tägliche Leben der 
Menschen zu verbessern, ist unser Antrieb, unsere Aufgabe.

Ich wünsche viel Freude an der Chronik, die hoffentlich auch 
Überraschendes zu bieten hat.

Frank Firsching
Fraktionsvorsitzender
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Klaus Ernst 
Soziale  
Gerechtigkeit! 
Ernst nehmen! 

Zu meiner Person 
Meine ersten politischen Erfahrungen 
sammelte ich während meiner Ausbil-
dung zum Elektromechaniker, als      
Jugendvertreter und Betriebsrat. Über 
den zweiten Bildungsweg schloss ich ein 
Studium zum Diplom-Volkswirt und    
Diplom-Sozialökonom ab. Im Anschluss 
arbeitete ich als Gewerkschaftssekretär 
bei der IG Metall in Stuttgart. 1995 wurde 
ich zum Ersten Bevollmächtigten der IG   
Metall Schweinfurt gewählt. Gegen den   
Sozialabbau der rot-grünen Regierung 
nach 1998 organisierte ich von Anfang 
an Widerstand. Nach einem Aufruf zum 
Kurswechsel an die SPD, den ich zusam-
men mit anderen verfasst hatte, wurde 
ich aus der SPD ausgeschlossen, in der 
ich 30 Jahre Mitglied war.  

Zusammen mit Kolleginnen und Kollegen 
gründete ich die »Wahlalternative für  
Arbeit und Soziale Gerechtigkeit« (WASG) 

und kandidierte 2005 erstmals erfolg-
reich für den Bundestag. In der Partei 
DIE LINKE, die sich aus WASG und 
PDS gründete, war ich ab 2007 erst 
stellvertretender Vorsitzender, von 
2010 bis 2012 Vorsitzender.  

Seit 2013 arbeite ich als stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender der LINKEN 
im Bundestag und leite den Arbeits-
kreis „Wirtschaft, Arbeit und Finan-
zen“.  In den Ausschüssen „Wirtschaft 
und Energie“ und „Arbeit und Sozia-
les“ bin ich ordentliches Mitglied.  
Ein inhaltlicher Schwerpunkt meiner 
politischen Arbeit ist die internationa-
le Handelspolitik, insbesondere die 
Auseinandersetzung mit TTIP und 
CETA. Des weiteren engagiere ich 
mich mit meiner Partei für Gute Arbeit, 
gegen Leiharbeit und Befristung, für 
gerechte Löhne und eine Rente, die 
den Lebensstandard sichert und    
Altersarmut verhindert.  

Grußwort
MdB Klaus Ernst

Liebe Schweinfurterinnen
und Schweinfurter,
liebe Genossinnen und Genossen! 
 
Am 1. Mai 2008 nahm die erste Stadtratsfraktion der Linken 
in Bayern ihre Arbeit auf. Mit 8,6% gelang uns auf Anhieb 
der Einzug in den Stadtrat.
Nicht nur das: In Schweinfurt gab es damit die einzige Linke 
Stadtratsfraktion in Bayern! 

Wir wurden gewählt, weil man uns zutraute, die Interessen 
der „kleinen Leute“ in der Stadt zur Geltung zu bringen. 
Gute Arbeit und soziale Gerechtigkeit sind mit Nichten nur 
Themen für die Landes- oder Bundespolitik. Das reale Leben 
spielt sich da ab, wo man lebt, in der Stadt, in der Gemein-
de. Und die Schweinfurterinnen und Schweinfurter hatten 
sehr wohl ein Gespür dafür, dass Frank Firsching, Sinan 
Öztürk, Carmen Starost und Joachim Fiedler, unsere damali-
gen Stadträte, ihre Arbeit genau in diesem Sinn verstanden: 
Anwälte derer zu sein, die von der CSU verschaukelt, von 
der FDP ignoriert und von der SPD verlassen wurden.
 
Mit mutigem Engagement, mit Hartnäckigkeit, aber immer 
auch mit Humor hat unsere Stadtratsfraktion Skandale auf-
gedeckt, wie die Genehmigung von Nebentätigkeiten des 
Personalchefs durch den Oberbürgermeister, und mitgewirkt, 
Unfug zu verhindern, wie die geplante Schließung der 
Rathenau-Schulen. Trotz mangelnder eigener Mehrheit ist 
es durch geschickte Zusammenarbeit mit anderen gelungen, 
eigene Vorschläge durchzusetzen, wie die Verabschiedung 
einer Resolution durch den Stadtrat gegen Pläne der EU, die 
Wasserversorgung zu privatisieren.

Durch die Herausgabe des „Bürgerinfos der Stadtratsfrak-
tion“ hat unsere Fraktion Transparenz und Öffentlichkeit in 
die Arbeit des Stadtrats gebracht. Auch die anderen haben 
sich daran ein Beispiel genommen und berichten inzwischen 
über das, was sie tun, auch wenn es ihnen oft schwerfällt! 
Links wirkt also!

In diesem Sinne beglückwünsche ich unsere Stadtratsfrak-
tion zum zehnjährigen Jubiläum und zur geleisteten Arbeit 
und bin mir sicher, dass es ihr weder an Lust, Mut oder Zorn 
fehlen wird, ihre erfolgreiche Arbeit fortzusetzen. 
Frei nach Brecht: Zorn und Unzufriedenheit genügen nicht, 
das muss praktische Folgen haben!

MdB Klaus Ernst

Grußwort
Die LINKE Landesvorstand Bayern

Liebe Genossinnen und Genossen,
lieber Frank, lieber Sinan, liebe Carmen,

gute linke Politik muss vor Ort spürbar sein. Sie findet näm-
lich nah bei den Menschen statt, weniger in Elfenbeintür-
men oder im Internet. Entscheidend hierfür ist die kommu-
nale Verankerung. Wie in keiner anderen Stadt in Bayern 
haben dies die Schweinfurter Genossinnen und Genossen 
geschafft: Bereits kurz nach der Parteigründung war DIE 
LINKE in Schweinfurt 2008 so erfolgreich, dass sie als einzi-
ge kommunale LINKE in Bayern in Fraktionsstärke einziehen 
konnte und seitdem die Schweinfurter Politik prägt. 

So war es DIE LINKE, die eine Konversion ganz im Sinne 
‚Schwerter zu Pflugscharen‘ nach dem Abzug der US-Armee 
mit einigem Erfolg durchsetzen konnte – aus der Opposition 
heraus. Die Menschen in Schweinfurt wissen, an wen sie 
sich mit ihren Sorgen und Problemen wenden können: Die 
Schweinfurter Stadtratsfraktion ist die Adresse, wenn es 
darum geht, Ungerechtigkeiten und Skandale seitens der 
Stadtregierung aufzudecken. 

Dies alles hat Wirkung gezeigt: Regelmäßig erreicht DIE 
LINKE in Schweinfurt bayernweit die besten Ergebnisse. 
Außerdem dürfen sich die Schweinfurterinnen und Schwein-
furter glücklich schätzen, prozentual die meisten LINKEN 
Mitglieder in Bayern bei sich zu haben. 

Linke Politik verbindet das große Ganze mit der harten 
Arbeit vor Ort: Ihr habt diesen Spagat hinbekommen. Das 
Ziel einer solidarischen Gesellschaft immer vor Augen, er-
wirkt ihr lokal kleinere und größere Veränderungen auf dem 
Weg dorthin.

Vielen Dank für eure erfolgreiche Arbeit. 
Wir wünschen euch alles Gute zum zehnjährigen Bestehen!

Viel Kraft und Erfolg weiterhin auf unserem gemeinsamen 
Weg!

Mit solidarischen Grüßen

Uschi Maxim
(Landessprecherin
DIE LINKE Bayern) 		

Ates Gürpinar
(Landessprecher
DIE LINKE Bayern)
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Kommunalwahl 2008

Anlage 17 Teil 2 (zu § 92 GLKrWO)

Anlage zur

Bekanntmachung des Ergebnisses

der Wahl des Stadtrats
am 02.03.2008

Listennachfolger:

Nr. Familienname, Vorname, akademische Grade, Beruf oder Stand

gültige

Stimmen

 1.068 36 Finster, Rolf, Taxifahrer

 1.038 37 Zeißner, Wolfgang, Kommissionierer

 1.004 38 Müller, Michael, Sicherheitsfachkraft

 975 39 Markner, Viktoria, Rentnerin

 931 40 Mayer, Claus, Selbst. Handelsvertreter

 926 41 Schleemilch, Matthias, Schlosser

 895 42 Stöhlein, Hermann, Rentner

 889 43 Zweier, Waltraud, Verkäuferin

 820 44 Scheidler, Rudolf, Vorarbeiter

GLKrWO Anlage 17 erstellt am 09.08.2018 um 10:57:07 Seite: 15

Anlage 17 Teil 2 (zu § 92 GLKrWO)

Anlage zur

Bekanntmachung des Ergebnisses

der Wahl des Stadtrats
am 02.03.2008

Wahlvorschlag Ordnungszahl: 08      Kennwort: DIE LINKE (DIE LINKE)

Der Wahlvorschlag hat 4 Sitze erhalten.

Die nachfolgend unter Nr. 1 bis 4 genannten Personen sind in dieser Reihenfolge Stadtratsmitglieder.

Die übrigen Personen unter Nr. 5 bis 44 sind in der angegebenen Reihenfolge Listennachfolger.

Die Reihenfolge bestimmt sich nach den für die jeweilige Person abgegebenen gültigen Stimmen. Bei gleicher  

Stimmenzahl wurde durch Los entschieden.

Gewählte:

Nr. Familienname, Vorname, akademische Grade, Beruf oder Stand

gültige

Stimmen

 3.847 1 Firsching, Frank, Gewerkschaftssekretär

 2.465 2 Öztürk, Sinan, Gewerkschaftssekretär

 2.250 3 Starost, Carmen, Erzieherin

 2.234 4 Fiedler, Joachim, Rentner

Listennachfolger:

Nr. Familienname, Vorname, akademische Grade, Beruf oder Stand

gültige

Stimmen

 1.758 5 Zeißner, Nina, Studentin

 1.752 6 Füller, Verena, Kauffrau für Bürokommunikation

 1.722 7 Ziller, Wolfgang, Gewerkschaftssekretär

 1.697 8 Nickel, Rainer, Automatendreher

 1.662 9 Trüdinger, Wolfgang, Versandarbeiter

 1.646 10 Tas, Ali Mursa, Automatendreher

 1.572 11 Cadiroglu, Erdal, Industriemechaniker

 1.552 12 Gläser, Detlef, Schleifer

 1.529 13 Agirdag, Meral, Arbeiterin

 1.507 14 Ziegler, Carmen, Kassiererin

 1.401 15 Boyer, Stephane, Dreher

 1.387 16 Schleyer, Petra, Arbeiterin

 1.365 17 Keil, Eddy, Industriemechaniker

 1.362 18 Günther, Wolfgang, Trauerredner

 1.342 19 Vogel, Birgitt, Arbeitslos

 1.329 20 Stenzinger, Andrea, Verkäuferin

 1.327 21 Röder, Stefan, Industriemechaniker

 1.320 22 Jauch, Frank, Student

 1.309 23 Geukler, Sonja, Arzthelferin

 1.235 24 Westerhold, Heinz-Dieter, Koch

 1.232 25 Sanli, Haydar, Schweißer

 1.207 26 Pösl, Thomas, Werkzeugschleifer

 1.192 27 Gerigk, Reinhold, Freiberufl. EDV-Berater

 1.176 28 Hacker, Angelika, Putzfrau

 1.144 29 Klampfl, Hermann, Presseneinrichter

 1.142 30 Hartmann, Oliver, CNC-Dreher

 1.135 31 Mihaly-Schuld, Rudolf, Industriemechaniker

 1.127 32 Nickel, Andre, Industriemechaniker

 1.119 33 Nüßlein, Klaus, Arbeiter

 1.107 34 Klaus, Alexander, CNC-Schleifer

 1.101 35 Reiter, Volker, Werbekaufmann

GLKrWO Anlage 17 erstellt am 09.08.2018 um 10:57:07 Seite: 14
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Eine historischer Moment für die
Schweinfurter Linke. Die Vereidigung 
der frisch gewählten Stadträte Joachim 
Fiedler, Carmen Starost, Sinan Öztürk
und Frank Firsching in der konstituieren-
den Stadtratssitzung am 08. Mai 2008.

Unser Höhepunkt des Kommunalwahlkampfes 2008. Gregor Gysi und Klaus Ernst sprechen am 26. Februar im vollbesetzten Naturfreundehaus



Kommunalwahl 2008

Der Wahlleiter der Stadt

Schweinfurt

Anlage 17 Teil 1 (zu § 92 GLKrWO)

Bekanntmachung des Ergebnisses

der Wahl des Stadtrats
am 02.03.2008 

Der Wahlausschuss hat in seiner Sitzung am 04.12.2017 folgendes Ergebnis der Wahl des Stadtrats festgestellt :

1. die Zahl der Stimmberechtigten:

die Zahl der Personen, die gewählt haben:

die Zahl der insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen:

die Zahl der insgesamt abgegebenen ungültigen Stimmzettel:

2. Insgesamt sind 44 Stadtratssitze zu vergeben.

3. Auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen folgende Stimmenzahlen und Sitze :

 18.368

 517

 718.330

 40.711

Name des Wahlvorschlagsträgers (Kennwort)

Gesamtzahl der

gültigen Stimmen

Anzahl der 

Sitze

Ordnungs-

zahl

Nr.

 271.920Christlich-Soziale Union in Bayern e. V. (CSU)01  18

 150.338Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)02  9

 35.333BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE)03  2

 69.496Schweinfurter Liste (SWL)04  4

 31.007Freie Bürger Union (FBU)05  2

 28.860DIE REPUBLIKANER (REP)06  1

 23.402Freie Demokratische Partei und Freie Bürger (FDP)07  1

 61.798DIE LINKE (DIE LINKE)08  4

 46.176proschweinfurt (proschweinfurt)09  3

Die Namen der Gewählten und der Listennachfolger aus den einzelnen Wahlvorschlägen sowie deren Stimmenzahl 

sind in der Anlage zu dieser Bekanntmachung abgedruckt.

Datum

Unterschrift

im: Veröffentlicht am:
(Amtsblatt, Zeitung)

abgenommen am: Angeschlagen am:

GLKrWO Anlage 17 erstellt am 09.08.2018 um 10:57:07 Seite: 1
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Oberbürgermeisterwahlen 2010 und 2014:
Schweinfurter Spitzenergebnisse in Bayern

Zweimal trat unser Fraktionsvorsitzender Frank Firsching 
zur Oberbürgermeisterwahl in Schweinfurt an. Im März 
2010 außerhalb des Rhythmus der bayerischen Kommunal-
wahlen, die schon 2008 stattfanden. Damals toppte Frank 
Firsching das Ergebnis der Liste der Schweinfurter Linken zur 
Stadtratswahl von 8,6% um einen knappen Prozentpunkt 
zwei Jahre später auf 9,5%. Nachdem die CSU- Amtsinha-
berin Frau Gudrun Grieser 2010 nicht mehr zur Wahl antrat, 
stellten sich insgesamt sechs Kandidatinnen und Kandidaten 
dem Wählervotum.

Zum Oberbürgermeister wurde erwartungsgemäß Sebas-
tian Remelé (CSU) vor Kathi Petersen (SPD) gewählt. Frank 
Firsching landete knapp hinter Stefan Labus (Schweinfurter 
Liste) auf einen sehr guten vierten Platz noch vor dem Kan-
didaten der Grünen und der Kandidatin der Wählergemein-
schaft pro Schweinfurt.

Im Jahr 2014 wurden die Kommunalwahlen und die Ober-
bürgermeisterwahlen auf den 16. März zusammengelegt. 
Wieder führte Frank Firsching die Schweinfurter Linke als 
Oberbürgermeisterkandidat in den Wahlkampf. Durch den 
Verlust von einem guten Prozentpunkt auf 7,3% schrumpfte 
die Fraktion um einen Platz von vier auf drei Mitglieder. 

Doch trotz des unguten Umfragetrends der bundesdeut-
schen Gesamtpartei zu dieser Zeit gelang es Frank Firsching 
mit 11 Prozent der Stimmen zur Oberbürgermeisterwahl mit 
großem Abstand das beste Ergebnis für die bayerische Linke 
zu erzielen. 

Diese Ergebnisse waren nur mit einer geschlossenen 
Mannschaftsleistung erreichbar. Wahlprogramm entwickeln, 
schreiben und abstimmen, Plakate aufhängen, Flyer vertei-
len, Hausbesuche machen, Info- Stände besetzen, Veranstal-
tungen organisieren und durchführen, Medien informieren, 
Internet- Auftritt gestalten, Anfragen beantworten, Finanz-
mittel bereitstellen und kreative Aktionen starten. Die Liste 
muss unvollständig bleiben. Ihr Umfang zeigt jedoch wie 
viele Stunden ehrenamtlicher Arbeit zu investieren sind, um 
Kommunalwahlen erfolgreich absolvieren zu können. 

Allen aktiven Wahlkämpferinnen, Kandidaten und Mitglie-
dern ein herzliches Dankeschön für das gezeigte Engage-
ment. Selbstverständlich ist das nicht. Aus der Entfernung 
bedanken wir uns auch bei Dr. Gregor Gysi, Dr. Sarah 
Wagenknecht und Oskar Lafontaine für die persönliche 
Unterstützung bei ihren Wahlkampfauftritten im Schweinfur-
ter Naturfreundehaus 2008 und 2014. 
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Kommunalwahl 2014

Anlage 17 Teil 2 (zu § 92 GLKrWO)

Anlage zur

Bekanntmachung des Ergebnisses

der Wahl des Stadtrats
am 16.03.2014

Listennachfolger:

Nr. Familienname, Vorname, akademische Grade, Beruf oder Stand

gültige

Stimmen

 764 36 Starost, Werner, Werkzeugmacher

 760 37 Paul, Johannes, Maschinentechniker

 736 38 Pomykay, Jürgen, Rentner

 719 39 Jauch, Frank, Gewerkschaftssekretär

 705 40 Boyer, Stéphane, Dreher

 695 41 Riedelsheimer, Marga, Rentnerin

 665 42 Lieske, Michael, kirchlicher Mitarbeiter

 653 43 Schwarz, Holger, Techn. Fachwirt

 644 44 Maurides, Hrestos, Gastwirt

GLKrWO Anlage 17 erstellt am 09.08.2018 um 11:02:57 Seite: 10

Anlage 17 Teil 2 (zu § 92 GLKrWO)

Anlage zur

Bekanntmachung des Ergebnisses

der Wahl des Stadtrats
am 16.03.2014

Wahlvorschlag Ordnungszahl: 06      Kennwort: DIE LINKE (DIE LINKE)

Der Wahlvorschlag hat 3 Sitze erhalten.

Die nachfolgend unter Nr. 1 bis 3 genannten Personen sind in dieser Reihenfolge Stadtratsmitglieder.

Die übrigen Personen unter Nr. 4 bis 44 sind in der angegebenen Reihenfolge Listennachfolger.

Die Reihenfolge bestimmt sich nach den für die jeweilige Person abgegebenen gültigen Stimmen. Bei gleicher  

Stimmenzahl wurde durch Los entschieden.

Gewählte:

Nr. Familienname, Vorname, akademische Grade, Beruf oder Stand

gültige

Stimmen

 5.137 1 Firsching, Frank, Gewerkschaftssekretär

 2.415 2 Öztürk, Sinan, Gewerkschaftssekretär

 1.701 3 Starost, Carmen, Erzieherin

Listennachfolger:

Nr. Familienname, Vorname, akademische Grade, Beruf oder Stand

gültige

Stimmen

 1.381 4 Zeißner, Nina, Dipl.-Pädagogin

 1.358 5 Tas, Ali Mursa, Maschinenschlosser

 1.273 6 Yilmaz, Melisa, Schülerin

 1.267 7 Greber, Jutta, Mediatorin

 1.213 8 Trüdinger, Wolfgang

 1.209 9 Nickel, Rainer, Rentner

 1.168 10 Schüllermann, Peter, Betriebsrat

 1.153 11 Ziller, Wolfgang, Gewerkschaftssekretär i.R.

 1.067 12 Lotter, Dawn, Friseurin

 1.061 13 Reichert, Kerstin, Bildungsberaterin

 1.050 14 Goger, Udo, Altenpfleger

 1.037 15 Finster, Rolf, Taxifahrer

 1.020 16 Reiter, Volker, Werbekaufmann

 996 17 Vogel, Birgitt, Bürokauffrau

 992 18 Günther, Wolfgang, Trauerredner

 978 19 Schleyer, Petra, Arbeiterin

 927 20 Fürst, Robert, Schlosser

 902 21 Hartmann, Oliver, Dreher

 900 22 Stenzinger, Andrea, Verkäuferin

 898 23 Hertel, Frank, Kfm. Angestellter

 895 24 Then, Christian, Techniker

 892 25 Tesfazghi, Naib, Elektroniker

 887 26 Sanli, Haydar, Schweißer

 885 27 Lindl, Thomas, Fabrikarbeiter

 857 28 Nickel, Andre, Industriemechaniker

 844 29 Pösl, Thomas, Schleifer

 840 30 Werner, Olaf, Lagerist

 835 31 Mihaly-Schuld, Rudolf

 827 32 Mayer, Claus, Ingenieur

 821 33 Öztürk, Hasan, Rentner

 802 34 Greber, Andrea, M. A., Marketingreferentin

 792 35 Brönner, Markus, Einsteller

GLKrWO Anlage 17 erstellt am 09.08.2018 um 11:02:57 Seite: 9



Kommunalwahl 2014

Der Wahlleiter der Stadt

Schweinfurt

Anlage 17 Teil 1 (zu § 92 GLKrWO)

Bekanntmachung des Ergebnisses

der Wahl des Stadtrats
am 16.03.2014 

Der Wahlausschuss hat in seiner Sitzung am 04.12.2017 folgendes Ergebnis der Wahl des Stadtrats festgestellt :

1. die Zahl der Stimmberechtigten:

die Zahl der Personen, die gewählt haben:

die Zahl der insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen:

die Zahl der insgesamt abgegebenen ungültigen Stimmzettel:

2. Insgesamt sind 44 Stadtratssitze zu vergeben.

3. Auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen folgende Stimmenzahlen und Sitze :

 17.191

 473

 658.987

 40.383

Name des Wahlvorschlagsträgers (Kennwort)

Gesamtzahl der

gültigen Stimmen

Anzahl der 

Sitze

Ordnungs-

zahl

Nr.

 316.395Christlich-Soziale Union in Bayern e. V. (CSU)01  21

 152.207Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)02  10

 40.621BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE)04  3

 47.125SCHWEINFURTER LISTE-FREIE WÄHLER, STADTVERBAND 

SCHWEINFURT (SWL-FW)

05  3

 47.621DIE LINKE (DIE LINKE)06  3

 28.221proschweinfurt (prosw)07  2

 16.772DIE REPUBLIKANER (REP)08  1

 10.025Freie Demokratische Partei (FDP)09  1

Die Namen der Gewählten und der Listennachfolger aus den einzelnen Wahlvorschlägen sowie deren Stimmenzahl 

sind in der Anlage zu dieser Bekanntmachung abgedruckt.

Datum

Unterschrift

im: Veröffentlicht am:
(Amtsblatt, Zeitung)

abgenommen am: Angeschlagen am:

GLKrWO Anlage 17 erstellt am 09.08.2018 um 11:02:57 Seite: 1
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Unsere Stadträtinnen und Stadträte

Frank Firsching (seit 2008)

Fraktionsvorsitzender, Haupt- und 
Finanzausschuss, Liegenschaftsaus-
schuss(seit 2013), Ältestenausschuss, 
Aufsichtsrat Leopoldina Krankenhaus 
(2008 – 2014)

Frank Firsching ist gebürtiger Schweinfurter aus dem Stadt-
teil Oberndorf. Der gelernte Technische Zeichner arbeitete 
knapp 10 Jahre bei SKF in der Schweinfurter Industrie. Dort 
wurde Firsching in der betrieblichen Interessensvertretung 
und in der IG Metall sozialisiert, bevor er an der Sozial-
akademie Dortmund die Studiengänge Volkswirtschafts-
lehre und Arbeitsrecht belegte. Seit 1992 arbeitete er für 
die Gewerkschaften bei DGB und IG Metall. Heute führt 
Frank Firsching die DGB Region Unterfranken als gewählter 
Regionsgeschäftsführer.

Darüber hinaus ist der 54jährige in den Selbstverwaltungs-
organen der gesetzlichen Krankenkassen aktiv: Verwal-
tungsrat AOK Bayern (seit 2005), Aufsichtsrat AOK Bundes-
verband, Verwaltungsrat Spitzenverband der Gesetzlichen 
Krankenkassen (GKV-SV), seit 2017. Über das kommunal-
politische Mandat fungiert unser Fraktionsvorsitzender seit 
2014 auch als ehrenamtlicher Verwaltungsrichter.

Kommunal engagiert sich Frank Firsching im Bündnis für De-
mokratie & Toleranz „Schweinfurt ist bunt“ als Bündnisspre-
cher (seit 2010) und als Vorsitzender des Vereins „Freunde 
von Schweinfurt ist bunt e.V.“, seit 2016. 

Unser Fraktionsvorsitzender ist verheiratet und Vater einer 
inzwischen erwachsenen Tochter.

Mitgliedschaften

· IG Metall
· ASB
· Freunde von Schweinfurt ist bunt e.V.
· Freunde des Wildpark Schweinfurt e.V.
· DIE LINKE
· WASG e.V.
· Bund für Geistesfreiheit
· TV Oberndorf
· FC 05 Schweinfurt

Sinan Öztürk (seit 2008)

Stellvertretender Fraktionsvorsit-
zender, Bau- und Umweltausschuss, 
Ausschuss Beschäftigung und Sozia-
les,  Integrationsbeirat, Aufsichtsrat 
Stadtwerke und SWG (2008 – 2014)

Sinan Öztürk ist 43 Jahre alt, verheiratet und hat zwei 
Kinder. Hauptberuflich ist Sinan Öztürk bei der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft beschäftigt und leitet die Be-
zirksverwaltung Schweinfurt in der Funktion des Geschäfts-
führers. Zuvor hat er seine Lehre zum Industriemechaniker 
beim Wasser- und Schifffahrtsamt (WSA) Schweinfurt 
absolviert und war dort zuletzt als Berufstaucher tätig.

Beim WSA war unser stellv. Fraktionsvorsitzender  Jugend- 
und Auszubildendenvertreter sowie Personalrat. Außerdem 
war Öztürk vor seiner hauptamtlichen Tätigkeit Bundesju-
gendvorsitzender der ver.di Jugend. 

Mitgliedschaften

· Gewerkschaft ver.di
· DIE LINKE
· Alevitische Gemeinde Schweinfurt
· Freunde von Schweinfurt ist bunt e.V.

Carman Starost (seit 2008)

Schul- und Kulturausschuss, Sport-
ausschuss, Seniorenbeirat (seit 2013) 
Jugendhilfeausschuss (2008 – 2014)

Carmen Starost ist in Schweinfurt geboren und im Stadtteil 
Bergl aufgewachsen.

Sie arbeitete 14 Jahre als Datentypistin bei FAG Kugelfischer 
Georg Schäfer KGaA in Schweinfurt.

1992 begann Carmen Starost ihre Ausbildung zur staatlich 
anerkannten Erzieherin, die Sie 1996 abschloss.

Seit 1998 arbeitete Sie als pädagogische Fachkraft in ver-
schiedenen Wohnheimen für die Lebenshilfe Schweinfurt.
Ab September arbeitet Carmen Starost als Einzelintegra-
tionsfachkraft für die Interdisziplinäre Frühförderstelle der 
Lebenshilfe Schweinfurt.

Unsere Stadträtin hat einen Sohn und lebt mit ihrem Le-
benspartner im Stadtteil Oberndorf.

Mitgliedschaften

· Ver.di
· Freunde von Schweinfurt ist bunt e.V.
· DIE LINKE
· Bürger- und Kulturverein Oberndorf
· VdK.

Nina Zeißner (03/2013 – 2014)

Schul- und Kulturausschuss

Nina Zeißner rückte für Joachim Fiedler für ein gutes Jahr 
in den Stadtrat nach und war mit 31 Jahren unser jüngstes 
Mitglied der Fraktion.

Nach ihrem abgeschlossenen Studium zur Diplom- Päda-
gogin arbeitete Nina Zeißner in verschiedenen kirchlichen 
und öffentlichen Einrichtungen der Kindererziehung und 
Jugendhilfe.

Durch ihre berufliche Ausbildung war Nina in der Fraktion 
dazu prädestiniert, den Schul- und Kulturausschuss zu über-
nehmen.

Joachim Fiedler (2008 – 03/2013; verstorben 2016)

Liegenschaftsausschuss, Seniorenbeirat

 Joachim Fiedler, geboren 1937 in Schlesien, kam 1952 nach 
Schweinfurt um seine Ausbildung zum „Jungpostboten“ 
zu beginnen. Wenige Jahre später schon war er jüngster 
Personalrat bei der Deutschen Bundespost. Nach einem 
Zerwürfnis wegen seines Einsatzes für Mitarbeiter wechselte 
Kollege Fiedler zum Kufi als Arbeiter in die Metallindustrie. 
Auch dort dauerte es nicht lange bis der umtriebige Fiedler 
zum Betriebsrat gewählt wurde.

 In seiner Freizeit war Joachim Fiedler insbesondere bei der 
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für soziale Fragen (EAG) 
aktiv. Von dort wurde er über die Liste DGB/ ACA (Arbeitsge-
meinschaft Christlicher Arbeitnehmerorganisationen) 1979 

als „Versichertenältester“ zur damaligen LVA berufen. Heute 
heißen die Versichertenälteste „Versichertenberater“ und 
die LVA wurde zur DRV Nordbayern. Die Tätigkeit aber blieb 
die gleiche. Menschen helfen, die ihre Rente beantragen, 
Versicherungszeiten klären, oder einfach als Ratgeber da zu 
sein. Den einfachen Leuten zu ihrem Recht verhelfen. 

So verstand Joachim Fiedler stets seine Tätigkeit, die er mit 
Leidenschaft und Verve ausfüllte. Ihm genügte es nicht, zu 
warten, bis sich jemand telefonisch bei ihm meldete, um ak-
tiv zu werden. Nein, Joachim Fiedler lebte für seine Renten-
beratung, die er zunächst im Kufi für die dortigen Kollegen 
erledigte, später Rentensprechstunden beim DGB, der IG 
Metall, dem vdk und einige Zeit sogar in Würzburg bei der 
IG BAU anbot. Noch bis 2009 füllte der Rentner Fiedler so 
die komplette Woche aus. Montags und freitags im alten 
Schweinfurter DGB Haus in der Wilhelm-Leuschner-Straße, 
dienstags beim vdk, mittwochs in Würzburg bei der IG BAU 
und donnerstags bei der IG Metall Schweinfurt in der Mang-
gasse. So ganz nebenbei wurde Joachim Fiedler bei den 
Kommunalwahlen 2008 für DIE LINKE in den Schweinfurter 
Stadtrat gewählt und vertrat die EAG als stellvertretendes 
Mitglied im AOK Direktionsbeirat Schweinfurt. 

Aus gesundheitlichen Gründen musste Joachim Fiedler 
schweren Herzens seine Rentenberatungstätigkeit im 
Dezember 2011 aufgeben. Als Stadtrat arbeitete unser, in-
zwischen schwer kranker, Kollege Fiedler noch bis zum März 
2013, bevor er auch dieses Ehrenamt in jüngere Hände 
legte.

Joachim Fiedler verstarb am 21. Oktober 2016 im Friede-
rike-Schäfer- Heim der Schweinfurter Hospitalstiftung als 
Vater von vier Kindern im Beisein seiner Frau, mit der er ein 
Zimmer im Schäfer-Heim bewohnte. Wir werden Joachim 
immer ein ehrendes Gedenken bewahren.
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Chronologische Darstellung
der Fraktionsarbeit im Stadtrat 

Aus Platzgründen ist es kaum möglich eine lückenlose, 
allumfassende Dokumentation vorzulegen. Dazu müssten 
alleine alle Anträge und Anfragen der Fraktion abgedruckt 
werden.

Auch der Lesbarkeit wegen, beschränken wir uns in der 
Dokumentation auf Themen, die uns wichtig sind und 
Aktivitäten die sich besonderer öffentlicher Aufmerksamkeit 
erfreut haben. Wir glauben aber dennoch, mit den vorliegen-
den Texten einen anschaulichen Einblick in die Vielfältigkeit 
unserer Fraktionsarbeit geben zu können. Wir greifen dabei 
auf Texte zurück die in unseren bisher 17 Ausgaben der 
Bürgerinfos veröffentlicht wurden.

Mai 2008 – Mai 2011

Halbzeitbilanz der Stadtratsfraktion
DIE LINKE. Schweinfurt (aus 1. Bürgerinfo 2011)

Am 01. Mai 2008 begann die Amtszeit für vier gewählte 
Stadträte der Partei DIE LINKE in Schweinfurt. Mit 8,6% der 
Stimmen gelang auf Anhieb der Einzug in Fraktionsstärke. 
Eine Besonderheit, denn es ist bayernweit die einzige Frak-
tion der Linken. (DANKE!!!)

Welche Projekte wurden bisher verfolgt, welche Anträge 
gestellt, welche Ziele erreicht?

Hier der Versuch einer Halbzeitbilanz:
Ausgehend vom Stadtrats-Wahlprogramm „Schweinfurt für 
ALLE“ entwickelte die Stadtratsfraktion eine ganze Reihe 
von Anträgen, Anfragen und Initiativen. Neben unzähligen 
Änderungs-, Verbesserungs- und Unterstützungsanträgen 
von Anträgen anderer Fraktionen stellte DIE LINKE bisher 18 
eigene Initiativanträge:

Soziales

8 Anträge, 7 abgelehnt, 1 angenommen (Sozialbericht). 
Themen der abgelehnten Anträge waren z.B. Sozialpass, 
Schulmittelfond, kostenloses Mittagessen für Schulkinder, 
Personalaufstockung der Wohngeldstelle zur schnelleren An-
tragsbearbeitung, Sozialcheck bei Bauaufträgen. (Inzwischen 
wurden einige Ideen von der Bundesregierung umgesetzt!). 
Aber: Ohne unsere Sozialpassinitiative wäre der Sozialaus-
weis nicht wiederentdeckt worden!

Gute Arbeit

6 Anträge, davon 5 abgelehnt, einer angenommen. Ange-
nommen wurde im Juni ‘11 unser Antrag auf die Schaffung 
„fairer Bürgerarbeitsplätze“ für Langzeitarbeitslose. Abge-
lehnt wurden unsere Anträge zum bayerischen Mindestlohn, 
die Abschaffung von 1- Euro- Jobs, Tariftreue und zu Stellen-
besetzungen bei der Stadt. Dazu kommen unzählige Anträge 
im nichtöffentlichen Sitzungsteil um befristete Stellen bei 
der Stadt in unbefristete Stellen umzuwandeln, die von OB 
Remelé, CSU & Co ebenso abgelehnt wurden.

Sonstiges

Von 4 Anträgen wurden 3 angenommen und einer zwar 
nicht abgestimmt, aber umgesetzt! Die Themen waren: 
Erhalt der Gewerbesteuer, Einrichtung eines Pflegestütz-
punktes, Resolution zum Naziaufmarsch am 1. Mai 2010, 
zusätzliche Investitionen von 1,6 Mio. Euro für Straßen-
erneuerungen im Haushalt 2011).

Unter dem Strich …

… haben wir in den Bereichen „Soziales“ und „Gute 
Arbeit“ unser Wahlprogramm in Anträge umgesetzt. Trotz 
der Ablehnung vieler unserer Anträge verbuchen wir immer 
wieder Erfolge, z.B. als Aufsichtsräte bei den Stadtwerken, 
im Leopoldina, in der SWG. Beispielhaft sei die Personal-
aufstockung im Bereich der Krankenpflege des Leopoldina 
Krankenhauses genannt.

… haben wir nie eine Kommunalverhinderungspolitik be-
trieben, sondern eine konstruktive Oppositionspolitik vorge-
zogen. Hier eine pro und contra Liste einiger Stadtprojekte:

    BILANZ:

Wir sind der Überzeugung, dass jede argumentative, 
politische Auseinandersetzung im Stadtrat Schweinfurt 
voranbringt. Oft wird der Erfolg nicht gleich sichtbar, jedoch 
verändert sie Einstellungen, auch die von Andersdenkenden.
Die CSU steht grundsätzlich vielen sozialen Verbesserun-
gen, der Energiewende und anderen innovativen Ansätzen 
ablehnend gegenüber und schmettert gute Anträge mit der 
Unterstützung der Mehrheitsbeschaffer prosw, den Freien 
und dem Republikaner ab. Mit uns stimmen meist die Grü-
nen, ab und zu die Schweinfurter Liste, die, wie die SPD, oft 
mit sich selbst uneins ist.

    AUSBLICK:

Schweinfurt steht nach zwei Jahren negativer Haushalts-
entwicklung immer noch gut da. Hat unter dem Strich noch 
knapp 46 Millionen Euro auf der hohen Kante.
OB Remelé allerdings geht relativ sorglos mit großen In-
vestitionen um. Ob es um drei Millionen für die Zusammen-
legung von Stadtarchiv und Museum Otto Schäfer oder um 
ein großzügiges Entgegenkommen der Hadergassen- In-
vestoren geht. Geht es um zweihundert Euro für einen 
PKW- Stellplatz eines Kindergartens ist meist Schluss mit der 
Großzügigkeit.

Angesichts dieser Widersprüchlichkeiten sind wir gespannt 
auf die Haushaltsberatungen im Herbst. Dabei gilt für uns: 
Ist der Haushalt 2012 nicht nach unseren Vorstellungen, 
lehnen wir ihn ab, damit anschließend nach verhandelt 
werden kann!

Gesundheitspark,
Bürgerbegehren,
„neue Hadergasse“,
neuer Campus FH,
Ausbau Ganztagesschule,
Kleinkinderbetreuungsangebote,
energetischer Gebäudesanierung nach Konjunkturpaket,
Energiewende,
Zukunftskonzept Stadtwerke Schweinfurt …

teure Imagekampagne (500 000 €),
Zwillingstürme Friedensschule (400 000 €), 
Berliner Schlachtschüssel (oder CSU- Fraktionsausflug),
befristete Einstellungspolitik,
Wettbewerb zur Marktplatzumgestaltung für 100 000 €, 
Privilegien „Großkopferter“, gegen die Umgestaltung
des Wichtermannplatzes…
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Ab 9.45 Uhr Begrüßungskaffee

10.00 Uhr Eröffnung und Begrüßung 

Frank Firsching
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE Schweinfurt

10.15 Uhr Impulsreferat mit Diskussion „Was ist Armut?“

Peter Hartlaub
Katholische Betriebsseelsorge

11.00 Uhr Impulsreferat mit Diskussion

„Rechtslage und Änderungsbedarfe“ 

Gabi Gottwald
Linksfraktion im Bundestag

11.45 Uhr Impulsreferat mit Diskussion 

„Armut in Schweinfurt“ 

Sinan Öztürk
Stadtrat DIE LINKE Schweinfurt

12.30 Uhr Mittagessen

13.30 Uhr Moderierte Gesprächsrunde „Kommunale 

Handlungsmöglichkeiten zur Überwindung 

von Armut“ 

15.00 Uhr Ende

Organisatorisches:

Getränke, Verpflegung sind frei. Anmeldungen bitte bis 9. April an 

DIE LINKE, Schweinfurt per Tel. 0 97 21 7 30 98 13 per Fax 0 97 21 7 30 98 12 

oder per mail: kreisverband@dielinke-sw-kg.de

So paradox sie ist – so zutreffend ist die

Analyse. In unserem reichen Land wächst

die Armut – auch im prosperierenden

Schweinfurt. 
Wir laden Sie ein mit uns sowohl über die

Gründe zu sprechen, als auch Auswege

aus dem menschen -gemachten Dilemma

zu finden. 
Dabei geht es uns vorwiegend um 

kommunalpolitische Handlungsmöglich-

keiten. Auf Ihre Teilnahme und Beiträge

freuen wir uns.

Stadtratsfraktion Schweinfurt

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Frau Oberbürgermeistern Grieser Rathaus  
Markt 1 
 
97421 Schweinfurt  
 
 
 
 

__ 

__ 

 

     Stadtratsfraktion         Schweinfurt 

 
DIE LINKE. 
Geschäftsstelle Schweinfurt Hadergasse 11 
97421 Schweinfurt  

Κ (09721) 730 98 13 Χ (0160) 907 500 51 Μ (09721) 730 98 12 ξ kreisverband@dielinke-sw-kg.de  
Die Ausgaben werden nach Rechnungsvorlage bis zu einem festzulegenden Höchstbetrag 
pro Jahr nachträglich erstattet.  
 
Kosten: 
 
Beispielhaft eine Kostenrechung bei einer jährlichen Unterstützungsleistung von 70 € pro 
Kind (die tatsächlichen Kosten für Schulmittel liegen deutlich höher- gerade bei Schulanfang 
oder dem Schulwechsel nach der 4. Klasse):   
Augenblicklich erhalten je 100 Schweinfurter Kinder je Jahrgang Hartz IV- Regelleistungen. 
Bei angenommen 10 Jahrgangsstufen ergeben sich folgende Kosten:  
100 Kinder x 10 Jahrgangsstufen x 70 € = 70 000 €/ Jahr  
Das wären die Kosten bei einem Ausschöpfungsgrad von 100 %, der jedoch insbesonders 
bei Einführung in den ersten Jahren nicht ausgeschöpft werden wird. Wir gehen davon aus, 
dass der Ausschöpfungsgrad im ersten Jahr bei ca. 50% liegen wird und sich mit einer 
Steigerung von 10 – 15% pro Jahr auf etwa 90% entwickeln wird. Damit würden sich in etwa 
folgende beispielhafte Kosten ergeben:  

1. Jahr: 35 000 Euro 2. Jahr: 45 000 Euro 3. Jahr: 56 000 Euro 4. Jahr: 63 000 Euro  
 
Finanzierung: 
 
Einstellung in den Haushaltsplan 2009. Gegebenenfalls Entnahme aus Rücklage. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüße und der Bitte um baldige Behandlung,  
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender  
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Frau Oberbürgermeistern Grieser 
Rathaus  
Markt 1 
 
97421 Schweinfurt 
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DIE LINKE. 
Geschäftsstelle Schweinfurt 
Hadergasse 11 
97421 Schweinfurt 
 

Κ (09721) 730 98 13 
Χ (0160) 907 500 51 
Μ (09721) 730 98 12 
ξ kreisverband@dielinke-sw-kg.de 
 

 
 
 
 
 
 
Betreff: Antrag auf Einführung eines Schulmittelfonds zum Schuljahr 2008/ 2009 
 
 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin Grieser, 
 
 
nicht erst seit dem neuen Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung wissen wir, 
dass die Anzahl der Armen in unserem Land stetig wächst. Insbesondere trifft das für die 
Kinderarmut zu. Dem Jahresbericht 2007 der Stabsstelle für Beschäftigung und Soziales ist 
zu entnehmen, dass im Jahr 2007 durchschnittlich etwa 1630 Kinder in der Stadt Schweinfurt 
auf Hartz IV angewiesen waren. Mit diesen knapp 20% Kinderarmut belegt die Stadt 
Schweinfurt im bayerischen Vergleich einen miserablen 2. Platz, knapp hinter der Stadt Hof. 
 
Viele Studien über das Bildungsniveau in Deutschland belegen eindeutig den 
Zusammenhang von Bildungschancen und Armut in unserem Land. Je ärmer das 
Elternhaus, desto geringer die Chancen für die Kinder auf höhere Bildungsabschlüsse. Das 
bestreitet niemand mehr.  
 
Im Hartz IV- Regelsatz ist für Kinder bis 13 Jahren für Bildung 0 € veranschlagt, für 
Schreibwaren im allgemeinen 2,21 €/ Monat. Für Kinder ab dem 14. Lebensjahr sind es 
ebenfalls 0 € für Bildung und 1,66 €/ Monat für Schreibwaren und Zeichenmaterial. 
 
Richtig ist sicherlich die Feststellung, dass Zuschüsse alleine die Problematik „Bildungsarmut 
infolge von Kinderarmut“ nicht lösen werden. Unstrittig dürfte allerdings die Feststellung sein, 
dass die Finanzmittel im Familienbudget die nötige Voraussetzung sind, um aus der 
Kinderarmut keine Bildungsarmut werden zu lassen. 
 
Die Frage, die sich stellt: Wie können wir die vielen Schweinfurter Kinder unterstützen, um 
den bestmöglichen Bildungsabschluss zu erreichen? Ein wichtiger Mosaikstein dabei ist es, 
die finanziellen Voraussetzungen zu schaffen. 
 
Antrag: „Einführung eines Schweinfurter Schulmittelfonds“ 
 
Die Stadtratsfraktion DIE LINKE beantragt die Einführung eines „Schweinfurter 
Schulmittelfonds“ zum Schuljahr 2008/ 2009. Ziel des Fonds ist es Kinder bis 18 Jahren, die 
auf Hartz IV- Leistungen angewiesen sind, finanziell zu unterstützen um Schulsachen zu 
erwerben.  

 

     Schweinfurt, 15. Juni 2008 

Beispielhaft Anträge und Aktivitäten 2008 bis 2011
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Armut in
Schweinfurt

Fachkonferenz am 
Samstag, 18. April 2009 
im DGB-Haus Schweinfurt 
Wilhelm-Leuschner-Str. 2

Fachkonferenz am 
Samstag, 18. April 2009 
im DGB-Haus Schweinfurt 
Wilhelm-Leuschner-Str. 2
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In der sich anschließenden zweistündigen Diskussion gab es viele Anregungen wie etwa die 
Schaffung weiterer Ganztagsschulen oder die Gründung einer überparteilichen Initiative, die 
das Thema beleuchtet, Lösungen entwickelt und damit die politischen Gremien beschäftigt. 
Die Linke will sich nun um eine solche Initiative bemühen und dabei die Parteipolitik 
heraushalten. Anvisiert ist beispielsweise ein Sozialpass. Dabei soll es keinen Alleingang der 
Stadt, sondern zumindest einen Sozialpass für Stadt und Landkreis, besser noch einen für 
die gesamte Region geben. Dazu Klaus Wanka von der Schweinfurter Tafel:„Wir brauchen 
eine Kultur der Solidarität in der Region.“ Ein zweites Ergebnis der Konferenz ist die 
Forderung nach einem jährlichen Sozialbericht im Rathaus. Dieser sei dem Stadtrat zur 
Diskussion vorzulegen. 
Brief an die Oberbürgermeisterin 
Ganz konkret ging es am Samstag um einen Brief des Katholischen Stadtdekanates an die 
Oberbürgermeisterin. Dekan Fries geht auf die Schwierigkeiten ein, die hohe Nachzahlungen 
bei den Energiekosten den sozial Benachteiligten bescheren würden. Schon mehrfach 
hätten die Stadtwerke bei Zahlungsunfähigkeit Strom und Gas abgedreht. Die bisherige 
Praxis, schon nach zwei Wochen eine Mahngebühr zu erheben und das ausstehende Geld 
in maximal vier Raten einzutreiben, überfordere die Betroffenen. Dass Stadtparteien die 
Kosten übernehmen, könne auf Dauer keine Lösung sein, heißt es weiter. Bezirksrat 
Thomas Hahn wies darauf hin, dass richterliche Entscheidung vorlägen, die eindeutig 
klarstellten diese Kosten seien Unterkunftskosten und somit von den zuständigen Stellen zu 
tragen. Die Stadträte der Linken wollen nun Druck auf die Stabsstelle Beschäftigung und 
Grundsicherung der Stadt ausüben. Diese müsse die Nachzahlungen begleichen, denn 
Energie zähle zur Grundversorgung. Außerdem müsse das bisherige Vorgehen im 
Aufsichtsrat der Stadtwerke diskutiert werden.  

Artikel zur „Armutskonferenz Schweinfurt“, 18.04.09 
 
 
Die Armut ist in Schweinfurt angekommen 
Die Linke Stadtratsfraktion hatte eingeladen und die Wohlfahrtsverbände kamen 
 
Das Ergebnis überrascht nicht. Allein können die lokalen Akteure aus dem sozialen 
Bereich an der Armut in Schweinfurt wenig ändern, die Auswirkungen nur lindern, 
nicht mehr, aber auch nicht weniger.  
 
Die „Armut in Schweinfurt“ hat sich die Stadtratsfraktion Die Linke zum Thema für 2009 
ausgeguckt. Den Auftakt bildete am Samstag ein Treffen im Gewerkschaftshaus, zu dem 
grundsätzlich alle Interessierten, besonders jedoch Organisationen und Verbände aus dem 
sozialen Bereich eingeladen waren. Nicht alle, aber doch recht viele kamen, darunter: VdK, 
Kolping, Caritas, Schweinfurter Tafel, die Arbeitsloseninitiative Sali, das katholische Dekanat, 
die Gewerkschaften der Behinderten- und der Ausländerbeirat. 

Was ist Armut? Mit dieser Frage beschäftigten sich der katholische Betriebsseelsorger Peter 
Hartlaub und Gaby Gottwald von der Linksfraktion im Bundestag, die in Berlin den 
Arbeitskreis Gesundheit und Soziales der Partei koordiniert. Allein mit nüchternen Zahlen, 
etwa mit dem Mindestauskommen im Monat, sei Armut nicht zu fassen, meinten die 
Referenten. Die Armut in Deutschland sei auch keine lebensbedrohliche, sondern der 
Auslöser, dass Personen nicht im vollen Umfang am gesellschaftlichen Leben teilnehmen 
könnten. Führe die Armut zu Abstrichen bei der Bildung, dann sei ein bedenklicher Zustand 
erreicht. 

Laut Hartlaub belegten die Reallohnverluste in den vergangenen zehn Jahren den Anstieg 
der Armut auch in Schweinfurt, eine Stadt in der 1700 Kinder an oder unter der 
Armutsgrenze leben würden. Durch die weltweite Wirtschaftskrise werde die Armut über alle 
weiter wachsen, sagte Hartlaub voraus. Laut Stadtrat Sinan Öztürk seien in Schweinfurt 
nach offiziellen Angaben etwa 7000 Mitbürger von relativer Armut betroffen - Tendenz 
steigend. 

Die Folgen eines Streichkonzertes 

Als Gründe machte Gaby Gottwald eine verfehlte Wirtschaftspolitik aus. Insbesondere unter 
der Regierung von Kanzler Schröder seien die Weichen falsch gestellt worden. Sie prangerte 
ein Umverteilen von unten nach oben, etwa durch die Hartz IV und eine verfehlte 
Steuerpolitik, an. Rot/ Grün hat die Arbeit gezielt verbilligt, einen Niedriglohnsektor 
herbeigeführt. Immer niedrigere Löhne seien die Folge, die staatlicherseits aufgebessert 
werden müssten, das Phänomen „Arm trotz Arbeit“ entstanden. Verschärft werde diese 
Situation durch das Streichkonzert im sozialen Bereich. Die Entlastungen der Arbeitgeber 
müssten die Arbeitnehmer durch private Vorsorge ausgleichen. 

Stadtrat Sinan Öztürk berichtete von einer Verfestigung der Arbeitslosigkeit bei den Hartz IV-
Empfängern in Schweinfurt. Die Armut habe die Stadt nicht im Griff, sie werde in der Stadt 
weiter steigen. Doch die Verantwortlichen würden oder wollten diese Entwicklung nicht 
sehen, würden die Armut nicht diskutieren. 

Fraktionsvorsitzender Frank Firsching kritisierte dabei Oberbürgermeisterin Gudrun Grieser 
für ihre lethargische Haltung scharf. „Es gibt mindestens zwei Möglichkeiten sich mit der 
wachsenden Armut in Schweinfurt auseinander zu setzen. Möglichkeit eins ist es, den 
Betroffenen zu helfen. Sie alle tun dies, dafür danke ich Ihnen.“, sagte Firsching in Richtung 
der Wohlfahrtsorganisationen. „Möglichkeit zwei ist es, das Thema zu ignorieren. Das tut 
Frau Oberbürgermeisterin Grieser. Mit Ignorantentum werden jedoch keine Probleme 
gelöst!“ 
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Betreff: Antrag „Sozialbericht der Stadt Schweinfurt“ 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin Grieser, 
 
 
die Stadtratsfraktion DIE LINKE beantragt die jährliche Erstellung eines „Schweinfurter 
Sozialberichts“ ab dem Jahr 2010. Die inhaltliche Ausgestaltung ist auf Vorschlag der 
Verwaltung im Stadtrat zu beschließen. Aufgabe des Sozialberichtes ist es, die soziale Lage 
der Schweinfurter Bürgerinnen und Bürger zu erfassen.  
 
 
Begründung: 
 
Armut und Kinderarmut wachsen ebenso wie diejenigen, die von Armut bedroht sind. 
Alleinerziehende, Langzeitarbeitslose, Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund,  
Jugendliche und andere Personengruppen sind besonders betroffen- insbesondere auch in 
Schweinfurt. Sicher kann die Stadt Schweinfurt die ökonomische Situation dieser Gruppen 
nicht direkt beeinflussen. Jedoch – und das ist die Aufgabe – kann die Stadt Schweinfurt 
Hilfestellungen anbieten, Unterstützungsangebote entwickeln, und Maßnahmen zu 
strukturellen Verbesserungen einleiten. Der Sozialbericht dient als Grundlage zur Diskussion 
und ist Voraussetzung zielgerichtet agieren zu können.  
 
Finanzierung: 
 
Einstellung der notwendigen Mittel in den Haushaltsplan 2010. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüße und der Bitte um baldige Behandlung, 
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender  

 

     Schweinfurt, 29. September 2009 
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Kosten/ Finanzierung:  
Mögliche Kosten sind zu ermitteln und in den Haushalt 2010 einzustellen. Gegebenenfalls 
Rücklagenentnahme.  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen und der Bitte um Behandlung in den Haushaltsberatungen, 
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Betreff: Antrag „Einrichtung eines Pflegestützpunktes in Schweinfurt“ 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin Grieser, 
 
 
 
die Stadtratsfraktion DIE LINKE stellt folgenden Antrag: 
 
Die Stadt Schweinfurt bewirbt sich beim Freistaat Bayern um die Einrichtung eines der 
60 möglichen Pflegestützpunkte in Bayern. 
 
 
Begründung: 
 
Die Allgemeinverfügung des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen vom 22. Oktober 2009 beinhaltet den Aufbau von bis zu 60 
Pflegestützpunkten in Bayern. Mit der Allgemeinverfügung macht der Freistaat Bayern von 
seiner Bestimmungsmöglichkeit gemäß Pflege- Weiterentwicklungsgesetz vom 01.07.08 
Gebrauch. 
Die Pflegestützpunkte sollen die Koordinierung und Steuerung von Leistungen älterer, 
pflege- und betreuungsbedürftiger Menschen an ihren individuellen Bedürfnissen 
ermöglichen. Es handelt sich also im umfänglichen Sinne um eine Beratungsstelle, nicht um 
ein Leistungsangebot für Pflegedienste im primären Bereich.  
Das Gesetz sowie die Allgemeinverfügung des Freistaats reagieren mit dem 
Beratungsangebot auf die demografische Entwicklung und die damit verbundene 
Notwendigkeit den Bürgerinnen und Bürger kompetente Beratung an einer Stelle, aus einer 
Hand zu ermöglichen. Bisher wird diese Aufgabe weitgehend von den gesetzlichen 
Krankenkassen wahrgenommen. Diese erwiesen sich allerdings als qualitativ äußerst 
unterschiedlich. Mit der Einrichtung der Pflegestützpunkte wird somit auch der Versuch 
unternommen, die Beratungsqualität zu steigern und zu verstetigen.  
Die demografische Realität in der Stadt Schweinfurt sorgt für ständig steigenden 
Beratungsbedarf für Pflegeleistungen. Diesbezüglich bedarf es deshalb einer wegweisenden 
Antwort der Stadt. 
 

 

     Schweinfurt, 03. November 2005 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Frau Oberbürgermeisterin Grieser 
Rathaus 
Markt 1 
 
97421 Schweinfurt 
 
 
 

__ 

__ 

 

 
    Stadtratsfraktion 
        Schweinfurt 

 
DIE LINKE. 
Geschäftsstelle Schweinfurt 
Hadergasse 11 
97421 Schweinfurt 
 

Κ (09721) 730 98 13 
Χ (0160) 907 500 51 
Μ (09721) 730 98 12 
ξ kreisverband@dielinke-sw-kg.de 
 

 
 
 
 
Anfrage Betreff: „Sozialausweis der Stadt Schweinfurt“ 
 
 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin Grieser, 
 
 
die Initiative „Sozialpass Schweinfurt“ hat herausgefunden, dass die Stadt Schweinfurt seit 
dem 01.07.1985 einen Sozialausweis anbietet, der sozial Bedürftigen Vergünstigungen in 
städtischen Einrichtungen gewährt. 
Uns liegt ein Informationsblatt der Stadt Schweinfurt vor, welches genau aufschlüsselt, 
welche Vergünstigen für wen, wo erhältlich sind. Dieses Informationsblatt trägt das Datum 
„Januar 2003“. Wurde der Sozialausweis nicht zurückgenommen, besteht in der Stadt 
Schweinfurt praktisch seit 25 Jahren eine Art „Sozialpass“. Zu diesem Thema ergeben sich 
für uns folgende Fragen: 
 
 
Anfrage: 
 

1. Wurde der, wohl 1985 beschlossene, „Sozialausweis der Stadt Schweinfurt“ 
jemals per Stadtratsbeschluss zurückgenommen? 

2. Wenn nein, warum wurde der Stadtrat über das Bestehen des Sozialausweises 
in der Debatte um den Sozialpass nicht informiert? 

3. Wie viele Sozialausweise sind zurzeit im Umlauf? 
4. Wenn keine Sozialausweise im Umlauf sind: Wann wurde der letzte 

Sozialausweis ausgestellt? 
5. Wie viele Sozialausweise wurden in den Jahren 1985 bis heute jeweils jährlich 

ausgestellt? 
6. Wie werden die Berechtigten über den Sozialausweis informiert? 
7. Wer stellt den Sozialausweis aus? 

 
 
Wir bitten um Beantwortung der Fragen zur nächsten Stadtratssitzung am 23. Februar 2010. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 

     Schweinfurt, 8. Februar 2010 
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Gegenwärtig versuchen die Neonazis mit einer gewissen „sozialen Anbiederung“ wichtige 
soziale Themen und Thesen, gerade am 1. Mai zu, besetzen. Sie tun dies in vermeintlicher 
Gegnerschaft zum Großkapital. Damit versuchen sie auch, die Geschichte umzudeuten. 
Diesem Spiel des Wolfes im Schafspelz müssen alle gemeinsam, auch in Schweinfurt, 
entgegentreten.  
 
 
Resolutionstext: 
 
„Gegen den Naziaufmarsch am 1. Mai in Schweinfurt- Schweinfurt ist bunt, nicht braun! 
Bündnis für Demokratie und Toleranz“  
„Das Bündnis ist sich darüber einig, dass Rechtsextremismus in Schweinfurt keine Chance 
haben darf. Rassismus, Ausländerhass, Gewalt und die Verfolgung von Minderheiten sind 
mit den Werten einer aufgeklärten Gesellschaft nicht vereinbar.  Das Bündnis gegen den Naziaufmarsch am 1. Mai sieht es als seine Verpflichtung an, 
solidarische Maßnahmen in die Wege zu leiten, um alten und neuen Nazis am 1. Mai in 
Schweinfurt eine klare Absage zu erteilen.“  
 
Kosten/ Finanzierung:  
Es entstehen keine Kosten.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen und der Bitte um Behandlung am 23. März 2010, 
 
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Betreff: Dringlichkeitsantrag/ Resolution „Schweinfurt ist bunt, nicht braun!“ 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin Grieser, 
 
ich bitte Sie, den folgenden Dringlichkeitsantrag dem Stadtrat in der nächsten Sitzung am 
Dienstag, den 23. März 2010 zur Entscheidung vorzulegen. 
Die Dringlichkeit ergibt sich aus dem Vorhaben von Neonazis am 01. Mai in Schweinfurt 
aufzumarschieren.  
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 

1. Die Oberbürgermeisterin und die Stadtverwaltung werden gebeten, weiterhin 
alle geeigneten Maßnahmen bis hin zu gerichtlichen Schritten zu ergreifen, um 
den geplanten Demonstrationszug rechtsextremer Organisationen des so 
genannten „Nationalen Bündnis 1.Mai“ in Schweinfurt zu verhindern. 

2. Die Stadt Schweinfurt unterstützt das breite gesellschaftliche Bündnis „Gegen 
den Nazi- Aufmarsch am 1. Mai in Schweinfurt“ und erklärt sich mit der 
Resolution solidarisch, die auf der Gründungsversammlung dieses Bündnisses 
am 08. Februar gefasst wurde. 

 
Begründung: 
 
Da inzwischen 105 rechtsextreme Gruppen und Parteigliederungen der NPD zum 
„deutschen Arbeiterkampftag nach Schweinfurt“ aufrufen, ist davon auszugehen, dass der 
Nazi- Aufmarsch am 1. Mai 2010 tatsächlich in Schweinfurt stattfinden soll.  
Am 1. Mai 1933 wurden die freien Gewerkschaften verboten, die Gewerkschaftshäuser 
gestürmt und viele Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter von den Nazis eingesperrt, 
gefoltert und umgebracht. Die Repräsentanten der freien Arbeiterbewegung wurden mit 
Gewalt beseitigt, um der Unterdrückung, dem Völkermord und Krieg freie Bahn zu 
verschaffen. Für Demokraten ist es deshalb unerträglich, wenn Neonazis versuchen, diesen 
Tag, der für internationale Solidarität, Frieden, Freiheit und sozialer Gerechtigkeit steht, für 
sich und ihre Ideologie zu vereinnahmen. Es ist die Ideologie der ewig Gestrigen, die 
Rassismus, Nationalismus und Antisemitismus predigen. Die sich mit dem Führerprinzip und 
dessen Verherrlichung genau gegen die demokratischen Prinzipien stellen und somit alle 
demokratischen Kräfte herausfordern.  

 

     Schweinfurt, 15.03.2010 
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Mit der Bitte um zeitnahe Behandlung!  
Mit freundlichen Grüßen,  
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Betreff: Antrag „Zukunftskonzept Stadtwerke 2022“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelè, 
 
 
ich bitte um Behandlung des folgenden Antrages im Stadtrat: 
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Für die Stadtwerke Schweinfurt GmbH wird ein Zukunftskonzept entwickelt. Es hat die 
Aufgabe, dem neuen Geschäftsführer die Ziele und Entwicklungsschritte des 
Gesellschafters Stadt Schweinfurt vorzugeben. Inhaltlich zuständig ist der 
Aufsichtsrat und der Stadtrat als Entscheidungsorgan. 
 
 
Begründung: 
 
Wohin sollen sich die Stadtwerke Schweinfurt unter welchen Voraussetzungen entwickeln? 
Um Bruchstücke dieser Fragestellung wird im Stadtrat aufgrund von Einzelanträgen 
verschiedener Fraktionen häufig grundsätzlich und heftig diskutiert. Die Entscheidungen 
erfolgen meist zufällig und folgen keinem übergeordneten Entwicklungskonzept. Dieses fehlt 
unserer Meinung nach. 
Mit der Neubesetzung des Postens des Geschäftsführers drängt sich die Entwicklung eines 
Zukunftskonzepts praktisch auf. Strom welcher Energiequellen sollen die Stadtwerke 
perspektivisch anbieten? Sollen die Stadtwerke in die Energieerzeugung einsteigen? Wenn 
ja, in welcher Form? Wohin sollen sich die Verkehrbetriebe entwickeln? Wird ein öffentliches 
Verkehrsverbundsystem für die Region Mainfranken angestrebt? Wenn ja, unter welchen 
Bedingungen? 
Beispielhaft sind einige Fragen gestellt, für die wir Antworten benötigen. Auch um dem 
neuen Geschäftsführer die Leitplanken für die gewollte Entwicklung der Stadtwerke 
einzuziehen. Ebenso nötig sind Betriebsgrundsätze, die in einer Präambel formuliert werden 
können, um das ethische Fundament des betrieblichen Handelns klar zu formulieren. 
 
 
Kosten/ Finanzierung: 
 
Ohne externe Beratung sind keine nennenswerten Kosten zu erwarten. 
 

 

     Schweinfurt, 02.03.11 
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Chronologische Darstellung
der Fraktionsarbeit im Stadtrat 

Juni 2011 – Mai 2014

Gewerbesteuer
(Auszug aus Bürgerinfo Dezember 2011 zu den Haushalts-
beratungen 2012)

Von den ordentlichen Erträgen in Höhe von 170,3 Mio. 
Euro sind Steuereinnahmen von 86,9 Mio. Euro vorgesehen. 
Neben der Grundsteuer (10,4 Mio.), dem Einkommensteuer-
anteil (16 Mio.) und dem Umsatzsteueranteil (4,1 Mio.) 
ist die Gewerbesteuer mit ca. 55 Mio. Euro die wichtigste 
Finanzierungsquelle der Stadt Schweinfurt. Etwa 65% der 
gesamten Gewerbesteuer entfallen auf die wenigen Groß-
betriebe der Stadt. Der Rest streut sich kleinteilig z.B. auf die 
Bauwirtschaft (1,6%), dem Bankenwesen (9%), oder dem 
Einzelhandel (ca. 1%).

Wer ein Gewerbe betreibt, ist gewerbesteuerpflichtig. Dar-
unter fallen Kapitalgesellschaften, Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften, allerdings keine Freiberufler wie 
Ärzte, Notare oder Rechtsanwälte.

Die Gewerbesteuer errechnet sich aus dem Gewinn! Für 
Handwerker z.B. gilt ein Freibetrag von 24 500 Euro im Jahr 
auf den Gewinn. Die Gewerbesteuer ist vom Rest 3,5% mal 
Hebesatz durch 100. Der Hebesteuersatz der Stadt Schwein-
furt liegt aktuell bei 370 Punkten. 

    BEISPIEL:

Gewinn (Steuermessbetrag) eines Handwerkbetriebs: 
100 000 Euro/Jahr minus Freibetrag von 24 500 Euro, ergibt 
75 500 Euro, davon 3,5% sind 2624,50 Euro multipliziert 
mit 3,7 (Hebesatz geteilt durch 100) sind 9777,25 Euro. 
(Steuerquote unter 10%!).

Einzelunternehmer können die Gewerbesteuer bis zu einem 
Hebesatz von 380 Punkten von der Einkommenssteuer-
schuld abziehen, sie zahlen also praktisch keine Gewerbe-
steuer!!!

Mit 370 Punkten liegt Schweinfurt deutlich unter dem 
Durchschnitt von 385 Punkten vergleichbarer Städte (Bam-
berg 390, Aschaffenburg 385, Würzburg 420).

Anträge DIE LINKE Schweinfurt
für die Haushaltsberatungen 2012

Gewerbesteuer-Hebesatz 385

Wurde erwartungsgemäß von CSU, prosw, SWL, Freien, Rep., 
OB und SPD abgelehnt, obwohl die Stadt seit Jahren weni-
ger einnimmt  als sie ausgibt. Unser Vorschlag würde Mehr-
einnahmen von ca. 2 Mio. Euro/ Jahr ergeben. Dringend 
benötigtes Geld, um Schulen zu sanieren, die Energiewende 
zu gestalten und andere Investitionen zu tätigen.
Wir meinen: Schweinfurt kann sich den Luxus der unter-
durchschnittlichen Gewerbesteuer nicht mehr leisten!

Sozialausweis ÖPNV 50%

Wie schon im vergangenen Jahr beantragten wir, den Preis 
für ein Stadtbus- Montagsticket von 25,90 Euro um die 
Hälfte auf 12,95 Euro für Inhaber des Schweinfurter Sozial-
ausweises zu reduzieren. Abgelehnt von CSU, prosw und 
den Freien (FDP und FBU).

Frauenhaus 752

Unser Antrag, den Zuschuss für das Schweinfurter Frauen-
haus um 752 Euro (13%) zu erhöhen, wurde angenommen. 
Nur OB Remelé stimmte dagegen. Um diese Summe wurde 
der Zuschuss im letzten Jahr durch die Stadt gekürzt, weil 
der Freistaat Bayern seinen Zuschuss um jene 13%, erstmals 
seit 1993, erhöhte.

Bergl Wohnscheibe 630 000

Der Vorplatz der Bergl Wohnscheibe ist heruntergekommen. 
Wir beantragten eine Neugestaltung nach bereits ausge-
arbeiteten Plänen der Stadt für 630 000 Euro. Wurde von 
allen anderen abgelehnt.

    RESÜMEE:

Wir mussten auch den Haushalt 2012 ablehnen, weil er 
unseren Vorstellungen einer Kommunalpolitik nach dem 
Motto „Schweinfurt für alle“ nicht ausreichend nachkommt. 
Außerdem ist die dringend nötige Anpassung der Gewerbe-
steuer nicht erfolgt, was möglicherweise zu Sparprogram-
men anderswo führen kann.

US- Truppenabzug als Chance für Schweinfurt 
und als Eignungstest für OB Remelé
(Auszug Bürgerinfo Mai 2012)

Die Nachricht schlug ein wie die sprichwörtliche Bombe. Die 
US- Army räumt bis zum Herbst 2014 den Standort Schweinfurt. 

Auf dem Stadtgebiet werden etwa 90 ha Fläche mit fast 
350 Gebäuden frei. Darunter Wohnhäuser, Verwaltungs-
gebäude, Kindergarten, Schulen, Sportanlagen, ja sogar ein 
Kino, zwei Kirchen, eine Tankstelle, Einkaufszentren und 
andere Nutzbauten.

Neben den Gebäuden werden auch weniger Menschen in 
und um Schweinfurt leben. Insgesamt verlassen ungefähr 
12 000 Amerikaner (Soldaten plus Familienangehörige) 
Schweinfurt und Umgebung. Zwar tauchen diese in keiner 
Bevölkerungsstatistik auf, nehmen aber doch teilweise 
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben in den 
Kommunen teil. Zumindest einige Lokale, Vermieter und 
Taxiunternehmen werden den Abzug wirtschaftlich spüren. 
Die Auswirkungen auf den Einzelhandel hingegen sind wohl 
überschaubar, da die amerikanische Bevölkerung weitge-
hend eigenständig versorgt wird.

600 Jobs weniger

Die US- Army hat auf ihrem Gelände etwa 600 Zivilbeschäf-
tigte unter vernünftigen und guten Bedingungen angestellt. 
Diese Arbeitsplätze fallen definitiv weg. DIE LINKE Stadt-
ratsfraktion unterstützt die Bemühungen der Gewerkschaft 
ver.di und der Belegschaftsvertretung nach einer Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsgesellschaft, damit die Arbeits-
losigkeit möglichst für alle verhindert wird.
Gleichzeitig entfällt die US- Army als Auftraggeber für Hand-
werker, Baubetriebe und Gewerbetreibende.
Auch für das Leopoldina Krankenhaus werden einige Privat-
patienten wegfallen, Volumen ca. 2% der Umsatzerlöse, das 
sind etwa 2 Mio. €/ Jahr.

Universität als Chance für Schweinfurt?

Seit Jahrzehnten beklagen Stadträte aller Fraktionen die Be-
engtheit des Stadtgebiets als Entwicklungshemmnis. Kaum 
Neubaugebiete, kein Platz für strukturellen Fortschritt.
In Bälde wird es Platz geben. Ca. 700 Wohnungen in US- 
Wohngebiet Askren Manors (am Kennedy- Ring) und 68 
Einfamilienhäuser in Yorktown Village (Nähe Hainig). Dazu 
kommen viele Privatwohnungen, die von US- Bürgern be-
zogen sind. 

Gleichzeitig gehen die Demoskopen von einer abnehmenden 
Bevölkerungszahl für Schweinfurt Stadt und Land aus. Wozu 
also mehr Wohnraum?

Was Schweinfurt braucht, ist ein großer Wurf. Ein sichtbarer 
Entwicklungsfortschritt, der junge Leute anzieht, Innovatio-
nen und damit Wohlstand hervorbringt. Erst dadurch kann 
der frei werdende Wohnraum sinnvoll genutzt werden.
Idealtypischer Weise kann dies durch die Gründung einer 
Universität geschehen. Auf der Hand liegt dabei der Aufbau 
einer Technischen Universität (TU). Doch auch eine der raren 
Sportuniversitäten wäre denkbar. Die Nähe von Sachs- Sta-
dion und Ledward- Kaserne in Verbindung mit den vorhan-
denen US- Sportstätten spräche dafür. 

Doch für diesen großen Wurf bräuchte es den gemeinsamen 
Willen des Stadtrats unter der Führung des Oberbürgermeis-
ters, sowie die nötige Unterstützung des Landes Bayern, als 
Entscheider, Investor und Träger der Uni.

Frank Firsching, Fraktionsvorsitzender:
(Auszug Bürgerinfo Dezember 2012)

„Schweinfurt ist unterfinanziert! Für 2013 rechnet Käm-
merer Baldauf mit einem Minus von 13,6 Mio. Euro. Das 
bedeutet nach einem Minus von 14,6 Mio. aus diesem Jahr, 
einem Minus von 4,5 Mio. aus 2010 und einem Minus von 
17,6 Mio. aus 2009, auch 2013 wieder Minus in zweistel-
ligem Bereich. Damit schrumpfen die Rücklagen von einst 
88,5 Mio. (2008) nach dem Haushaltsplan auf ca. 26 Mio. 
bis Ende 2013.

Um nicht falsch verstanden zu werden. Das ist noch nicht 
tragisch. Es besteht auch kein Grund zur Panikmache. Aber 
es muss sich jetzt auf der Einnahmenseite der Stadt etwas 
tun, damit wir im Hinblick auf die anstehende Konversion 
handlungsfähig bleiben.“

Aus diesem Grund hat DIE LINKE Stadtratsfraktion be-
antragt, die maßvolle Anhebung des Gewerbesteuerhebe-
satzes von 370 auf 395 Punkte zu vollziehen. Das würde 
netto etwa 3 Mio. Euro / pro Jahr in die Stadtkasse spülen. 
Geld, das dringend benötigt wird, um die Infrastruktur des 
Oberzentrums Schweinfurts zu erhalten, ohne sich stärker zu 
verschulden!

Mit dieser Gewerbesteueranpassung läge Schweinfurt 
keineswegs an der Spitze, sondern eher im Mittelfeld der 
Gewerbesteuerhöhe anderer kreisfreien Städte (vgl. WÜ 
420, BA 390, AB 385, FÜ 440, BT 390) in Franken. Von einer 
Gefahr für Arbeitsplätze kann überhaupt keine Rede sein, 
insbesondere dann nicht, wenn der stärkste Wirtschafts-
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Chronologische Darstellung
der Fraktionsarbeit im Stadtrat 

standort Bayerns, die Landeshauptstadt München mit einem 
Hebesatz von 490 Punkten (!), ist.

Der Antrag wurde mehrheitlich abgelehnt.
Denn OB Remelé, CSU, SPD und FDP sind der Meinung: Lieber 
3 Mio. Euro Schulden als 3 Mio. Euro Steuereinnahmen!!!

Weitere Anträge DIE LINKE Schweinfurt
zu den Haushaltsberatungen für 2013

Bauersberg 315 000 Euro

Unser Schullandheim Bauersberg ist ein Juwel mitten in der 
Rhöner-Natur. Ausgereifte pädagogische Konzepte garan-
tieren hochwertige Bildungsangebote für unsere Kinder, um 
nachhaltig das Verständnis für die Natur zu fördern.

Zur energetischen Komplettsanierung sind 2 Mio. Euro 
nötig wovon die Stadt als Eigentümer nur 365 000 Euro 
beizutragen hätte. Unter falschen Voraussetzungen hat 
der Stadtrat im März ´12 lediglich 50 000 Euro zur Lehrer-
zimmerrenovierung genehmigt. OB Remelé gab im März als 
Hauptgrund des Finanzierungsrückzugs die Konkurrenz mit 
einem neuen Haus in Oberelsbach an, die es so gar nicht 
gibt, wie Schulreferent Mainka auf Anfrage im Oktober be-
stätigte. Außerdem informierte OB Remelé den Stadtrat über 
seine Finanzierungszusage an die Partner in der Rhön vom 
September 2011 nicht. Ergebnis: Antrag abgelehnt. 

Unserem Juwel droht der Verfall und damit unseren Kindern ein 
herber Verlust! Leider unterstützten uns hier nur die Grünen!

Sozialausweis ÖPNV 50%

Wie schon im vergangenen Jahr beantragten wir den Preis 
für ein Stadtbus- Montagsticket von 28,40 Euro um die 
Hälfte auf 14,20 Euro für Inhaber des Schweinfurter Sozial-
ausweises zu reduzieren. Abgelehnt von CSU, prosw und 
den Freien (FDP und FBU).

Schulessen 1140 Euro

Unser Antrag zielte darauf ab, allen bedürftigen Schwein-
furter Kinder ein kostenloses Mittagessen beim Ganztages-
unterricht anzubieten. Abgelehnt von CSU, prosw und den 
Freien (FDP und FBU).

Straßenerneuerung 1,5 Mio. Euro

Der jährliche Wertverlust unserer Straßen beträgt laut Gut-
achten 2 Mio. Euro! Investieren wir in den Erhalt weniger, 
besteht die Gefahr, dass die Schäden langfristig von den 
Anwohnern durch Beiträge mitbezahlt werden müssen. Das 
lehnen wir ab! Deshalb der Antrag, die eingestellte Summe 
von 0,5 Mio. auf 2 Mio. Euro aufzustocken.
Abgelehnt von CSU, prosw und den Freien (FDP und FBU).

Unbefristet einstellen (kostet nix)

Die Stadt Schweinfurt stellt grundsätzlich befristet ein- auch 
ohne Sachgrund. Diesen Zustand wollten wir ändern. Ab-
gelehnt durch CSU, prosw, Freie, SWL und Grüne.

Unnötige Ausgaben

Insgesamt etwa 2 Mio. Euro können aus unserer Sicht ein-
gespart werden. Darunter 1,5 Mio. für die Wissenswerkstatt. 
Eine unnötige Subventionierung der finanzstarken Industrie!

Wir mussten den Haushalt 2013 ablehnen, weil er unsere 
Vorstellungen eines „Schweinfurt für ALLE“ nicht erfüllt!

Wasserprivatisierung: CSU uneins
(Aus Bürgerinfo März 2013)

Welch ein Erfolg! Zur Stadtratssitzung am 26. Februar stellte 
die Stadtratsfraktion DIE LINKE eine Resolution zur Abstim-
mung, die sich gegen die von der EU- Richtlinie zur Privati-
sierung der Wasserversorgung aussprach. Darin beinhaltet 
war die Aufforderung an die Bundes- und Europaabgeord-
neten der Region, sich in ihrem Wirkungskreis gegen die Pri-
vatisierungsabsichten zu wenden, was OB Remelé brieflich 
erledigen sollte. So der Auftrag der Resolution.

Kaum zu glauben, aber unsere Resolution wurde einstimmig 
angenommen!Doch kehrte die Ernüchterung schnell wieder 
ein. Zwei Tage später stimmten alle CSU- MdB der Region, 
u.a. Michael Glos und Dorothee Bär im Bundestag gegen 
gleichlautende Anträge der Linken, SPD und Grünen und 
damit für die Wasserprivatisierung!

Frank Firsching wollte in der Ratssitzung am 19. März wis-
sen was denn die abtrünnigen CSU- MdB Herrn OB Remelé 
geantwortet haben.

Antwort: Die Briefe sind noch nicht einmal abgeschickt! 
BRAVO, Herr Remelé.

Der Unterschied zwischen Schweinfurt 
und Ingolstadt

Welch ein Witz! Im Herbst 2012 beantragte DIE LINKE die 
kostenfreie Nutzung der Stadtbusse im Stadtgebiet an den 
Samstagen des Weihnachtsmarktes für alle.

Statt einer Abstimmung im Stadtrat gab es ein Nein der 
Regierung von Unterfranken. Diese antwortete auf eine 
Anfrage des Aufsichtsratsvorsitzenden der Stadtwerke, Herrn 
OB Remelé. Darin stand geschrieben, eine kostenlose Perso-
nenbeförderung sei nach Bundesgesetz gar nicht erlaubt!
Was uns wunderte, da der Antrag eine Kostenerstattung der 
Stadt an die Stadtwerke vorsah. Damit ging es nicht um die 
kostenlose Beförderung, sondern darum, dass die Stadt die 
Fahrkarten für ihre Bürger/innen bezahlt.

Nun hat Stadtrat Sinan Öztürk erfahren, dass in Ingolstadt die 
kostenfrei Busnutzung auch ohne Erstattung der Stadt von der 
Regierung von Oberbayern genehmigt wurde! Die Stadtrats-
anfrage beantwortete der zuständige Herr Lapp von 
den Stadtwerken für Herrn OB Remelé. Er könne 
sich die Genehmigung für die kostenfreie Bürger-
nutzung der Busse nicht erklären.
Wir wissen jedenfalls, welchen Antrag Herr 
Remelé im Herbst 2013 wieder auf den Tisch 
bekommt- versprochen

DIE LINKE eint den Stadtrat: 
ALLE wollen eine Universität 
Schweinfurt
(Auszug Bürgerinfo Juli 2013)

Welch ein Paukenschlag. Auf Initiative und Ein-
ladung der Stadtratsfraktion DIE LINKE einigten 
sich alle Fraktionen und Gruppen im Schweinfur-
ter Stadtrat darauf, eine Universität für Schwein-
furt gemeinsam zu wollen!

Am 28. Juni unterzeichneten Stefan Funk (CSU), 
Kathi Petersen (SPD), Adolf Schön (SWL), Frank 
Firsching (LINKE), Karl- Heinz Knöchel (prosw), 
Georg Wiederer (Die Freien) und Marc- Dominic 
Boberg (Bündnis90/ Die Grünen) die gemeinsa-
me Erklärung „Initiative Universität für Schwein-
furt“.

Im Text heißt es dazu wörtlich:

„Übereinstimmung besteht weiterhin darin, frei 
werdende Immobilien zur Stärkung des Bildungs-
standortes Schweinfurt einzusetzen. 

Als zielführende Maßnahme wird die Gründung einer Uni-
versität am Standort Schweinfurt angesehen. Im Wissen um 
die Komplexität der Aufgabe vereinbaren die unterzeichnen-
den Fraktionen und Gruppen des Schweinfurter Stadtrats alle 
jeweiligen Möglichkeiten auszuschöpfen um das gemeinsame 
Ziel zu erreichen.“

Als erste Fraktion hat DIE LINKE im Mai 2012 die Gründung 
einer Universität als „großen Wurf“ in der Konversions-
debatte öffentlich vorgeschlagen. Nachdem sich OB Remelé 
und die Verwaltung hinter dem, damals in Anfertigung 
befindlichen, Konversionsgutachten versteckten, legte DIE 
LINKE im Februar diesen Jahres mit einer Veranstaltung 
nach und erneuerte ihren Vorschlag. Wieder geschah nichts. 
Auch eine CSU- Veranstaltung im April ´13 brachte keine 
Fortschritte. Insbesondere OB Remelé beließ es auch dort 
bei Allgemeinplätzen und Vertröstungen. Da von ihm keine 
Impulse zu erwarten waren, wagte Linken-Fraktionschef 
Frank Firsching den Vorstoß zur „Initiative Universität für 
Schweinfurt.“
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Entfallen die Kriterien „Freiwilligkeit, Tarifentlohnung- Mindestlohn und der Verzicht auf 
Leiharbeit“ wandelt sich die gut gemeinte „Bürgerarbeit“ in einen „Arbeitsdienst“, den wir 
überzeugt ablehnen.  
 
Kosten/ Finanzierung:  
Für die Stadt Schweinfurt entstehen keine Kosten.  
 
 
Mit der Bitte um zeitnahe Behandlung!  
 
Mit freundlichen Grüßen,  
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Betreff: Antrag „faire Bürgerarbeit“ 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
ich bitte um Behandlung des folgenden Antrages im Stadtrat: 
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Das Jobcenter der Stadt Schweinfurt beachtet bei der Vergabe von 
Bürgerarbeitsplätzen folgende Kriterien: 
 

1. Die Aufnahme von „Bürgerarbeit“ erfolgt freiwillig und wird daher nicht 
aufgezwungen, bzw. sanktioniert. 

2. Der Stundenlohn beträgt mindestens 8,50 Euro. Einschlägige Tarifnormen sind 
darüber hinaus anzuwenden. Bei der Auswahl der Antragsberechtigten ist auf 
die Tarifbindung zu achten! 

3. Leih- oder Zeitarbeitsfirmen werden nicht mit Bürgerarbeitsplätzen 
ausgestattet. 

 
 
Begründung: 
 
Das Jobcenter der Stadt Schweinfurt wurde in den Kreis derer aufgenommen, die so 
genannte „Bürgerarbeitsplätze“ anbieten können. Bis zu 50 Bürgerarbeitsplätze kann das 
Jobcenter im Gebiet der Stadt Schweinfurt an Arbeitgeber vergeben.  
In der Stadtratssitzung vom 31.05.11 hat der Stadtrat beschlossen, 20 dieser 
„Bürgerarbeitsplätze“ bei der Stadtverwaltung einzurichten. Sie werden nach TVöD 
(Entgeltgruppe 1, Stundenlohn 8,54 Euro) entlohnt. Die Arbeitsaufnahme geschieht freiwillig, 
so die mündliche Aussage von Amtsleiter Herrn Kotsch. 
 
Verbleiben 30 Bürgerarbeitsplätze, die an Verbände, Vereine, Organisationen und/ oder 
privaten Firmen vergeben werden können. Ziel des Antrages ist es, Mindeststandards zur 
Sicherung „fairer Bürgerarbeit“ aufzustellen, wie sie die Stadt Schweinfurt selbst umsetzt.  

 

     Schweinfurt, 01. 06.11 

Beispielhaft Anträge und Aktivitäten 2011 bis 2014
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Im Mai 2013 bezeichnete die Linke- Stadtratsfraktion die 
„Aufgabe Konversion“ als Eignungstest für OB Remelé. Es 
scheint, als müsse OB Remelé kräftig angeschoben werden, 
damit er sich endlich für die Stadt Schweinfurt in München 
einsetzt! Das stimmt nachdenklich.

Firsching dankte ausdrücklich allen Fraktionen für ihre 
Bereitschaft, das Lagerdenken für die Zukunft Schweinfurts 
zu überwinden. Nun wird es darauf ankommen, Landes-
regierung und Landesparlament von der Idee und der 
Notwendigkeit einer Schweinfurter Uni zu überzeugen. „Das 
wird schwer, aber unmöglich ist es nicht.“, zeigt sich der 
Linke- Fraktionschef optimistisch.

Zum Haushaltsplan für 2014 
Frank Firsching, Fraktionsvorsitzender:

Erstmals haben wir dem Haushaltsentwurf der Verwaltung 
zugestimmt! Wir stehen zum Haushalt, weil für uns wichtige 
Anträge von der Mehrheit, teils jenseits der CSU und des OB 
Remelé, angenommen wurden!

Obwohl unser Weg hin zu einem „Schweinfurt für ALLE“ 
noch lange nicht zu Ende ist, haben wir in der kommuna-
len Sozialpolitik gute Fortschritte gemacht. Nachdem der 
Schweinfurter Sozialausweis im Jahr 2010 wieder eingeführt 
wurde, ist es uns nun gelungen das Monatsticket des Stadt-
busses für Inhaber des Sozialausweises von 24,50 Euro auf 
14,20 Euro zu reduzieren. Damit zahlen Inhaber des Sozial-
ausweises nur noch 50% des regulären Preises von 28,40 
Euro und werden damit in Schweinfurt mobiler.
Ein weiterer Beitrag zu mehr Teilhabegerechtigkeit ist das 
inzwischen kostenlose Schulessen für die Kinder von finanz-
schwachen Familien. Hinzu kommen die Annahmen unserer 
Anträge, die maroden Platten des Friedhofsvorplatzes zu 
erneuern und die Parkautomaten in unseren Parkhäusern 
einheitlich mit neuer Technik auszustatten. 

Gescheitert sind wir noch mit den Vorschlägen, den Kunst-
rasenplatz des SC 1900 SW zu erneuern und den Platz vor 
der Wohnscheibe am Bergl umzugestalten. Doch in beiden 
Fällen ist Bewegung in der Stadtverwaltung zu erkennen.
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Betreff: Antrag Zuschuss Frauenhaus 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
ich bitte um Behandlung des folgenden Antrages zu den Haushaltsberatungen für 2012:  
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Die Stadt Schweinfurt nimmt die im Haushaltsjahr 2011 vorgenommene 13%ige 
Kürzung des Zuschusses für das Frauenhaus, bzw. dem Verein „Frauen helfen Frauen 
e.V. Schweinfurt, zurück und stellt den Status Quo für das Jahr 2012 wieder her. Die 
Erhöhung beträgt 752 Euro. 
 
 
 
Begründung: 
 
Der Freistaat Bayern erhöhte die seit 1993 unveränderte Fördersumme für Frauenhäuser 
und Notrufe für die Jahre 2009 bis 2012 um 13%. In den Jahren 2009 und 2010 veränderte 
sich der Zuschuss der Stadt Schweinfurt deshalb nicht. Im Jahr 2011 wurde eine analoge 
Kürzung der Zuschussmittel um 13% vorgenommen. Die zuständige Ministerin Haderthauer 
stellte mehrfach klar, dass der Zuschuss die Frauenhäuser unterstützen soll und nicht dazu 
gedacht ist, kommunale Haushalte zu entlasten.  
 
Weitere inhaltliche Begründungen ergeben sich aus den jährlichen Sachberichten des 
Vereins „Frauen helfen Frauen e.V. Schweinfurt“.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 

     Schweinfurt, 05.11. 2011 

Beispielhaft Anträge und Aktivitäten 2011 bis 2014
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Betreff: Antrag „ÖPNV- Modellversuch zum Weihnachtsmarkt“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
ich bitte um Behandlung des folgenden Antrages in den Oktober oder November- Sitzungen, 
damit die Umsetzung noch 2012 erfolgen kann. 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Während des Weihnachtsmarktes verkehren die Stadtbusse an den vier Samstagen 
(01.12./ 08.12/ 15.12./ 22.12.2012) im Stadtgebiet für alle Nutzer kostenfrei. Die 
entstehenden Einnahmeausfälle der Stadtwerke werden vom Stadthaushalt 
ausgeglichen. 
 
Begründung: 
 
Durch die angespannte Parkplatzsituation aufgrund des Ausfalls des Parkhauses 
Hadergasse ist während des Weihnachtsmarktes mit erheblichen Problemen bei der 
Parkplatzsuche zu rechnen. 
Eine verstärkte Nutzung des ÖPNV durch die Schweinfurter Bevölkerung würde die 
innerstädtischen Parkplätze entlasten und Parkraum für auswärtige Besucher im 
Weihnachtsgeschäft entstehen lassen. Gedient wäre zudem dem innerstädtischen 
Einzelhandel und dem Weihnachtsmarkt selbst, der mit den positiven Effekten werben 
könnte. Gleichzeitig verringert eine verstärkte ÖPNV- Nutzung die Feinstaubbelastung in der 
Stadt. Ein Werbeeffekt ergibt sich automatisch für die Stadtbusse. 
 
Kosten/ Finanzierung: 
 
Der Antrag sieht vor, den Stadtwerken die Einnahmeausfälle des Weihnachtsgeschäfts an 
den Samstagen im Advent nach den Werten des Vorjahres zu erstatten. Wir schlagen einen 
Ansatz von 12 000 Euro vor, der der Rücklage zu entnehmen ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 

     Schweinfurt, 28. 09.12 
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DIE LINKE begrüßt deshalb den Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung, die Bürger durch 
gezielte Pressearbeit über die Pflicht zur Hundeanmeldung zu informieren. 
 
 
Mit der Bitte um zeitnahe Veröffentlichung und freundlichen Grüßen,  
 
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Haupt- und Finanzausschuss 20.03.12 
 
 
 
LINKE: CSU Hundesteuerantrag „entlarvend“ 
 
Die LINKE- Stadtratsfraktion nennt den Antrag der CSU- Fraktion, bisher nicht 
gemeldete Hunde in Schweinfurt gewerbsmäßig durch eine GmbH zu erschnüffeln 
„entlarvend“. Dazu Fraktionsvorsitzender Frank Firsching: „Anstatt die städtische 
Haushaltslage durch die Anhebung des Gewerbesteuerhebesatzes auf den 
Durchschnitt vergleichbarer Städte nachhaltig zu verbessern, will die CSU das Geld 
nun ersatzweise bei den Hundebesitzern eintreiben.“ 
 
Erinnert sei in diesem Zusammenhang an die Ablehnung des Antrages der LINKEN zu den 
Haushaltsberatungen 2012, auf die Anhebung des Gewerbesteuer- Hebesatzes auf 
durchschnittliche 385 Punkte. Diesen Antrag, der etwa 2 Mio. Euro Mehreinnahmen/ Jahr für 
die Stadtkasse zur Folge gehabt hätte wurde von CSU und SPD gemeinsam abgelehnt.  
 
Kurz nach den Haushaushaltsberatungen, am 21.11.11, geht dann der CSU- 
Hundesteuerantrag ein. Der Zusammenhang liegt auch zeitlich auf der Hand. Wie heißt es in 
der Antragbegründung: „Diese Steuer ist jedoch nur gesichert, wenn eine vollständige 
Bestandsaufnahme vorliegt. Nicht registrierte Hunde bedeuten nicht nur ein 
niedrigeres Steueraufkommen, sondern auch eine Rechtsungleichheit gegenüber 
Hundebesitzern, die ihr Tier anmelden.“ 
 
Es geht also um Steuergerechtigkeit und um das Steueraufkommen. Stadtrat Öztürk: „Der 
Steuergerechtigkeit wäre wesentlich mehr geholfen, wenn der CSU- geführte Freistaat 
Bayern endlich mehr Finanzbeamte einstellen würde. Damit Steuerprüfungen bei 
Unternehmen durchschnittlich nicht nur alle fünf Jahre durchgeführt werden. Da ein 
Steuerprüfer einen jährlichen Ertrag von über 1 Mio. Euro bringt, wäre diese 
Investition auch dem Steueraufkommen wesentlich dienlicher, als vor Ort den Hunden 
hinterher zu schnüffeln.“ 
 
Frank Firsching macht in diesem Zusammenhang auch auf die Steuerpolitik von CSU/ SPD/ 
FDP und Grünen der letzten 20 Jahre aufmerksam. In dieser Zeit wurde z.B. die 
Körperschaftssteuer von 40% auf 15% reduziert, der Spitzensteuersatz von 53% auf 42% 
gesenkt, die Vermögenssteuer abgeschafft und der Zinsertragssteuer vom persönlichen 
Einkommenssteuersatz auf 25% fixiert. Das Ergebnis dieser einseitigen 
Steuerentlastungspolitik: Mit den Steuergesetzen von Helmut Kohl aus dem Jahr 1998, 
wären die Steuereinnahmen im Jahr 2011 um 51 Milliarden Euro höher gewesen, als sie es 
waren! Wir könnten das Land entschulden und könnten darauf verzichten Hunde zu zählen. 
 

 

     Schweinfurt, 19. März 2012 
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Betreff: Antrag „kostenloses Schulessen“ 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
ich bitte um Behandlung des folgenden Antrages zu den Haushaltsberatungen für 2013:  
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Der Sozialausweis der Stadt Schweinfurt beinhaltet ab dem 01.01.2013 ein tägliches, 
kostenloses Schulessen für Kinder, die in Ganztagesklassen unterrichtet werden und 
deren Eltern den Schweinfurter Sozialausweises besitzen. 
Zur Finanzierung werden zusätzlich 40 000 Euro Haushalt bereitgestellt (100 x 2 x 200) 
 
 
Begründung: 
 
Um Kindern aus finanzschwachen Haushalten zu helfen, ist es erforderlich, an dieser Stelle 
in die Kinder zu investieren. Die Erfahrungen der Schweinfurter Kindertafel zeigen deutlich 
den Handlungsbedarf. Immerhin geht die Diakonie von einer Kinderarmutsquote von 25% 
(Offizielle Statistik 18%) in der Stadt Schweinfurt aus.  
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 

     Schweinfurt, 09.11.2012 
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Bei einer Steigerung der Inanspruchnahme um 100% auf etwa 800 Tickets im Jahr erzielen 
die Stadtwerke die gleichen Einnahmen bei gleichen Kosten wie bisher. Der 
Deckungsbeitrag der Stadt Schweinfurt hingegen verdoppelt in diesem Beispiel die 
Einnahmen der Stadtwerke an dieser Stelle und senkt damit das Defizit der Bussparte 
insgesamt. 
 
Übersteigt die Inanspruchnahme der 50%- Ermäßigung die eingestellten Haushaltsmittel, 
können die darüber hinaus entstehenden Mittel an die Stadtwerke über eine 
Gewinnentnahme dem Stadthaushalt zurückgeführt werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen,  
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Stadt führt dort zu häufigen Personalrotationen, weil sich junge Lehrkräfte nach unbefristeten 
Stellenangeboten andernorts umschauen und sich wegbewerben. Jährliche Lehrerwechsel 
machen es den Schülerinnen und Schülern dort nicht einfacher. Ständige Umstellungen sind 
die Folge. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen,  
 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Betreff: Antrag „50% ÖPNV- Ermäßigung“ 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
ich bitte um Behandlung des folgenden Antrages zu den Haushaltsberatungen für 2014:  
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Der Sozialausweis der Stadt Schweinfurt beinhaltet ab dem 01.01.2014 eine 50%ige 
Ermäßigung auf das ÖPNV Monatsticket der Stadtwerke. Der Differenzbetrag zum 
gegenwärtigen Preis wird den Stadtwerken aus dem Haushalt der Stadt Schweinfurt 
erstattet. 
 
 
Begründung: 
 
Um die Mobilität und die Teilhabe am öffentlichen Leben der Inhaber des Schweinfurter 
Sozialausweises zu verbessern, sehen wir es als nötig an, den Preis für ein Monatsticket zu 
senken. Wie es die „Initiative Sozialpass Schweinfurt“, bestehend aus den 
Wohlfahrtsverbänden, der Arbeitsloseninitiative, DGB und vdk, vorschlagen, um 50%.  
 
 
Kosten: 
 
Nach Angaben im Ausschuss Beschäftigung und Soziales wurden im Jahr 2012 gut 400 mal 
das vergünstigte Monatsticket zum Preis von 24,50 Euro durch Inhaber des Sozialausweises 
in Anspruch genommen. Gewähren wir eine Vergünstigung von 50% auf den Normalpreis 
von 28,40 Euro, gehen wir von einer höheren Inanspruchnahme aus. 
 
Preis bisher: 24,50 Euro, Preis neu: 14,20 Euro, Differenz von 10,30 Euro pro Monatsticket. 
 
10,30 Euro x 600 Tickets = 6 180 Euro  
 
 

, 

     Schweinfurt, 14.10.13 
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Betreff: Antrag: „Befristete Einstellungspolitik der Stadt Schweinfurt“ 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
wie im Haupt- und Finanzausschuss am 19.11.13 vereinbart, bitte ich um Behandlung des 
folgenden Antrages in der Stadtratssitzung am 26.11.13:  
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Die Stadt Schweinfurt nimmt von Ihrer bisherigen befristeten Einstellungspolitik 
Abstand und stellt grundsätzlich unbefristet ein. Der Grundsatz gilt nicht bei 
Befristungen mit Sachgrund, wie z.B. eine Schwangerschaftsvertretung. 
 
 
Begründung: 
 
Immer mehr Beschäftigte arbeiten in befristeten Beschäftigungsverhältnissen. Bundesweit 
macht diese Beschäftigungsart inzwischen 9,5% aller Arbeitsverhältnisse aus. In 
Unterfranken sind dies etwa 51 000. Der Chef der Agentur für Arbeit Würzburg wird heute, 
am 19.11., im Schweinfurter Tagblatt wie folgt zitiert: „Bei den neuen Arbeitsverhältnissen ist 
fast jedes zweite befristet.“ Damit beschreibt der Würzburger Agenturchef, was 
wissenschaftlich belegt ist. Dem IAB zufolge mussten sich im Jahr 2012 immerhin 44% aller 
Neueinsteiger mit befristeten Arbeitsverhältnisses zufriedengeben. 
Erhebungen des IAB (Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung) zufolge ist die 
Übernahmequote im Bereich Erziehung und Unterricht, sowie bei Organisationen ohne 
Erwerbscharakter. Dort werden 68% befristet eingestellt, in der Erziehungsbranche sind es 
gar 76%! 
 
Befristete Beschäftigte haben keinen festen Arbeitsvertrag, was ihnen erhebliche Nachteile 
einbringt. Die Zukunftsperspektiven sind unsicher, das Beschäftigungsverhältnis gilt als 
prekär, was beispielsweise bei Banken im Regelfall zur Kreditunwürdigkeit führt. 
 
Bei der Stadt Schweinfurt sind erfahrungsgemäß überdurchschnittlich die Lehrerinnen und 
Lehrer der städtischen Rathenau- Schulen betroffen. Die befristete Beschäftigungspolitik der 

 

     Schweinfurt, 19.11. 2013 
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Linke überrascht von SPD-Kehrtwende 
 
Linke Fraktionsvorsitzender Frank Firsching zeigt sich überrascht vom Stimmungswechsel in 
der SPD zum geplanten Gaskraftwerk im Schweinfurter Maintal: „Nachdem die SPD-
Stadtratsfraktion im Herbst letzten Jahres in nichtöffentlicher Stadtratssitzung geschlossen 
für das Gaskraftwerk im Maintal gestimmt hat, überrascht nun die 180 Grad-Kehrtwende 
gegen das Kraftwerk.“ 
 
Zurückhaltendend reagierten in der Debatte um den Verkauf des Maintal-Grundstücks im 
Liegenschaftsausschuss und im Stadtrat nur DIE LINKE und die Grünen. Die Diskussionen 
und Abstimmungen waren im Herbst 2013 jeweils nichtöffentlich ausgetragen worden. Die 
Stadtratsfraktion DIE LINKE begründete ihre Zurückhaltung mit den noch völlig unklaren 
Planungen zum Gewerbepark Conn-Baracks und der dürftigen Arbeitsplatzbilanz des 
Gaskraftwerks. Im Maintal sollen nach Angaben des Investors auf 60 ha nur 10 bis 15 
Arbeitsplätze entstehen, was laut Firsching etwa 400 unter dem vom Stadtrat beschlossen 
Wert liege.  
Die Hektik in der Oberbürgermeister Remelé die Verkaufsoption für den Finanzinvestor 
Blackstone durchgezogen hat, war ausschlaggebend für das Nein der Linken zur 
Verkaufsoption zum jetzigen Zeitpunkt. Laut Firsching hätte Blackstone den lukrativen 
Standort auch später noch gewollt. Die Linke hatte vorgeschlagen, mit der Verkaufsoption 
noch ein Jahr zu warten, um zumindest die Ergebnisse der Schadstoffuntersuchungen auf 
dem Gelände der Conn-Baracks abzuwarten. Leider waren nur die Grünen dieser 
Argumentation gefolgt. Eben deshalb überrasche die SPD-Kehrtwende so sehr, die sich 
letztlich gegen den eigenen Beschluss richtet. 
 
 
 
Mit der Bitte um zeitnahe Veröffentlichung. Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE 

 

     Schweinfurt, 12. Februar 2014 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

PRESSEMITTEILUNG 
 
 
 
 
 

__ 

__ 

 

 
    Stadtratsfraktion 
        Schweinfurt 

 
DIE LINKE. 
Geschäftsstelle Schweinfurt 
Hadergasse 11 
97421 Schweinfurt 
 

(09721) 730 98 13 
(0160) 907 500 49 
(09721) 730 98 12 
kreisverband@dielinke-sw.de 
 

 
 
 
 
 
Linke Erfolgsgeschichte  
Nachfrage nach 50%ÖPNV-Monatstickets enorm 
 
 
Für die Linke-Stadtratsfraktion ist es eine Erfolgsgeschichte. Die Nachfrage nach den, um 
50% reduzierten, ÖPNV-Monatstickets für Sozialausweisinhaber, ist größer als allgemein 
erwartet. Nach Angaben der Verwaltung wurden alleine im Februar 2014 insgesamt 464 
Monatstickets zum Preis von 14,20 Euro an Sozialausweisinhaber verkauft. 
 
„Was wir erleben ist eine linke Erfolgsgeschichte. Der günstige Preis macht 
finanzschwache Schweinfurter Bürger mobil, füllt die Busse und lässt die Kassen der 
Stadtwerke klingeln.“, so Linke-Fraktionsvorsitzender Frank Firsching. In der Tat 
nahmen die Stadtwerke durch den Verkauf der verbilligten Monatstickets im Februar dieses 
Jahres 6.588,80 Euro von Inhabern des Sozialausweises ein. Hinzu kommt der städtische 
Zuschuss von 10,30 Euro je Ticket, was in der Summe nochmal 4.779,20 Euro ausmacht, 
ohne zusätzliche Kosten auszulösen, da die Stadtbusse ohnehin fahren. 
 
Erst in den letzten Haushaltsberatungen gelang es der linken Stadtratsfraktion nach 
mehreren erfolglosen Anläufen in den vergangenen Jahren ihren Antrag auf 50%ige 
Ermäßigung der Monatstickets für Sozialausweisinhaber gegen die CSU-Fraktion und OB 
Remelé mit den Stimmen aller anderen Fraktionen durchzusetzen. Obwohl der beschlossene 
Start zum 01.Januar 2014 durch die Verwaltung verschlafen wurde und der Verkauf der 
Tickets erst auf massive Intervention der Linken am 09.Januar möglich war, wurden schon 
im Januar 444 verbilligte Monatskarten verkauft. Noch bis Dezember 2013 galt der Preis von 
24,50 Euro für Inhaber des Sozialausweises. Die Stadtwerke verkauften bis dahin monatlich 
etwa 40 bis 50 Tickets an diese Zielgruppe, was Einnahmen von ungefähr 1000 Euro/Monat 
entsprach. Nach den Zahlen der Verwaltung liegen die Einnahmen der Stadtwerke heute bei 
über 11.000 Euro im Monat! „Wir haben die Einnahmen der Stadtwerke mehr als 
verzehnfacht, ohne zusätzliche Kosten auszulösen. Diese Erfahrung sollten wir nutzen 
und nach Möglichkeit auch auf andere Bereiche, wie z.B. das Silvana übertragen.“, 
schlägt Linken-Stadtrat und Stadtwerke-Aufsichtsrat Sinan Öztürk vor. 
 
 
Mit der Bitte um zeitnahe Veröffentlichung und freundlichen Grüßen, 
 
 
Frank Firsching 
Mitglied der Stadtrat Schweinfurt 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE. 

 

     Schweinfurt, 29. März 2014  
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der Suche, der Auseinandersetzung um die beste Idee, die 

beste Problemlösung. 

 
Dabei sollten wir jedoch alle darauf achten, dass wir die 

Leitplanken der fairen politischen Auseinandersetzungen nicht 

zu arg touchieren und schon gar durchbrechen.  

 
Persönliche Verunglimpfungen oder gar Beleidigungen sollten 

wir alle gegenseitig unterlassen. Ebenso wie Unterstellungen, 

Unwahrheiten, Belehrungen und Legendenbildungen. 

 
Nicht immer ist es in der Vergangenheit gelungen, diese 

Leitplanken unberührt zu lassen.  

 
Für das nächste Jahr wünsche ich mir, ich hoffe im Namen des 

gesamten Gremiums, dass Auseinandersetzungen und 

Diskussionen ausschließlich um die besseren Argumente 

geführt werden. 
Weiter wünsche ich mir eine Verwaltung, die ihre Sitzungs- und 

Beschlussvorlagen noch mehr nach objektiven Kriterien, als 

nach ideologischer Hörigkeit formuliert. 

 
Dem neuen Bürgermeister, der in seiner bisherigen 

Stadtratstätigkeit nicht durch unfallfreies Navigieren innerhalb 

der von mir beschrieben Leitplanken aufgefallen war, wünsche 

ich eine Reifung, damit er zukünftig in der Lage ist, den 

gesamten Stadtrat und nicht nur seine Partei nach Außen zu 

vertreten. 
 
Dass es auch ohne Polemik geht, hat unser scheidender 

Bürgermeister Otto Wirth in vielen Jahren bewiesen. Manchmal 

wird der Mensch erst schätzen gelernt, wenn er geht und die 

Lücke groß ist, die er hinterlässt. 

 
Lieber Otto, in der letzten Woche hast du mich im DGB 

Gewerkschaftszentrum als DRV Versichertenberater 

verabschiedet. Heute habe ich die Ehre an dieser Stelle mich 

im Namen des Stadtrats für deine Arbeit zu bedanken. Du wirst 
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Nun könnte ein weiser Mensch daraus schlussfolgern, der gesunde Menschenverstand herrsche über Vorurteile, Einzelinteressen, Lagerdenken und Parteidisziplin.  
Hört man sich in der Bevölkerung um, so ist diese Meinung weit weniger verbreitet, als die Gegenteilige. Fortwährender Streit sei das Wesen im Rat der Stadt. Das ist zwar einerseits weit gefehlt, andererseits aber auch nicht von der Hand zu weisen.  

Wie kommt es zu dieser Mehrheitsmeinung?  
Zunächst einmal ist es für die Medien wesentlich interessanter über inhaltliche und persönliche Auseinandersetzungen zu berichten, als über Einigkeit. Die Leser- oder Hörerschaft will schließlich auch unterhalten werden.  

So ganz ohne Vorurteile, gepflegte Gegnerschaften und ideologische Grabenkämpfe freilich, geht es auch nicht. Ob Energiewende, soziale Angelegenheiten oder Großprojekte. Dem geschulten Beobachter fällt unschwer auf, dass die Behandlung von Anträgen und Anliegen der Fraktionen und Gruppierungen nicht unwesentlich davon abhängt, wer denn eine Idee, einen Antrag einbringt.  
Schon in der Beurteilung der Anträge durch Verwaltungen tun sich Welten auf, meine ich, da ist es möglich, dass ich an dieser Stelle nicht für alle hier spreche. Man hat den Eindruck, es gäbe zwei Arten von Anträgen. Bei den einen sind Kosten nicht zu quantifizieren oder werden runtergerechnet- bei, den anderen tauchen Kostenposten auf, die nicht zu halten sind oder werden Preise angenommen, deren Höhe alle Räte erschrecken lässt, um den Ablehnungsreflex garantiert auszulösen. 

 
 
So ist der öffentliche Eindruck nicht grundsätzlich unbegründet. Was aber auch nicht tragisch ist. Lebt die Demokratie doch von 
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Rede Joachim Fiedler 
 

Stadtrat, 20.12.2011 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
es ist mir eine Ehre in Vertretung des Kollegen Bebersdorf als 
Stadtratsältester die letzte Rede des Jahres halten zu dürfen. 
 
Das gibt mir die Möglichkeit, im Namen des gesamten Stadtrats 
ein ehrliches Dankeschön auszusprechen. Ein Dankeschön an 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Schweinfurt und 
ihrer Betriebe.  
Gleichermaßen sei den Referenten für ihre Arbeit, ebenso 
Herrn Oberbürgermeister Remelè und unserem scheidenden 
Bürgermeister Otto Wirth aufrichtig gedankt. Ich tue das gerne 
für den gesamten Stadtrat. 
 
Der Brauch, dem ältesten Stadtratsmitglied am Jahresende 
zuzuhören, hängt wohl damit zusammen, dass man „uns Alten“ 
Weisheit durch Erfahrung zubilligt. Gehe ich von dieser 
Motivation aus, werde ich mich sehr bemühen müssen, ihre 
Erwartungen nicht zu enttäuschen. 
 
Sollte wider erwarten doch Enttäuschung aufkommen, so liegt 
das wohl eher an Ihrer Jugend, als an meiner Weisheit. 
 
Gestatten Sie mir einen Blick auf die Arbeit, das 
Zusammenwirken der verschiedenen Akteure aus den 
unterschiedlichsten Parteien und der Verwaltung im 
Schweinfurter Stadtrat.  
 
Was vielen Beobachtern entgeht, ist zunächst die Tatsache, 
dass viele Beschlüsse einstimmig oder relativ einmütig erfolgen. 
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Chronologische Darstellung
der Fraktionsarbeit im Stadtrat 

Mai 2014 – Juli 2018 

Erstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge
in die Ledwards
(aus Bürgerinfo Oktober 2014)

Die Nachrichten überschlugen sich in den letzten Wochen 
der Sommerferien. Nun ist es amtlich. Auf dem Gebiet der 
Stadt Schweinfurt wird es eine so genannte Erstaufnahme-
einrichtung (EA) mit der Kapazität für 500 Asylbewerber 
geben. So hat es die Bayrische Staatsregierung und die 
Regierung von Unterfranken verfügt. Der Stadtrat hat in 
einer Sondersitzung am 23. September beschlossen, die EA 
auf dem frei gewordenen Kasernengelände der Ledwards an 
der Niederwerrnerstraße einzurichten. Bis Juli 2015 sollen 
drei bis fünf Gebäude, die sich im gedachten Anschluss zum 
Willy-Sachs-Stadion befinden zur EA umgebaut werden. 

Dazu kauft die Stadt Schweinfurt das Gelände und vermietet 
die Gebäude an den Freistaat Bayern. Allerdings nur für fünf 
Jahre! Hält die Staatsregierung Wort, wird dann die Fläche 
zur Weiterentwicklung des i-campus benötigt, der zunächst 
im Ostteil der Ledwards entstehen soll (gegenüber McDo-
nalds). Kommt alles wie geplant, wird dann eine neue EA 
auf dem Stadtgebiet zwischen Schweinfurt und Niederwerrn, 
hinter dem Sachs-Stadion, gebaut.

Unabhängig der EA soll eine „Not-Gemeinschaftsunter-
kunft“ (NGU) für bis zu 150 Flüchtlinge im Landkreis oder 
der Stadt Schweinfurt zügig entstehen (Anweisung der 
Regierung von Unterfranken). Augenblicklich ist davon aus-
zugehen, dass die NGU auf dem Gelände der Conn-Baracks 
entwickelt wird. Entsprechende Planungen laufen.

Begriffsklärungen:

Zentrale Erstaufnahmeeinrichtung (EA)

Die zentrale Erstaufnahmeeinrichtung ist eine Einrichtung 
des Freistaats Bayern. Sie dient zur kurzfristigen Unter-
bringung von Asylbewerbern. In der Einrichtung werden sie 
erfasst und nach einer medizinischen Erstuntersuchung auf 
andere Unterkünfte für Asylbewerber (Gemeinschaftsunter-
künfte) verteilt. Der Aufenthalt der Menschen dort soll nur 
vier bis sechs Wochen dauern. 

Aufgrund der massiven Überbelegung der beiden in Bayern 
vorhandenen EAs (München und Zirndorf) hat die Bay. 
Staatsregierung festgelegt, dass in jedem Regierungsbezirk 
künftig jeweils eine EA für 500 Menschen vorzuhalten ist. 
Die Regierung von Unterfranken hat entschieden, dass diese 
in die Stadt Schweinfurt kommt.

Not-Gemeinschaftsunterkunft (NGU)

Die NGU ist eine Einrichtung der Regierung von Unterfran-
ken. Aufgrund der Überbelegung der vorhandenen bayri-
schen zentralen EAs erfolgt eine wöchentliche Zuteilung von 
rd. 150 Asylbewerbern nach Unterfranken. Die Regierung 
von Unterfranken wiederum verteilt die Asylbewerber auf 
die verschiedenen Landkreise und kreisfreien Städte. Da die 
bisherigen Kapazitäten der bestehenden Gemeinschafts-
unterkünfte (GU) in Unterfranken nicht ausreichen, wird 
eine weitere benötigt, zunächst „Not-GU“ genannt. Diese 
soll laut Regierungsbeschluss ebenfalls in der Stadt oder im 
Landkreis Schweinfurt gebaut werden. Aktuell soll die NGU 
auf dem Gelände der Conn-Baracks entstehen. Dort aller-
dings bleiben die Flüchtlinge nicht wenige Wochen, sondern 
müssen Monate oder Jahre dort verbringen. So lange bis ihr 
Aufenthaltsstatus geklärt ist, bzw. bis ihr Asylantragsverfah-
ren angeschlossen ist.

Aktuelle Situation in Schweinfurt
Zum Stichtag 31. August 2014 befanden sich 225 Asyl-
bewerber in Schweinfurt. Davon waren 159 in den drei GU 
der Regierung von Unterfranken untergebracht. 66 Personen 
wohnen in regulären Wohnungen im gesamten Stadtgebiet 
verteilt. 

Folgende Belegungskapazitäten bestehen in den drei GU 
im Stadtgebiet:
Breite Wiese 115 Plätze;
Sattlerstraße 81 Plätze;
Wilhelmstraße 64 Plätze.

Seit Mitte August werden der Stadt Schweinfurt wöchentlich 
etwa sieben Asylbewerber per Direktzuweisung zugeteilt. 
Die Unterbringung erfolgt bislang in einer Pension in Ferien-
wohnungen. Durch weitere Direktzuweisungen wird sich die 
Zahl der Asylbewerber in Schweinfurt bis zum Jahresende 
2014 wahrscheinlich auf gut 300 erhöhen. (Die Informationen 
entstammen der Beschlussvorlage der Verwaltung zur Sondersit-
zung des Stadtrats am 23.September)

Kriege – Not – Hunger - Flüchtlinge

Die Erkenntnis ist nicht neu. Kriege erzeugen Not, Elend, 
Hunger und Tod. Viele, die überleben wollen, ergreifen die 
Flucht.

Weltweit sollen etwa 67 Mio. Menschen auf der Flucht sein, 
schätzt das Flüchtlingskommissariat der UNHCR (Vereinte 
Nationen).

Die fünf größten Aufnahmeländer von Flüchtlingen 
laut UNHCR im Jahr 2013:

Pakistan		  1,6 Millionen 
Iran		  857.400 
Libanon		  856.500 
Jordanien		 641.900 
Türkei		  609.900 (aktuell ca. 1,3 Mio.)

Im Vergleich dazu liest sich die Anzahl der Asylsuchenden in 
Deutschland (2013) mit 109.600 eher bescheiden, obwohl 
Deutschland in Europa die meisten Flüchtlinge zählt. Im Jahr 
2014 ist allerdings mit einem Anstieg der Flüchtlingszahlen 
in Deutschland auf über 200.000 zu kalkulieren. Diese 
Situation bedingt die beschlossenen Maßnahmen!

    WIR MEINEN:

Wo Leid herrscht, wird Hilfe benötigt. Wo Flucht entsteht, 
ist Solidarität gefordert. Die Stadt Schweinfurt ist bereit zu 
helfen. Wir sind schon etwas stolz darauf, dass der Stadtrat 
diese Hilfe EINSTIMMIG beschlossen hat.

Unabhängig davon, kritisieren wir die Regierung von Unter-
franken. 

Auf Anweisung der Regierung von Unterfranken muss die 
EA ins Stadtgebiet und die NGU darf auch in den Landkreis. 
Dabei verbringen die Asylbewerber in der EA nur wenige 
Wochen, in der NGU dagegen viele Monate oder Jahre! 
Umgekehrt wird ein Schuh daraus: Die EA wäre in den 
Conn-Baracks gut aufgehoben und die NGU in den 
Ledwards, um integrativen Maßnahmen eine Chance zu 
geben. Es scheint, dass die CSU-Staatsregierung genau das 
verhindern will – Integration nämlich.

DIE LINKE Stadtratsfraktion hat zudem beantragt, einen 
„Runden Tisch zur Flüchtlingshilfe“ einzurichten. Dort sollen 
alle Wohlfahrtsverbände, Vereine und Organisationen unter 
Leitung der Stadt Schweinfurt ihre Angebote zur Flücht-
lingshilfe koordinieren. Zwar hat der Stadtrat zum Redak-
tionsschluss noch nicht über diesen Antrag abgestimmt, 
die Verwaltung hat die Idee jedoch schon aufgegriffen. 
Außerdem muss die Bevölkerung transparent informiert und 
beteiligt werden.

    DAS LETZTE:

Wegen ein paar Stimmen ist FDP-Stadtrat Georg Wiederer 
gerade noch so in den Stadtrat gerutscht. Ein Einzelkämpfer 
ohne Fraktion und Gestaltungsoption? Weit gefehlt. Dank 
der Schweinfurter Liste (SWL) sitzt Georg Wiederer wieder 
mittendrin. Im Haupt-und Finanzausschuss nämlich, wo ihn 

der Wähler nicht haben wollte. Dort, wo der Haushalt der 
Stadt aufgestellt und verhandelt wird. Die SWL hat dort auf 
Sitz und Stimme zu Gunsten von Georg Wiederer verzichtet 
und hat nun kein Stimmrecht mehr bei den Haushaltsbera-
tungen!

Und warum? Weil man den FDP-Mann brauchte, um die 
„begehrten“ Sitze in den Aufsichtsräten der SWG, des 
Leopoldina Krankenhauses und der Stadtwerke zu erha-
schen. Weil die SWL bei der Stadtratswahl hinter der Linken 
gelandet ist, bildete man mit Wiederer eine Ausschussge-
meinschaft um DIE LINKE zu überholen. Die SWL war sogar 
bereit, einen hohen Preis zu zahlen, ihre eigene, politische 
Entmachtung.

Haushalt 2015 – Der Sanierungsstau geht weiter
(Aus Bürgerinfo: Januar 2015)

Es war das meist gebrauchte Wort der Haushaltsberatungen 
im November 2014: Sanierungsstau. Dass es ihn gibt ist un-
strittig. Ob in Schulen, öffentlichen Gebäuden, bei Brücken 
oder Straßen. Überall feststellbar, zweifelsfrei ausfindig 
gemacht. Das streitet niemand ab. Doch was tun? Um alles 
gleichermaßen in Schuss zu halten, ist viel Geld nötig. Geld, 
das die Stadt angeblich nicht hat. Oder nicht aufbringen 
will. Viele Sanierungen werden aus Kostengründen Jahr für 
Jahr verschoben, nicht in Angriff genommen. Das Problem 
dabei: Die Sanierungen müssen irgendwann sein. Und dann 
wird es teurer. So viel ist sicher. Wir wollen deshalb lieber 
mehr als weniger sanieren. Doch dazu braucht es Mittel. 

Mit einer maßvollen Erhöhung des unterdurchschnittlichen 
Gewerbesteuerhebesatzes wären Mehreinnahmen von jähr-
lich drei bis fünf Mio. Euro zu erzielen. Einnahmen, auf die 
der Stadtrat und die Verwaltung bisher generös verzichten. 
Wir halten diese Politik für falsch.

    Eckpunkte des Haushalts:

Ausgaben: 207 Mio. €               
Einnahmen: 187 Mio. €
Ergebnis: Minus 20 Mio. €
Rücklage Ende 2015: 29 Mio. €
Investitionen: 20 Mio. €
Abschreibungen: 17 Mio. €
Neuverschuldung: 5 Mio. €

Doch es gibt auch Positives zu berichten. Es wurden von 
keiner Seite Versuche unternommen, die Leistungen des 
Sozialausweises zurückzuschrauben. Daher bleibt es auch 
bei der Vergünstigung für das ÖPNV-Monatsticket um 50% 
für Inhaber des Schweinfurter Sozialausweises. Immerhin 
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nehmen inzwischen bis zu 600 Bedürftige dieses Angebot 
an, das DIE LINKE mit Unterstützung von SPD, Grünen, SWL, 
prosw und der FDP gegen CSU und Oberbürgermeister 
Remelé im November 2013 durchgesetzt hat. 

Schaeffler- Zentrallager kommt nach
Kitzingen – Niederlage für OB Remelé

Mitte Dezember gab die Firma Schaeffler ihre Entscheidung 
bekannt, das geplante Logistikzentrum nicht in Schweinfurt, 
sondern in Kitzingen anzusiedeln. Das neue Zentrallager 
wird bis zu 250 Mitarbeiter beschäftigen und Investitionen 
von 150 Mio. € erfordern. 

Was bedeutet diese Entscheidung von Schaeffler gegen 
die Stadt Schweinfurt? Zunächst einmal ist festzustellen, 
dass es Oberbürgermeister Remelé nicht gelungen ist, die 
Geschäftsleitung vom Standort Schweinfurt zu überzeugen. 
In der Stadtratssitzung vom 16.Dezember hat Herr Remelé 
berichtet, einmal nach Herzogenaurach gefahren zu sein, 
um für Schweinfurt zu werben. Womöglich war die Kitzinger 
Stadtspitze aktiver. 

Womöglich war es auch nicht hilfreich PQ Energie eine be-
achtliche Fläche im Maintal zum Bau eines Gaskraftwerkes 
verbindlich zu reservieren was wiederum andere Nutzungen 
erschwert. Unsere Analyse bleibt leider teils spekulativ, da 
uns die exakten Entscheidungsgründe für Kitzingen nicht 
bekannt sind. Unter dem Strich bleibt jedoch eine Nieder-
lage des Industriestandortes Schweinfurt, die dem Ruf der 
Stadt nicht dienlich ist. 

Da in einigen Diskussionen engagierte Mitbürger appellier-
ten, Stadtrat und OB sollten sich nicht kritisieren, sondern 
zum Wohle der Stadt zusammenarbeiten, sei hier noch 
weniges erklärt: Es gibt eine klare Aufgabenteilung zwischen 
Stadtrat und dem Oberbürgermeister als Verwaltungschef. 
Der Stadtrat besteht aus 45 Mitgliedern und trifft die Grund-
satzentscheidungen. Für deren Umsetzung ist dann OB 
und Verwaltung zuständig. Die Grundsatzentscheidung im 
Stadtrat war in dieser Frage einmütig: Wir wollen das Scha-
effler- Logistikzentrum in Schweinfurt haben. Die Umsetzung 
hat Oberbürgermeister Remelé in seiner Verwaltung nicht 
hinbekommen. Dafür ist er verantwortlich und zu kritisieren.

Erstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge

Zum 01.Juli 2015 soll die Erstaufnahmeeinrichtung (EA) für 
Asylbewerber in den Ledwards ihren Betrieb aufnehmen. 
Bis zu 500 Asylsuchende sollen dann dort für jeweils zwei 
bis sechs Wochen aufgenommen werden. Sie werden dort 
registriert und medizinisch untersucht. Anschließend werden 

die Ankömmlinge auf andere Kommunen und Einrichtung 
verteilt.

Da die Flüchtlinge nur für eine relativ kurze Dauer in 
der Schweinfurter EA verweilen, werden sich integrative 
Maßnahmen für diesen Personenkreis im überschaubaren 
Rahmen halten. Wir dürfen allerdings nicht vergessen, dass 
sich in der Stadt weitere ca. 250 Asylbewerber aufhalten, 
denen mit Integrationsmaßnahmen sehr wohl geholfen 
werden muss. Unsere gemeinsame Aufgabe besteht darin, 
eine Art Willkommenskultur zu entwickeln, die Flüchtlingen 
hilft anstatt sie auszugrenzen.

Wir sind froh, dass der Stadtrat im Oktober unseren Antrag 
zur Einrichtung eines „rundes Tisches Asyl“ angenommen 
hat. Er soll im Januar 2015 seine Arbeit aufnehmen.

Sanierung Friedhof Schweinfurt –
Erfolg der LINKEN

Endlich. Die Stolperfallen am Vorplatz der Aussegnungshalle 
des städtischen Hauptfriedhofes mit den umgebenden We-
gen sind verschwunden. Seit Dezember ist eine unfallfreie 
Nutzung auch für Senioren gewährleistet.

Zu verdanken haben wir die Sanierung der geborstenen 
Platten, der Annahme des Antrages der Stadtratsfraktion 
DIE LINKE während der Haushaltsberatungen im November 
2013. Damals übrigens mit der Unterstützung von SPD, 
SWL, prosw, Grünen und FDP gegen CSU und OB Remelé, 
die den Sanierungsantrag ablehnten.

DAS LETZTE
(aus Bürgerinfo 2015)

Schon vor den Haushaltsberatungen ging es los. CSU, OB 
Remelé plus Verwaltung waren mit kruden Argumenten 
strikt gegen die Entlastung der Schweinfurter Tafel von den 
Müllgebühren. Den Vogel schoss die Entlastungs-Verhinde-
rungstruppe um OB Remelé mit dem Vorschlag ab, die dort 
ehrenamtlich Tätigen sollen den täglich anfallenden Müll 
doch selbst zu einer Deponie karren und sich als Müllfahrer 
engagieren. Ein 20 Jahre altes Auto würde man dafür von 
der Stadt geschenkt bekommen. Nach wochenlangen, un-
würdigen Hin und Her und gutem Zureden fand sich doch 
noch eine Lösung: Im Bauhof fanden sich über Nacht Kapa-
zitäten den Müll gegen eine Jahresgebühr von 1000 Euro 
abzuholen. Die werden indirekt von der Stadt Gerolzhofen 
getragen, die der Schweinfurter Tafel einen Jahreszuschuss 
von 5000 Euro bewilligt hat. Irgendwie peinlich für Schwein-
furt, finden Sie nicht?
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Die Linke klärt auf:
Die Nebentätigkeitsaffäre Remelé
(aus Bürgerinfo Juni 2016)

Stellen sie sich Folgendes vor: Sie gehen Ihrer beruflichen 
Tätigkeit als Beamter gewissenhaft wie eh und je nach (und 
werden dabei sehr gut bezahlt, was heutzutage nicht mehr 
überall vorausgesetzt werden kann!). Doch in den letzten 
Monaten summieren sich die Überstunden, auch der Urlaub 
staut sich an. Da kommen Sie auf eine grandiose Idee: Sie 
bieten Ihrem Chef an, die nächste zeitaufwändige Aufgabe 
nicht im Rahmen Ihres Arbeitsverhältnisses zu erledigen, 
sondern als Nebentätigkeit eines Dienstleisters auf eigene 
Rechnung. Selbstverständlich nutzen Sie dabei die tech-
nische Büroausstattung Ihres Arbeitgebers mitsamt den 
Mitarbeiterinnen auch während der normalen Arbeitszeit 
und schreiben nach Erledigung Ihrem Arbeitgeber eine Rech-
nung von 7.550 Euro (151 Stunde á 50 Euro), die dann mit 
der ausdrücklichen Genehmigung des Chefs zuzüglich Ihres 
normalen Gehaltes überwiesen werden.  

Sie halten das Szenario für einen Scherz? Für eine Geschich-
te aus Absurdistan? Sie irren! Im Schweinfurter Rathaus hat 
sich selbiges tatsächlich ereignet. Und der Hauptdarsteller 
ist kein geringerer als Oberbürgermeister Sebastian Remelé. 
Aber der Reihe nach. Im Herbst 2010 war die Schweinfurter 
Stadtwerke GmbH auf der Suche nach einem neuen Ge-
schäftsführer. Nun ist die Suche nach Geschäftsführern für 
die 100prozentigen Töchter der Stadt Schweinfurt (Stadt-
werke, Leopoldina Krankenhaus, SWG) Bestandteil des Auf-
gabenkatalogs des Personalchefs der Stadt Schweinfurt. Das 
ist klar. Doch angeblich war das den handelnden Personen, 
nämlich dem Stelleninhaber selbst und seinem Vorgesetzen, 
Herrn Remelé, nicht bekannt. So geschah, was nicht hätte 
geschehen dürfen: Oberbürgermeister Remelé genehmigte 
die Nebentätigkeit seines Personalchefs und wies als Auf-
sichtsratsvorsitzender der Stadtwerke an, die private Rech-
nung des Personalchefs zu bezahlen. Dies geschah dann im 
Dezember 2011 und im Januar 2012 in zwei Tranchen so 
wie es sich der Personalchef gewünscht hatte.

Die Linke bestätigt ihre Vertrauenswürdigkeit

Der ganze Fall wäre nie ans Tageslicht gelangt, hätte sich 
nicht ein(e) mutige(r) Mitwisser(in) ein Herz gefasst und 
eine entlarvende Email aus dieser Zeit ausgedruckt in den 
Briefkasten zweier Stadträte geworfen. Die Stadträte, denen 
der/die Unbekannte vertraute waren Dr. Ulrike Schneider 
und der Fraktionsvorsitzende der Linken, Frank Firsching. 
Firsching war es dann auch, der am 17.März in Absprache 
mit Frau Dr. Schneider im nichtöffentlichen Teil der Stadtrats-
sitzung die Email verlas und Aufklärung verlangte. Trotz an-
fänglicher Versuche von OB Remelé, einen Untersuchungs-

ausschuss zu verhindern wurde dieser eingesetzt. Unter 
Leitung von Firsching komplettierten Dr. Schneider (SWL) 
und Herr Stefan Funk (CSU) den Ausschuss, der seitens der 
Verwaltung von Frau Dr. Keck bei der Aufklärung unterstützt 
wurde. 

Die Ergebnisse sind klar: Das Handeln von OB Remelé und 
dem Personalchef waren nicht rechtens. Die Erledigung der 
Aufgabe einen Geschäftsführer für die Stadtwerke zu suchen 
war und ist ohnehin Bestandteil der Stellenbeschreibung des 
Beamten. Eine Genehmigung hätte OB Remelé niemals er-
teilen dürfen. Nun ermittelt die Landesanwaltschaft Bayern 
gegen OB Remelé und dem leitenden Beamten, der die 
genehmigte Nebentätigkeit abgerechnet hat.

Kommentar Frank Firsching:
Heimlich, still und leise, am Stadtrat und dem Aufsichts-
rat der Stadtwerke vorbei hat Oberbürgermeister Remelé 
eine Nebentätigkeitsgenehmigung erteilt, die er hätte nicht 
erteilen dürfen. Da sich Herr Remelé dabei nicht selbst be-
reicherte, gehe ich davon aus, dass sich in diesem Fall der 
Personalführung um eine bemerkenswerte Inkompetenz des 
Oberbürgermeisters handelt. Er wusste nämlich nicht, wofür 
er seinen Personalchef bezahlt. Dass der Personalchef an-
gab, selbst nicht gewusst zu haben, wofür er bezahlt wird, 
macht die Sache auch nicht besser. Wirft man einen Blick 
auf die Personalführung des Oberbürgermeisters der letzten 
Jahre (Museumsleiterin Bertuleit, Stadtwerkechef Stepputat), 
ergibt sich Frage nach der Eignung von Herrn Remelé zur 
Leitung einer Stadtverwaltung.

Die Linke gestaltet: Yorktown

Platt gemacht werden sollte sie. Die amerikanische Siedlung 
Yorktown- Village mit 68 Doppelhaushälften und einer funk-
tionstüchtigen Schule. Denn die Pläne der Stadtverwaltung 
sahen vor, dort ein weiteres Gewerbegebiet anzusiedeln. 
Von Anfang an setzte sich die Linke konsequent dafür ein, 
das Wohnidyll an der Stadtgrenze zu erhalten und die Häus-
chen preisgünstig an Interessierte zu verkaufen. Sah es im 
März 2015 noch danach aus, dass die Idee der Linken-Stadt-
ratsfraktion breite Unterstützung findet, bröckelte die Zu-
stimmung im Stadtrat nach und nach.

Das veranlasste uns im Juni 2015 den Erhalt der Siedlung, 
den Erwerb durch die Stadt und den Verkauf der Häuschen 
in einen Stadtratsantrag zu packen. Ein monatelanges Ge-
zerre war die Folge. Insbesondere Teile der SPD, vorneweg 
Fraktionsvorsitzender Ralf Hofmann und der CSU-Sprecher 
im Bauausschuss Rüdiger Köhler argumentierten lange 
gegen den Linken-Antrag. Mit an ihrer Seite auch die 
Grünen durch Dr. von Hirschhausen. So war lange Zeit gar 
nicht sicher, ob die Siedlung erhalten oder abgerissen wird. 

Im Oktober 2015 wurde im Stadtrat abgestimmt. Mit großer 
Mehrheit, gegen einige Stimmen von SPD mit  Grünen, 
wurde dem Antrag der Fraktion der Linken zugestimmt. 

Mit Freude haben wir registriert, wie viele Familien sich 
um den Erwerb eines Häuschens beworben haben. Das 
Interesse riesengroß. Dass sich nun auch noch die Interna-
tional School Mainfranken dort ansiedelt, ist großartig und 
beweist, dass unsere Initiative richtig war. Das Streiten um 
die Sache hat sich gelohnt!

Namen Yorktown erhalten

Wir meinen, dass der neue kleine Stadtteil auch weiter-
hin Yorktown heißen sollte. Des Weiteren schlagen wir vor, 
die dortigen Straßen nach amerikanischen Städten oder 
Bundesstaaten zu benennen. Eine New-York-Straße stünde 
Schweinfurt ebenso gut zu Gesicht, wie eine Washington-Al-
lee oder einen Hawaii-Weg. 

Damit bliebe die Geschichte der durch und durch ameri-
kanischen Siedlung im Namen erhalten. Noch dazu steht 
der Name Yorktown für Freiheit und Unabhängigkeit. 1781 
entschied die Schlacht bei Yorktown den amerikanischen 
Unabhängigkeitskrieg. Passt doch gut zur Geschichte der 
freien Reichsstadt Schweinfurt, die sich Jahrhunderte lang 
gegen die Bischöfe von Würzburg, Fulda und Bamberg zur 
Wehr setzen musste, um die eigene Unabhängigkeit zu 
verteidigen.

Die Linke fordert sozialen Wohnungsbau

Was wir schon im Kommunalwahlprogramm „Mehr als 
schöne Reden“ 2014 formulierten, fordern wir nun nach-
drücklich ein: Den Bau von mindestens 200 Sozialwohnun-
gen in Schweinfurt. 100 davon sollen auf dem ehemaligen 
US-Wohngebiet Askren Manor nördlich vom Bergl am 
Kennedy-Ring entstehen. 100 weitere Sozialwohnungen 
wollen wir auf mehrere Schweinfurter Stadtteile verteilen. 
Möglichkeiten bestehen zum Beispiel an der Eselshöhe 
oder in Oberndorf, wo das Projekt „neue Oberndorfer 
Mitte“ seit Jahren nicht vorankommt. Aber auch an anderen 
Orten in Schweinfurt können Baulücken unter Nutzung der 
großzügigen Fördermöglichkeiten des Staates im sozialen 
Wohnungsbau geschlossen werden. So entstünde der 
dringend benötigte bezahlbare Wohnraum für eine breite 
Bevölkerungsschicht. Wir denken dabei an die Alleinerzie-
henden ebenso, wie an die Geringentlohnten, an die von 
Altersarmut betroffenen und an die Geflüchteten, die sich in 
Schweinfurt niederlassen möchten. 

Das Allerletzte

Wenn sich Schülerinnen und Schüler aus freien Stücken für 
eine Schule ohne Rassismus einsetzen, könnte man stolz 
auf sie sein. Wenn sie sich aus dieser Motivation heraus an 
einer Kundgebung gegen Rassismus beteiligen und dabei 
engagierte Reden halten, die sich inhaltlich auf christliche 
und verfassungsrechtliche Werte stützen, wäre es Zeit den 
Hut zu ziehen und zu applaudieren (was auch viele Bürger 
begeistert taten). 

Nicht so der bislang ideenlose Stadtrat Graupner, der 
kürzlich von den Republikanern zur AfD wechselte (Wohl 
weniger aus inhaltlichen, als vielmehr aus karrieretaktischen 
Gründen). Er hätte es gerne gesehen, wenn die Schulleitung 
oder das Schulamt zur Zensur geschritten wären. Ein Sprech-
verbot für engagierte Jugendliche war sein Anliegen. Weil 
ihm und seiner Partei die Meinungen der jungen Menschen 
nicht passen. Das Allerletzte eben. Sorgen wir gemeinsam 
dafür, dass es soweit nicht noch einmal kommt.

    Bürgerinfo Januar 2017

Rückblick 2016:
Das Katastrophenjahr von OB Remelé

In der Tat, 2016 war ein wirkliches Katastrophenjahr von 
OB Remelé. War schon die Neujahrsrede eine ideologische 
Irrfahrt, steuerte sich OB Remelé im Laufe des Jahres in den 
Olymp der Peinlichkeiten, Skandale und Fehleinschätzungen. 
Es begann im Frühjahr mit seiner Nebentätigkeitsaffäre, die 
dem Personalchef den Job kostete, steigerte sich mit dem 
Betrugsskandal einer städtischen Mitarbeiterin, die jahre-
lang unbemerkt fast 300 000 Euro Steuergeld auf eigene 
Bankkonten lenkte, mündete übergangslos in seine Vision, 
die städtische Rathenau-Schulen schließen zu wollen und 
endete mit einer Strafanzeige des Betriebsrats gegen den 
Geschäftsführer des Leopoldina Krankenhauses, dessen Auf-
sichtsratsvorsitzender Herr Remelé ist.

Frühjahr 2016:
Nebentätigkeitsaffäre

Ohne alle Details nochmals zu wiederholen, hier das Fehl-
verhalten von Herrn Remelé in der Kurzversion: Als die Stadt 
Schweinfurt auf der Suche nach einem neuen Geschäfts-
führer für die eigenen Stadtwerke waren, musste natürlich 
die Stelle ausgeschrieben werden und ein Auswahlverfahren 
stattfinden. Dass dafür der Personalchef der Stadt zuständig 
ist, ist klar. Herrn Remelé war das ganz und gar nicht klar, 
wie er später zu Protokoll gab. Jedenfalls beantragte der 
Personalchef beim OB, seine Leistung bei der Suche nach 
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einem neuen Stadtwerkechef den Stadtwerken extra in 
Rechnung stellen zu dürfen. Und Herr Remelé genehmigte 
diesen Antrag. So kam es, dass der Personalchef für seine, 
ohnehin schon durch sein Gehalt entlohnte, Leistung zu-
sätzlich von den Stadtwerken privat 7.550 Euro einstrich. 
Nie hätte dieser Fall das Tageslicht gesehen, hätte Linken 
Fraktionschef Frank Firsching nicht einen anonymen Hinweis 
in seinem Briefkasten gefunden.

Heute hat die Stadt Schweinfurt zwar einen neuen Personal-
chef, weil der alte Personalchef für sein Fehlverhalten zur 
Rechenschaft gezogen wurde, einen neuen Oberbürgermeis-
ter hat die Stadt Schweinfurt nicht, obwohl er den Antrag 
des Beamten genehmigte. Doch noch ist nicht aller Tage 
Abend, denn sowohl die Anwaltschaft als auch die Staats-
anwaltschaft ermitteln noch (bei Redaktionsschluss nichts 
anderes bekannt).

    DIE LINKE meint: 

Ein Oberbürgermeister sollte wissen, wofür sein Personal-
chef bezahlt wird.

Sommer 2016:
Schnapsidee Schulschließung

In diesem Jahr feiern die städtischen Rathenau-Schulen ihr 
70jähriges Bestehen. Zum bevorstehenden Geburtstag hatte 
sich OB Remelé etwas Besonderes einfallen lassen, das er im 
Juni 2016 vor der versammelten Schulfamilie im Theater der 
Stadt zum Besten gab: Bis 2026 schließen wir die städti-
schen Rathenau- Schulen. Das Gymnasium lassen wir nach 
und nach ausbluten, nachdem im Jahr 2018 der letzte Jahr-
gang eingeschult werden kann und dann scheidet eben eine 
Jahrgangsstufe nach der anderen aus, bis der oder die Letzte 
dann das Licht ausmacht. Das wäre auch gar nicht tragisch, 
weil drei Gymnasien für die Region Schweinfurt ausreichten 
und dazu noch Geld zu sparen wäre. Die Rathenau-Real-
schule sollte dann mit der Realschule in Schonungen zusam-
mengelegt werden, sodass die Stadt Schweinfurt am Ende 
dieses Prozesses ihre Schulen los wäre, was gleichzeitig sein 
Ziel sei.

Dumm nur, dass über die Schulschließung nicht der Ober-
bürgermeister alleine, sondern der Stadtrat entscheidet. Und 
der wusste zunächst von nichts und wurde im Nachhinein 
über die Pläne informiert. Zunächst schien es so, als bekäme 
OB Remelé eine Mehrheit zustande. Die Grünen und pro-
schweinfurt signalisierten öffentlich sofort Unterstützung. 

Mit den Stimmen der CSU wäre eine klare Mehrheit ge-
geben, auch weil die SPD anfangs unschlüssig war und sich 
nur am zu schnellen Zeitplan störte. DIE LINKE dagegen war 
die erste Fraktion, die sich etwa zwei Wochen nach bekannt 

werden der Pläne und einer inhaltlichen Befassung klipp und 
klar für den Schulerhalt ausgesprochen hatte. Nach Sondersit-
zungen des Stadtrats, Demonstrationen, Petitionen und vielen 
Diskussionen schlug sich eine Fraktion nach der anderen auf 
die Seite der Schule. Erst SPD und SWL, später sogar die CSU. 
Am Ende stand OB Remelé mit den Grünen praktisch alleine 
da und beerdigte seine Schnapsidee. Trotz der politischen 
Abfuhr, die sich OB Remelé eingefangen hat, hört er nicht auf, 
die Lehrer und Schüler mit ihren Eltern weiter zu verunsichern. 
So sprach er ohne Not bei seiner Neujahrsrede davon, die 
Schulschließung sei zwar aktuell kein Thema, eine Ewig-
keitsgarantie für die städtischen Schulen gebe es aber nicht. 
Dieses Verhalten zeigt: OB Remelé ist nicht nur ein schlechter 
Verlierer, in seiner Niederlage versucht er noch, der eigenen 
Schule dauerhaften Schaden zuzufügen. Einfach armselig und 
eines Oberbürgermeisters unwürdig!

    DIE LINKE meint:

Ist es eine gute Idee in der so genannten Wissensgesell-
schaft weiterführende Schulen zu schließen? Mitnichten! Es 
ist kleinkariert und kurzsichtig Geld sparen zu wollen, indem 
man an der Bildung spart. Setzen sechs, Herr Remelé.

Winter 2016:
Überstundenskandal Leopoldina Krankenhaus

Ende des Jahres kam es nochmal knüppeldick für OB 
Remelé. Der Betriebsrat des Leopoldina Krankenhauses hat 
Strafanzeige gegen den Geschäftsführer des städtischen 
Krankenhauses gestellt, weil der Überstundenberg, vor 
allem im Pflegebereich, seit Jahren immer größer wird. Auf 
über 73.000 ist dieser angewachsen. Und trotz bestehender 
Vereinbarungen und Vertröstungen hatte weder der Ge-
schäftsführer noch der Aufsichtsratsvorsitzende OB Remelé, 
irgendetwas unternommen, um die Belastungen für die 
Krankenpfleger/innen zu reduzieren. Die Strafanzeige war 
der letzte Ausweg für den Betriebsrat und sorgt jetzt für 
Bewegung und Neueinstellungen. Übrigens: Als DIE LINKE 
noch bis 2014 im Aufsichtsrat vertreten war, wurde die 
Überstundenproblematik von uns immer wieder thematisiert 
und führte damals zu knapp 30 Neueinstellungen.

    DIE LINKE meint:

Ein großes Problem der städtischen Tochtergesellschaften 
Leopoldina Krankenhaus, SWG und der Stadtwerke ist 
die Interesselosigkeit des Aufsichtsratsvorsitzenden Herrn 
Remelé. Aus sechs Jahren in den Aufsichtsräten wissen wir, 
dass Herr Remelé zufrieden ist, solange Gewinn gemacht 
wird. Die Geschäftsführer haben dazu freie Hand, an einer 
wirksamen Kontrolle mit inhaltlichen Vorgaben ist Herrn 
Oberbürgermeister nicht gelegen. 

Das Allerletzte:
CSU und AfD fördern die soziale Spaltung
in Schweinfurt

Vor Jahren wurde das Familienbauförderprogramm der Stadt 
Schweinfurt aufgelegt. Es zielt darauf ab, Familien zu unter-
stützen, die sich von der Stadt Schweinfurt ein Grundstück 
kaufen, um ein Häuschen zu bauen. Pro Kind gibt es einen 
Nachlass von zehn Prozent, maximal dreißig Prozent. Bisher 
haben 225 Familien einen Nachlass von durchschnittlich 
etwa 15.000 Euro in Anspruch genommen. Soweit so gut. 
Doch sieht das Programm auch eine Einkommensgrenze vor. 

Diese Grenze liegt bei sage und schreibe 175.000 Euro zu 
versteuerndes Familieneinkommen im Jahr. Das sind 14.583 
Euro im Monat. Wir meinen: Wer so viel Geld verdient, be-
nötigt keinen Rabatt der Stadt beim Grundstückskauf! Es ist 
viel sinnvoller die so frei werdenden Mittel zum Beispiel in 
die Schulsozialarbeit zu stecken, anstatt Bestverdienenden 
Geld zu schenken.

Deshalb beantragte DIE LINKE Fraktion die Senkung dieser 
Grenze auf 100.000 Euro. Unser Antrag wurde mit den 
Stimmen von CSU und AfD knapp abgelehnt (Alle anderen 
Parteien unterstützten den Linken Antrag.). 

Dieses Abstimmungsverhalten von CSU und AfD zeigt 
deutlich, dass beide Parteien die soziale Spaltung unserer 
Gesellschaft sogar noch fördern. Wer also tatsächlich glaubt, 
von der AfD seien Verbesserung für die „kleinen Leute“ zu 
erwarten, wird sich gewaltig irren, wie dieses Beispiel zeigt. 
Petry, Höcke, Gauland, Graupner & Co haben nämlich gar 
nichts übrig für Arbeitnehmer, Rentner und Arbeitslose.
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Linke begrüßt Zinssenkungspolitik der Sparkasse 
 
 
Die nochmalige Senkung des Dispo-Zinses der Sparkasse Schweinfurt begrüßt 
Linken-Fraktionsvorsitzender Frank Firsching: „Noch vor einem Jahr betrug der 
Dispo-Zins bei Girokonten der Sparkasse 9,85%. Heute sind wir bei 8,95% angelangt. 
Die Senkung reicht uns noch nicht, aber die Richtung stimmt. Wir begrüßen diese 
Entscheidung des Vorstandes.“ 
 
Noch drei Tage vor der Kommunalwahl im März 2014 hat Sparkassenchef Rieger die 
Forderung der Linken nach einer Senkung des Überziehungszinses bei Girokonten auf 3,8% 
eine mediale Absage erteilt. Inzwischen hat sich der Vorstand zu einer Zinssenkungspolitik 
durchgerungen. Denn neben der Senkung des Dispozinses wurde auch der Zins des 
„Anschaffungsdarlehens“ auf 3,45% (von 4,95% - ohne Gewähr) gedrosselt. Dieser 
unterschreitet sogar die, von den Linken geforderten, 3,8%! Für Firsching das Ergebnis des 
Zusammenspiels linker Kommunalpolitik und kundenorientierter Geschäftspolitik.  
 
So wurde der Ruf nach der Senkung der Dispozinsen aus der Schweinfurter Linken erstmals 
bei der Aufstellung des Stadtratswahlprogrammes im Oktober durch MdB Klaus Ernst zur 
Diskussion gestellt. Kurz nach den ersten Pressemeldungen senkte die Sparkasse 
Schweinfurt ihren Überziehungszins von 9,85% auf 9,6%. Die Schweinfurter Linke plakatierte 
dann im Kommunalwahlkampf „Runter mit dem Dispozins bei der Sparkasse von 9,6% auf 
3,8%“. 
„Erfolglos blieb also weder unsere Kampagne nach Zinssenkungen für die Kreditnehmer der 
Sparkasse, noch unser Wirken im Zweckverband der Sparkasse.“, resümiert der 
Fraktionsvorsitzende Frank Firsching. Verspricht jedoch gleichzeitig am Thema im Rahmen 
der Möglichkeiten einer Stadtratsfraktion dran zu bleiben und weiter für eine 
kundenfreundliche Sparkasse zu werben, in der sich auch die Beschäftigten respektiert 
sehen. 
 
 
 
Mit der Bitte um zeitnahe Veröffentlichung und freundlichen Grüßen, 
 
 
Frank Firsching 
Mitglied der Stadtrat Schweinfurt 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE. 
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Bildung einer Ausschussgemeinschaft in den Fällen ausgeschlossen ist, in denen 

eine Fraktion oder Gruppe, die sich mit einer anderen Fraktion oder Gruppe zu 

einer Ausschussgemeinschaft zusammenschließen will, ohnehin einen sicheren 

Ausschusssitz erlangt. Denn insoweit gilt es zu beachten, dass ein Zusammen-

schluss nur für „Kleine mit Kleinen“, nicht aber für „Kleine mit Großen“ oder gar 

für „ Große mit Großen“ möglich sein soll. Nach ständiger Rechtsprechung des 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs ist die Vorschrift des Art. 33 Abs. 1 Satz 5 

BayGO restriktiv auszulegen. 

 
Aufgrund der Tatsache, dass die Freien Wähler einen sicheren Platz in den so 

genannten großen Ausschüssen haben, liegen unserer Ansicht nach insoweit die 

Voraussetzungen für die Bildung einer Ausschussgemeinschaft gemäß Art. 33 

Abs. 1 Satz 5 BayGO mit dem Vertreter der FDP für die großen Ausschüsse nicht 

vor. Den Freien Wählern war es aufgrund der zwischen den Grünen und prosw 

gebildeten Ausschussgemeinschaft und der damit verbundenen Nichtberücksich-

tigung in den so genannten kleinen Ausschüssen lediglich möglich, mit dem Ver-

treter der FDP eine Ausschussgemeinschaft für die kleinen Ausschüsse zu bil-

den. Insoweit ist es erforderlich, dass die bestehende Ausschussgemeinschaft 

zwischen den Freien Wählern und dem Vertreter der FDP auf die kleinen Aus-

schüsse beschränkt wird. 

 
Darüber hinaus beanstandet die Stadtratsfraktion DIE LINKE, dass der Vertreter 

der FDP, Herr Georg Wiederer, in den Ausschüssen, für welche die Vorausset-

zungen zur Bildung einer Ausschussgemeinschaft vorliegen, gar nicht vertreten 

ist. Wie der beigefügten Übersicht zur Besetzung der einzelnen Ausschüsse (An-

lage ##) zu entnehmen ist, ist der Vertreter der FDP als Mitglied des Haupt- und 

Finanzausschusses sowie als 2. Stellvertreter des Bau- und Umweltausschus-

ses/Ferienausschuss ausschließlich in den Gremien vertreten, in denen die 

Freien Wähler aufgrund ihres erzielten Wahlergebnisses und der damit verbun-

denen Sitzverteilung im Stadtrat auch ohne die Bildung der Ausschussgemein-

schaft vertreten sein würden. 

 
Somit liegt ein missbräuchliches Verhalten seitens der Freien Wähler und des 

Vertreters der FDP vor, welches auch zu einer Rechtsverletzung der Stadtrats-

fraktion DIE LINKE führt. Nach unserer Auffassung wurde die Ausschussgemein-

schaft zwischen den Freien Wählern und dem Vertreter der FDP insbesondere 

dazu gebildet, um dem Vertreter der FDP in diejenigen Ausschüsse zu verhelfen, 

in welche die Freien Wähler auch ohne Bildung einer Ausschussgemeinschaft 

einen Sitz bekommen hätten. Hätten die Freien Wähler dem Vertreter der FDP im 

Rahmen der gebildeten Ausschussgemeinschaft keinen Sitz in den großen Aus-

schüssen zugesprochen, sprächen gewichtige Gründe dafür, dass dieser in dem 

Fall mit den Freien Wählern auch keine Ausschussgemeinschaft gebildet hätte, 

da der Vertreter der FDP - wie die aktuelle Besetzung in den kleinen Ausschüs-

sen zeigt - ersichtlich kein Interesse an einem Sitz in den Ausschüssen hat, für 

welche die Voraussetzungen zur Bildung einer Ausschussgemeinschaft vorlie-

gen. 
 
Daraus ergibt sich, dass die zwischen den Freien Wählern und dem Vertreter der 

FDP gebildete Ausschussgemeinschaft nur dann Bestand haben wird, wenn der 
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CSU   7 
SPD   3 
DIE LINKE  1 
Freie Wähler  1 
Grüne   1 
prosw   1 
 
 
In den mit 7 Vertretern besetzten Ausschüssen (Prüfungsausschuss, Zweckver-
band Sparkasse, Aufsichtsrat für Stadtwerke und Leopoldina) käme es nach An-
wendung des Hare-Niemeyer-Verfahrens und unter Berücksichtigung der Rege-
lung des § 8 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Stadtrates Schweinfurt, wonach 
im Falle einer gleichen Teilungszahl der Fraktion mit den meisten Stimmen auf 
der jeweiligen Liste der Ausschusssitz zukommen soll, zu folgender Besetzung: 
 
CSU   3 
SPD   2 
DIE LINKE  1 
Freie Wähler  1 
 
Jedoch haben zum einen die Grünen mit prosw und zum anderen die Freien Wähler mit dem Vertreter der FDP eine Ausschussgemeinschaft gebildet, so 
dass DIE LINKE in den kleinen Ausschüssen (7 Sitze) keine Berücksichtigung 
gefunden hat. 
 
Hinsichtlich des Verfahrens zur Bildung dieser Ausschussgemeinschaften ist zu 
erwähnen, dass diese weder auf der Ladung zur konstituierenden Sitzung am 
6.5.2014 thematisiert wurden noch in sonstiger Weise der Stadtrat von den ge-
bildeten Ausschussgemeinschaften Kenntnis erlangt hat. Vielmehr wurde erst in 
der konstituierenden Sitzung am 6.5.2014 bekannt, dass die genannten Aus-schussgemeinschaften gebildet wurden und daraus folgend DIE LINKE aus den 
kleinen Ausschüssen verdrängt wurde. Insoweit bestehen schon erhebliche Zwei-
fel, ob diese Verfahrensweise den Anforderungen an die Bildung einer Aus-schussgemeinschaft genügt. 

II.  
Die Stadtratsfraktion DIE LINKE beanstandet in rechtlicher Hinsicht, dass die 
Freien Wähler und der Vertreter der FDP eine Ausschussgemeinschaft sowohl 
für die kleinen Ausschüsse als auch für die großen Ausschüsse gebildet haben. 
Die jeweilige Besetzung der einzelnen Ausschüsse ist diesem Schreiben als An-
lage ## beigefügt. 
 
Die Frage der Bildung einer Ausschussgemeinschaft ist für unterschiedlich große 
Ausschüsse jeweils getrennt zu beurteilen und jeweils an den Voraussetzungen 
zur Bildung einer Ausschussgemeinschaft gemäß Art. 33 Abs. 1 Satz 5 BayGO 
zu überprüfen. Folglich trifft die Bildung einer Ausschussgemeinschaft für einen 
bestimmten Ausschuss noch keine Aussage über die Frage der Zulässigkeit der 
Bildung einer Ausschussgemeinschaft für einen anderen Ausschuss mit einer 
anderen Mitgliederzahl derselben Gemeinde. Vom Grundsatz her gilt, dass die 
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       Schweinfurt, den 15.05.2014 

 
 

Rechtsaufsichtsbeschwerde 
 
 
der Stadtratsfraktion DIE LINKE 
 
gegen  
 
den Stadtrat von Schweinfurt 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen der Stadtratsfraktion DIE LINKE des Stadtrates Schweinfurt bitte ich 
um Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Ausschussbesetzungen infolge der Bil-
dung einer Ausschussgemeinschaft zwischen den Freien Wählern und dem 
Stadtrat der FDP, Herrn Georg Wiederer. 
  

I. 
 

Dem Überprüfungsverlangen liegt folgender Sachverhalt zu Grunde: 
 
Nach der Kommunalwahl am 16.3.2014 ist DIE LINKE mit drei Sitzen im Stadtrat 
vertreten. Im Übrigen stellt die CSU 21 Vertreter, die SPD zehn Vertreter, die 
Grünen drei Vertreter, die Freien Wähler drei Vertreter, prosw zwei Vertreter und 
jeweils ein Vertreter kommt aus den Reihen der Republikaner bzw. der FDP (ggf. 
Wahlergebnis als Anlage ##). 
 
Aufgrund des nach der Geschäftsordnung des Stadtrates anzuwendenden Hare-
Niemeyer-Verfahrens kommt es in den mit 14 Vertretern besetzten Ausschüssen 
(Sportausschuss, Liegenschaftsausschuss, Schul- und Kulturausschuss, Aus-
schuss für Beschäftigung und Soziales, Haupt- und Finanzausschuss, Bau- und 
Umweltausschuss/Ferienausschuss) zu folgender Besetzung:  
 
 

Beispielhaft Anträge und Aktivitäten 2014 bis 2018
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für überflüssig halten. Die geltenden Regelungen zum Schutz von Gemeinwohlinteressen 
dürfen auf diese Weise nicht gefährdet oder gar ausgehebelt werden. Ebenso lehnen die 4 
bayer. Spitzenverbände Schiedsgerichte zur Beilegung von Investor-Staat-Streitigkeiten 
anstelle der nationalen Gerichtsbarkeit ab.  
Weitere Begründungen erfolgen mündlich.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen,  
 

  
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herr Oberbürgermeister Remelé Rathaus  
Markt 1 
 
97421 Schweinfurt  
 
 
 
 

__ 

__ 
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Begründung: 
 
Die Förderung der freien Kulturszene umfasst mit gut 120.000 Euro lediglich 1,08% des 
gesamten Kulturetats der Stadt Schweinfurt im Jahr. Die Zuschussgewährung folgt dabei seit 
Jahren dem immer gleichen Muster. Alles wird „wie bisher“ gefördert, ohne Neues 
zuzulassen oder nötige Anpassungen vorzunehmen. Im Ergebnis schwankt die Förderquote 
beispielsweise für verschiedene Projekte von 34% für „Pflasterklang“ bis zur Vollförderung 
von 100% der Sachkosten der Rückert-Gesellschaft. Eine Gleichbehandlung der 
unterschiedlichen Antragssteller ist nicht im Ansatz zu erkennen.  
Kriterien, wie ein förderungswürdiger Antrag auszusehen hat, fehlen ebenso. Im Ergebnis 
unterscheidet sich die Qualität der eingereichten Anträge massiv, ohne dass dies Einfluss 
auf die Förderhöhe der Anträge hätte. Es verfestigt sich der Eindruck, dass nicht die 
Projektidee oder ihre Wirkung, sondern die jeweiligen persönlichen Beziehungen der 
Antragssteller ins Rathaus das Entscheidungskriterium zur Förderung sind. 
 
Anreize, die Attraktivität Schweinfurts durch eine innovative Förderpraxis der freien 
Kulturszene zu steigern, bietet diese strukturkonservative Ausrichtung der Kulturförderung 
nicht. Eben da setzt der Antrag an.   
 
Weitere Begründungen erfolgen mündlich.  
 
Mit freundlichen Grüßen,  

  
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herr Oberbürgermeister Remelé 
Rathaus  
Markt 1 
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Betreff: Resolution zum Freihandelsabkommen EU - USA 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
die Stadtratsfraktion DIE LINKE beantragt folgende Resolution in der Stadtratssitzung am 22. 
Juli 2014 zu beschließen (alternative Befassung am 30.September): 
 
Der Stadtrat Schweinfurt appelliert an die bayrische Europaministerin, Frau Dr. Beate 
Merk, sich dafür einzusetzen, dass in das TTIP-Freihandelsabkommen zwischen der 
EU und den USA sektorenspezifische Ausnahmeregelungen für die gesamte 
kommunale Daseinsvorsorge, insbesondere die Wasserversorgung und die 
Abwasserversorgung, aufgenommen werden. Es sollte festgestellt werden, dass jeder 
Mitgliedsstaat auf der Grundlage des Vertrags von Lissabon die Daseinsvorsorge 
selbst definiert. Der Investitionsschutz zwischen Staaten mit einem funktionierenden 
Rechtssystem wird ebenso abgelehnt wie Schiedsgerichte zur Beilegung von Investor-
Staat-Streitigkeiten anstelle der nationalen Gerichtsbarkeit. 
 
 
Hintergrund: 
 
Der Vorstand Bayer. Städtetag fasste am 4.2. + 8.4.14 folgende Beschlüsse: Es muss darauf 
hingewirkt werden, dass in das TTIP-Abkommen sektorenspezifische Ausnahmeregelungen 
für die gesamte kommunale Daseinsvorsorge, insbesondere die Wasserversorgung und die 
Abwasserversorgung, aufgenommen werden. Es sollte festgestellt werden, dass jeder 
Mitgliedsstaat auf der Grundlage des Vertrags von Lissabon die Daseinsvorsorge selbst 
definiert.  
Am 12.5.14 sagten Europaministerin Merk und EU-Energie-Kommissar Oettinger in 
München zu, dass sie die Forderung der komm. Spitzenverbände nach Herausnahme der 
gesamten kommunalen Daseinsvorsorge aus dem Freihandelsabkommen weiter 
unterstützen werden. Die Vertreterin der US-Botschaft, Fr Bryan, bewertet dagegen den 
Investitionsschutz als wesentlichen Bestandteil des TTIP. Klagen von Unternehmen gegen 
Handelshemmnisse im Bereich der komm. Daseinsvorsorge drohen dann.  
Am 21.5.14 hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie einen TTIP-Beirat 
eingesetzt, dem auch der Präsident des Dt. Städtetages, OB Maly, angehört. 
Am 30.5.14 erging ein Brief an Europaministerin Merk von den 4 bayer. Spitzenverbänden, 
dass sie den Investitionsschutz zwischen Staaten mit einem funktionierenden Rechtssystem 

 

     Schweinfurt, 17.07.2014 
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Betreff: Antrag zu den Haushalsberatungen 2015 „Kulturförderung“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
die Fraktion DIE LINKE beantragt: 
 
Die Einführung eines Budgets zur Förderung der freien Kulturszene, sowie die 
Erarbeitung von Kulturförderrichtlinien für die Stadt Schweinfurt. Im Einzelnen 
folgendes: 
 
1. Im Teilhaushalt „Kultur“ wird ein Budget zur Förderung der freien Kulturszene von 
250.000 Euro eingestellt. 
 
2. Für das Haushaltsjahr 2015 erhalten die bisherigen Antragssteller jeweils eine 
100%-Förderung, wobei die Förderung das nachzuweisende Defizit nicht übersteigen 
darf: 
 
Rockverband Schweinfurt e.V.:      1.500 Euro (statt 750 Euro) 
Disharmonie für 16. Jazzival:      7.500 Euro (statt 5.000 Euro) 
Disharmonie e.V. Schweinfurt:  113.000 Euro (statt 35.000 Euro) 
KulturPackt Schweinfurt e.V.:    13.800 Euro (statt 13.000 Euro) 
KulturPackt für „Nacht der Kultur“:   11.900 Euro (statt 8.000 Euro) 
KulturPackt für „Pflasterklang“:      4.400 Euro (statt 1.500 Euro) 
Zusätzliche Gesamtkosten:    88.850 Euro 
Vorgeschlagene Förderung:  120.206 Euro 
Gesamtkosten:    209.056 Euro 
 
Damit verbleibt ein Rest von 40.944 Euro, der für neue Projekte der freien Kulturszene 
im Jahr 2015 zur Verfügung steht. 
 
3. Bis zu den Haushaltsberatungen 2016 entwickelt und verabschiedet der Stadtrat 
Kulturförderrichtlinien, die eine Gleichbehandlung aller Antragssteller der freien 
Kulturszene garantieren und Anreize schafft, neue Kulturprojekte zu wagen. 
 
 

 

     Schweinfurt, 03.11.2014 
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Betreff:  
Antrag zu den Haushalsberatungen 2015 „Müllgebühren Schweinfurter Tafel e.V.“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
 
die Fraktion DIE LINKE beantragt: 
 
Ab dem Haushaltsjahr 2015 trägt die Stadt Schweinfurt sämtliche Kosten der 
anfallenden Müllgebühren für die Schweinfurter Tafel e.V. Als Haushaltsansatz sind 
zunächst 10.000 Euro einzusetzen. 
 
Begründung: 
 
Die Schweinfurter Tafel e.V. leistet eine unverzichtbare Arbeit zur Versorgung 
finanzschwacher Bürgerinnen und Bürger. Diese Arbeit wird vorwiegend ehrenamtlich 
geleistet und verdient spürbare Unterstützung. Nach glaubwürdigen Vereinsangaben steigt 
die finanzielle Belastung durch die anfallenden Müllgebühren stetig und gefährdet das 
Projekt. An dieser Stelle sehen wir die Stadt Schweinfurt in der Verantwortung gegenüber 
ihren finanzschwachen Einwohnern. 
 
 
Weitere Begründungen erfolgen mündlich. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 

 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 

     Schweinfurt, 03.11.2014 
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Antrag: Silvana-Eintrittspreise 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
 
für die Fraktion DIE LINKE beantrage ich: 
 
Den Vertretern des Gesellschafters der Stadtwerke Schweinfurt, der Stadt 
Schweinfurt, wird aufgegeben, die neue Tarifstruktur der Eintrittspreise im Silvana-
Bad bis zum 01.Mai 2015 zu überarbeiten. Dabei sind drei Elemente verpflichtend zu 
berücksichtigen: 
1. Die Wiedereinführung der Monats-und Jahreskarten. 
2. Die Wiederherstellung des kostenlosen Eintritts für Schwerstbehinderte mit 
Buchstaben „H“. 
3. Eine 50%ige Ermäßigung für Inhaber des Schweinfurter Sozialausweises in 
sinnvoller Weise auf zu bestimmende Tarife. 
 
Begründung: 
 
Die im Aufsichtsrat ohne Beteiligung des Stadtrats einmütig erfolgte Verabschiedung der 
„neuen Tarifstruktur“ bringt zum Teil erhebliche Preiserhöhungen mit sich. Diese sind in 
Teilen unzumutbar und können zu Ausgrenzungstendenzen führen. Wir sind der Meinung, 
der neuen Tarifstruktur sollten „die Spitzen genommen werden“.  
 
Weitere Begründungen erfolgen mündlich. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 

 
 
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 

     Schweinfurt, 27.01.2015 
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Mit Zuversicht und Mut will die Linke Stadtratsfraktion die Inbetriebnahme der Erstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge begleiten, die im Sommer starten soll. „Eine Stadt, 
deren Wohlstand am Erfolg der Exportindustrie hängt, sollte sich in besonderer Weise ihrer 
Verantwortung gegenüber Flüchtlingen bewusst sein“, sagt Linken Stadträtin Carmen 
Starost. 
Unzufrieden ist die Linke mit dem Entwurf, der von einer großen Mehrheit des Stadtrats für 
den Umbau des Krönlein-Areals ausgewählt wurde. Firsching nennt ihn „bieder und 
unauffällig, eher langweilig“. Für den prestigeträchtigen Eingang der Keßlergasse hatte sich 
die Linke etwas Aussagekräftigeres gewünscht.  
 

 
Mit der Bitte um zeitnahe Veröffentlichung und freundlichen Grüßen,  
 
Frank Firsching 
Mitglied der Stadtrat Schweinfurt Fraktionsvorsitzender DIE LINKE. 
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Linke kritisiert Gaskraftwerk und Krönlein-Areal 

Die Linke Stadtratsfraktion sieht sich in ihrer Ablehnung des Gaskraftwerks im Maintal 
bestätigt, kritisiert den Entwurf zur Entwicklung des Krönlein-Areals als „langweilig“ und hofft 
auf den i-campus. Anlass zur aktuellen inhaltlichen Befassung zur Stadtentwicklung war die 
Osterklausur der Fraktion. 

Die Entscheidung der Mehrheit des Stadtrats vom Oktober 2013, als dem Investor PQ 
Energie eine Kaufoption für 5 Jahre eingeräumt wurde, nennt Fraktionschef Frank Firsching 
„nach wie vor falsch“. Zwar sei es begrüßenswert, dass allmählich auch in anderen 
Fraktionen die Kraftwerksgegner an Masse gewännen, die Entscheidung, ob gebaut werde 
oder nicht, liege aber nicht mehr in den Händen des Stadtrats, sondern bei PQ Energie und 
der Bundesnetzagentur, die über die Notwendigkeit des Reservekraftwerks zu entscheiden 
habe. Die Stadt Schweinfurt habe sich mit ihrer unseligen Optionsentscheidung freiwillig in 
die Zuschauerrolle begeben „Unsere damalige Kritik, dass über 60 ha kostbarster 
Industriefläche für schlappe 20 Arbeitsplätze verschleudert wird, bleibt bestehen“, so 
Firsching. Anders als Ende 2013 stirbt zusätzlich so langsam die Hoffnung auf einen 
Industrie-und Gewerbepark auf dem Gelände der Conn-Baracks. Fortschritte zur 
Entwicklung des neuen Industriegeländes sind von außen jedenfalls nicht zu beobachten. So 
wird auch auf lange Sicht das Maintal als mögliches Industrieansiedlungsgebiet der Stadt 
Schweinfurt alleine bleiben. Umso wertvoller sind die Flächen dort. „Leider haben diesen 
Weitblick nur vier Linke und ein FDP-Stadtrat bewiesen, als es darauf ankam. Inzwischen 
hoffen auch einige Befürworter des Gaskraftwerks auf ein Nein der Bundesnetzagentur. 
Kurios, wie ich finde“, meint Sinan Öztürk, Stadtrat und Energieexperte der Fraktion. 

Durchweg positiv verlaufe die Zusammenarbeit der Fraktionen in Sachen Konversion. Es sei 
der gemeinsame Wille aller Fraktionen spürbar, für Schweinfurt die bestmöglichen 
Entscheidungen zu treffen. Das gilt vor allem für die Verwirklichung des i-campus auf dem 
Kasernengelände der Ledwards. Firsching sieht hier den Freistaat gefordert, der die nötigen 
Mittel bereitstellen müsse.  

     Schweinfurt, 09. April 2015 
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kostet, gleich in welchem Haushalt die Kosten als Ausgaben auftauchen. „Die Linke begreift diese Ausgaben jedoch weniger als Kostenfaktor, sondern 
vielmehr als Investitionen in unsere Kinder, also in die Zukunft des Landes.“, so Frank 
Firsching. 
 
 

 
Mit der Bitte um zeitnahe Veröffentlichung und freundlichen Grüßen,  
 
Frank Firsching 
Mitglied der Stadtrat Schweinfurt Fraktionsvorsitzender DIE LINKE. 

PRESSEMITTEILUNG 

__ 

__ 

    Stadtratsfraktion 
        Schweinfurt

DIE LINKE. 
Geschäftsstelle Schweinfurt 
Hadergasse 11 
97421 Schweinfurt 
(09721) 730 98 13 
(0160) 907 500 49 
(09721) 730 98 12 
kreisverband@dielinke-sw.de 

Linke steht zu den Rathenau-Schulen 

Die Linke Fraktion in Schweinfurter Stadtrat bekennt sich in einer Grundsatzentscheidung 
zum Rathenau- Gymnasium und zur Rathenau- Realschule. Fraktionsvorsitzender Frank 
Firsching schreibt in einer Pressemitteilung, dass diese Entscheidung in einer sehr gut 
besuchten, parteiöffentlichen Fraktionssitzung getroffen wurde. 

„Wir sehen die ausgezeichnete Arbeit des Kollegiums. Wir sehen eine funktionierende 
Schulfamilie aus Schülern, Eltern, Lehrern und einer agilen Schulleitung. Eine Schließung 
dieser funktionierenden Einheit könnte für den Bildungsstandort Schweinfurt unabsehbare 
negative Folgen haben.“, so Firsching. Zwar war die finanzielle Belastung des städtischen 
Haushalts durch das städtische Engagement als Träger der Rathenau-Schulen immer wieder 
Thema im Stadtrat, von einer möglichen Schließung der Schule war in den letzten acht 
Jahren jedenfalls niemals die Rede. Vielmehr ging es in den Debatten um die Übernahme 
der Schule durch den Freistaat Bayern, der für die Bildung zuständig ist. 

Die Grundsatzentscheidung für den Erhalt der städtischen Schulen fiel aus dreierlei 
Aspekten. Für Carmen Starost, linke Stadträtin im Schul- und Kulturausschuss, ist die 
Kombination eines Gymnasiums und einer Realschule in einer gemeinsamen Schule eine 
Schweinfurter Einmaligkeit. Viele Eltern meldeten ihre Kinder in den Rathenau-Schulen an, 
weil sie die Durchlässigkeit zwischen den beiden Schulformen besser umgesetzt sehen. Als 
weiteren fachlichen Grund nennt Carmen Starost das Wirtschaftswissenschaftliche Profil mit 
den Schwerpunkten Wirtschaft, Recht und Wirtschaftsinformatik im Rathenau-Gymnasium, 
der in Schweinfurt nur dort besteht. Eine Garantie der Übertragung auf ein anderes 
Gymnasium sei nicht zu erwarten. 
Neben den inhaltlich-fachlichen Gründen zeigen die am vergangenen Dienstag im Haupt- 
und Finanzausschuss vorgestellten Zahlen zur Schülerentwicklung für Frank Firsching 
„überhaupt keine Dramatik“. Nach einem leichten Knick sollen diese allmählich wieder leicht 
steigen. Für die Linke kein Grund für Schulschließungen. Im Gegenteil sei das eine große 
Chance Bildung in Bayern noch besser zu machen. Wenn perspektivisch etwas weniger 
Schüler auf eine gleichbleibende Anzahl von Bildungsangeboten und Pädagogen treffen, 
steigt die Unterrichtsqualität, weil die Klassen kleiner werden. Richtig sei, dass Bildung Geld 

     Schweinfurt, 24. Juni 2016 
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Die Finanzierung erfolgt durch die Entnahme aus der Rücklage. Durch den Weiterverkauf an 
unsere Bürgerinnen und Bürger werden die Investitionen mittelfristig wieder eingenommen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen,  

  
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herr Oberbürgermeister Remelé 
Rathaus  
Markt 1 
 
97421 Schweinfurt 
 
 
 
 
 

__ 

__ 

 

 
    Stadtratsfraktion 
        Schweinfurt 

 
DIE LINKE. 
Geschäftsstelle Schweinfurt 
Hadergasse 11 
97421 Schweinfurt 
 

Tel (09721) 730 98 13 
(0160) 907 500 49 
Fax (09721) 730 98 12 
frank.firsching@web.de 
 

 
 
 
 
 
Antrag: Yorktown Village 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
für die Fraktion DIE LINKE beantrage ich: 
 
Die Stadt Schweinfurt erwirbt die 68 Doppelhaushälften mit den dazugehörigen 
Grundstücken und den allgemeinen Verkehrsflächen des Areals Yorktown Village 
noch in diesem Jahr. Ziel des Erwerbs ist die zügige Vermarktung ohne 
Gewinnabsicht durch die Stadt Schweinfurt.  
Dazu sind die nötigen und zugesagten Altlasten- und Schadstoffuntersuchungen zum 
Abschluss zu bringen und ggf. in die Preisbildung einzurechnen. 
 
 
Begründung: 
 
Die genannten Doppelhaushälften sind erhaltenswert, weil sie Bevölkerungsgruppen ohne 
großes Budget die Möglichkeit bieten, den Traum vom eigenen kleinen Häuschen zu 
realisieren. Dies ist eine einmalige Gelegenheit, die genutzt werden muss! 
Der Kauf und die Vermarktung sollte zügig realisiert werden, da die BIMA als Eigentümer 
wohl keinen zweiten Winter die Heizversorgung Frostschutz sicher gewährleisten wird. 
Folgeschäden, die anschließend wieder zu kostspieleigen Reparaturen zu Lasten der 
Erwerber gehen, sind wahrscheinlich. 
Wir meinen, die Stadt Schweinfurt ist der ideale Käufer, da wir nur so ausschließen können, 
dass Immobilienspekulanten ihre Geschäfte auf Kosten der Kaufinteressenten machen und 
die Preise nach oben getrieben werden.  
 
Weitere Begründungen erfolgen mündlich. 
 
Kosten, Finanzierung: 
 
Ohne Berücksichtigung der ausstehenden Ergebnisse der Altlastenuntersuchungen 
berechnen wir den Kaufpreis überschlägig wie folgt: 
 
68 Doppelhaushälften á 50 000 Euro = 3,9  Mio. Euro plus 200 000 Euro für nötige Verkehrs- 
und Allgemeinflächen = 1,9 Mio. Euro. 

 

     Schweinfurt, 05.06.2015 
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 Finanzielle Auswirkungen:  

Der vorgelegte Haushaltsentwurf geht von Gewerbesteuereinnahmen von 63 Mio. Euro im 
Jahr 2017 aus. Unseren Berechnungen zufolge stiegen diese Einnahmen mit der 
Hebesatzanpassung um brutto 4,25 Mio. Euro im Jahr 2013. Gleiche Zahlen ergeben 
sich nach den Planungen der Verwaltung für die Jahre 2018 (plus 4,25 Mio.), 2019 (plus 4,25 
Mio.) und 2020 (plus 4,25 Mio.). Für die mittelfristige Finanz- und Liquiditätsplanung bis 2020 ergeben sich 
Mehreinnahmen von brutto 17 Millionen Euro.  
 
Mittel, die mit Blick auf die Konversion und den weiteren nötigen Investitionen zum 
Erhalt und zum Ausbau der öffentlichen Infrastruktur der Stadt im städtischen 
Haushalt dringend benötigt werden!  
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen,  
 
 
Frank Firsching  Sinan Öztürk    Carman Starost 
Fraktionsvorsitzender  Stellv. Fraktionsvorsitzendet  Stadträtin 
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Betreff: Antrag Gewerbesteuerhebesatz 395 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
wir bitten um Behandlung des folgenden Antrages zu den Haushaltsberatungen für 2017:  
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Der Gewerbesteuerhebesatz der Stadt Schweinfurt beträgt ab dem 01.01.2017  
395 Prozentpunkte. 
 
 
Begründung: 
 
 
Die Stadt Schweinfurt hat mit der Festlegung der Hebesätze auf die Grundsteuer und die 
Gewerbesteuer eine unmittelbare Einflussmöglichkeit auf die Einnahmehöhe aus 
Steuermittel, die jedoch wohl abzuwägen ist. 
Während der Hebesteuersatz der Grundsteuer A und B im Vergleich mit anderen 
Bayerischen Städten eher im mittleren oder oberen Bereich angesiedelt ist, fällt der äußerst 
zurückhaltend gewählte Hebesatz der Gewerbesteuer auf. Mit 370 Prozentpunkten befindet 
sich die Stadt Schweinfurt 15 bis 20 Prozentpunkte unter dem Durchschnitt der bayerischen 
Städte der Größenkategorie 50 000 bis 100 000 Einwohner.  
 
Zum Vergleich die Hebesätze der nordbayerischen Städte über 50 000 EW: 
Würzburg 420, Aschaffenburg 400, Hof 400, Bamberg 390, Bayreuth 390. 
 
 
Mit einer gerechtfertigten Anpassung des Gewerbesteuerhabesatzes von 370 auf 395 
Prozentpunkte stärkt die Stadt ihre Einnahmenseite ohne die wirtschaftliche 
Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen und die Attraktivität des Standortes zu gefährden, da 
man sich immer noch im durchschnittlichen Bereich von städtischen Hebesätzen befindet. 
 
 

 

     Schweinfurt, 05.11.2016 
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Dringlichkeitsantrag: Familienbauförderprogramm 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
während der Haushaltsberatungen wurde das Familienbauförderprogramm der Stadt 
beschlossen den Titel für das Jahr 2017 auf 300 000 Euro zu erhöhen. DIE LINKE Fraktion 
unterstützte den Antrag mit dem Hinweis darauf, man werde in der Stadtratssitzung im 
Dezember 2016 beantragen, die Einkommensobergrenze dieses Programms zu senken. Da 
die eingestellten Mittel für 2017 ab 1.Januar bereitstehen und entsprechende Anträge 
gestellt werden können, bleibt nur die Stadtratssitzung am 20. Dezember um inhaltliche 
Veränderungen am Familienbauförderprogramm vorzunehmen. Damit ist die Dringlichkeit 
begründet. 
 
Antrag: 
Änderung der Ziffer 3 des Programms wie folgt: „Vom der Förderung ausgenommen 
sind Antragssteller, die im Jahr vor der Antragsstellung 100 000 Euro und mehr als 
Einkommen versteuern mussten:“ (Bisher: 175 000 Euro) 
 
Begründung: 
Während der Antragsberatung erläuterte Herr Schnabel auf Nachfrage die 
Einkommensstrukturen der Antragssteller. Er führte aus, dass etwa 80 Prozent der 
geförderten Familien ein zu versteuerndes Einkommen von 50 000 bis 60 000 Euro pro Jahr 
erzielen würden. Da der Durchschnittsverdient eines Arbeitnehmers/in in Vollzeit bei gut  
30 000 Euro liegt, sind diese Einschätzungen sehr plausibel. Wir meinen, wer mehr als  
100 000 Euro im Jahr versteuern muss, hat eine finanzielle Förderung beim 
Grundstückserwerb nicht nötig. Die Herabsetzung der Einkommensgrenze beugt 
Mitnahmeeffekte vor und schärft die Zielgenauigkeit des Programms. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
Frank Firsching  gez. Sinan Öztürk   gez. Carmen Starost 
Fraktionsvorsitzender  stellv. Fraktionsvorsitzender  Stadträtin 

 

     Schweinfurt, 11.12.2016 
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bereit stellen. Nachdem aktuell nur etwa 400 Plätze im Angebot sind, hieße das auch für die 
freien Träger eine schrittweise Ausweitung ihres Angebots um 350 Plätze auf insgesamt 750 
Kita- Plätze für Kleinkinder im Alter bis drei Jahren. Diese Beispielrechnung zeigt, dass es 
keineswegs darum geht die Angebote von Kirchen und freien Trägern durch Angebote der 
Stadt zu ersetzen. Ganz im Gegenteil.  
Mit zusätzlichen kommunalen Kinderbetreuungseinrichtungen der Stadt Schweinfurt kann die 
Stadt wesentlich schneller auf die entstehenden Mehrbedarfe reagieren. Das Jugendamt der 
Stadt Schweinfurt hat so die Möglichkeit eigene pädagogische Schwerpunkte in der 
Kinderbetreuung zu setzen.  Zugleich ist der massive Ausbau der Kinderbetreuung insbesondere für Alleinerziehende 
eine wichtige Hilfe, um Erwerbsarbeit überhaupt annehmen zu können und so der 
Armutsfalle zu entkommen.  
 
Kosten/ Finanzierung:  
Die entstehenden Kosten sind zu ermitteln und in die jeweiligen Haushalte einzustellen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen,  

  
Frank Firsching 
Fraktionsvorsitzender 
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Antrag: Städtische Kinderbetreuungsangebote 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
die Stadtratsfraktion DIE LINKE beantragt folgenden Grundsatzbeschluss: 
 
Die Stadt Schweinfurt entwickelt eigene Kinderbetreuungsangebote für unter 
Dreijährige. Ziel ist es bis zum Jahr 2025 für zwei Drittel aller Kinder unter drei Jahren, 
die in der Stadt Schweinfurt wohnen einen Betreuungsplatz anzubieten. Davon sollen 
mindestens 25 Prozent direkt durch Angebote der Stadt Schweinfurt abgedeckt 
werden. Das Konzept des Jugendamtes ist entsprechend zu ergänzen. 
 
 
Begründung: 
 
Seit dem 1. August 2013 haben Kinder zwischen dem ersten und dritten Lebensjahr einen 
gesetzlichen Anspruch auf einen Platz in einer Kindertagesstätte oder auf Tagespflege. 
Dieser Anspruch besteht gegenüber der zuständigen Gemeinde, also der Stadt Schweinfurt. 
So will es das Gesetz. 
Nach dem Bericht im Jugendhilfeausschuss von Jugendamtsleiterin Frau Albert- Wirsching 
herrscht hierzu in der Stadt Schweinfurt eine „sehr angespannte Situation“ (Zitat 
Schweinfurter Tagblatt vom 11. März 2017). Wenig überraschend, wenn von 1425 Kindern 
unter drei Jahren nur etwa 400 mit Kita- Plätzen versorgt sind und die Betreuungsquote so 
bei mageren 28 Prozent liegt.  
 
Städte, die kommunale Kindertagesstätten betreiben sind mit Plätzen für unter Dreijährige 
deutlich besser versorgt, als die Stadt Schweinfurt, die ausschließlich auf die Angebote 
kirchlicher und andere freier Träger setzt (z.B. München, Nürnberg über 45%, siehe SWT 11. 
März). Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Wir stehen hinter den vorhandenen 
Partnern und Trägern der verschiedenen Kinderbetreuungsangeboten in Schweinfurt. Wir 
befürworten auch den Ausbau der Plätze mit den bisher tätigen Partnern, die eine sehr gute 
Arbeit leisten. 
 
Berechnungsbeispiel: 
Legen wir eine weiter steigende Geburtenrate zugrunde und gehen von 1.500 Kindern bis 
drei Jahren aus, die im Stadtgebiet wohnen, wollen wir 1.000 Kita- Plätze bis zu Jahr 2025 
anbieten können. Gemäß des Antragsbegehrens soll die Stadt Schweinfurt davon 250 Plätze  

 

     Schweinfurt, 07.06.2017 
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Antrag Haushaltsberatungen: Sozialer Wohnungsbau 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
im Rahmen der Haushaltsberatungen für 2018 beantragen wir zur Verbesserung der 
Wohnraumsituation für finanziell Benachteiligte: 
 
Antrag: 
 
Die Stadt Schweinfurt baut in den nächsten drei Jahren 200 Sozialwohnungen auf 
geeigneten Flächen im Stadtgebiet verteilt. Die vorhandenen Zuschussmöglichkeiten 
sind auszuschöpfen. In den Haushalt für 2018 werden 50.000 Euro Planungskosten 
eingestellt. 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
Frank Firsching  gez. Sinan Öztürk   gez. Carmen Starost 
Fraktionsvorsitzender  stellv. Fraktionsvorsitzender  Stadträtin 

 

     Schweinfurt, 31.10.2017 

Beispielhaft Anträge und Aktivitäten 2014 bis 2018
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Anfrage: Zukunft der Volksküche 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
mit der Insolvenz des bisherigen Betreibers der Schweinfurter Volksküche, dem 
Arbeitsförderungszentrum Schweinfurt e.V., stellt sich die Frage nach der Zukunft dieser 
Einrichtung. 
 
 
Aus diesem Anlass bittet die Stadtratsfraktion DIE LINKE um die Beantwortung folgender 
Anfrage zur Haupt- und Finanzausschusssitzung am 17.April. 
 

1. Welche Einrichtungen werden von der Volksküche mit Essen in welchem Umfang 
beliefert? 

2. Gibt es weitere Leistungsangebote der Volksküche? 
3. Wenn ja, welche und in welchem Umfang? 
4. Wie viele Arbeitnehmer/innen sind bei der Volksküche aktuell beschäftigt? 
5. Wie lange wird die Volksküche in der jetzigen Form weitergeführt? 
6. Gibt es Interessenten aus der Privatwirtschaft, die Volksküche mit den 

Mitarbeitern/innen zu übernehmen und die Leistungen der Volksküche weiter 
anzubieten? 

7. Ist es richtig, dass die Lebenshilfe Interesse an der Übernahme der Volksküche und 
dem Jugendgästehaus signalisiert hatte? 

8. Sofern aktuell niemand Interesse an der Übernahme der Volksküche hat, gibt es 
Pläne der Stadtverwaltung die Volksküche als Stadt Schweinfurt zu betreiben? 

9. Falls die Stadtverwaltung die Volksküche für entbehrlich erachtet, von wem werden 
zukünftig die Kindertagesstätten, Schulen und weiteren Einrichtungen versorgt?  

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
Frank Firsching  gez. Sinan Öztürk   gez. Carmen Starost 
Fraktionsvorsitzender  stellv. Fraktionsvorsitzender  Stadträtin 

 

     Schweinfurt, 02.04.2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herrn Oberbürgermeister Remelé 
Rathaus 
Markt 1 
 
97421 Schweinfurt 
 
 
 

 

__ 

__ 

 

 
    Stadtratsfraktion 
        Schweinfurt 

 
DIE LINKE. 
Geschäftsstelle Schweinfurt 
Hadergasse 11 
97421 Schweinfurt 
 

(09721) 730 98 13 
(0160) 907 500 49 
(09721) 730 98 12 
frank.firsching@web.de 
 

 
 
 
 
Antrag Haushaltsberatungen: Wohnraum für Studierende 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
 
im Rahmen der Haushaltsberatungen für 2018 beantragen wir zur Verbesserung der 
Wohnraumsituation für Studierende: 
 
Antrag: 
 

1. Die Einrichtung eines Online-Portals zur Vermittlung von Wohnraum an 
Studierende. 

2. Die Sicherstellung des Baus von bezahlbarem Wohnraum für Studierende im 
Einklang mit dem Ausbau des i- Campus der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften Würzburg- Schweinfurt. Ist der Sicherstellungsauftrag durch 
private Investitionen und institutionelle Initiativen nicht zu erfüllen, hat die 
Stadt Schweinfurt selbst zu bauen, bzw. ihre Tochter SWG zu beauftragen. 

3. Für diese Maßnahmen werden 100.000 Euro an Planungskosten in den Haushalt 
2018 eingestellt. 

 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
Frank Firsching  gez. Sinan Öztürk   gez. Carmen Starost 
Fraktionsvorsitzender  stellv. Fraktionsvorsitzender  Stadträtin 

 

     Schweinfurt, 31.10.2017 
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Anfrage: Schildbürgerstreich Am Zeughaus 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Remelé, 
 
zur Sitzung des Stadtrates am 26. Juli stelle ich für die Fraktion DIE LINKE folgende 
Anfrage: 
 
Aufwändig wurde und wird noch die Straße „Am Zeughaus“ neu gestaltet um das Quartier 
rund um das Zeughaus attraktiver zu gestalten. Zur Belebung soll Außengastronomie 
beitragen, die durch einen deutlich verbreiterten Gehsteig ermöglicht wird. Dabei wurde den 
Gastronomen aufgetragen zur Fahrbahn einen Sicherheitsabstand von 1,60 m einzuhalten, 
damit auch Passanten den Gehsteig nutzen können und ihnen Tische und Stühle nicht im 
Wege stehen. So weit, so gut.  
Mit einem Schildbürgerstreich haben es die Planer jedoch geschafft, dieses hehre Vorhaben 
selbst zu torpedieren. Denn wenige Ellen bevor die Außengastronomie aus Richtung Ecke 
Manggasse beginnt stehen die Fußgänger plötzlich vor einen Hindernis, das exakt in dem 
von den Gastronomen frei zu lassenden Korridor von 1,60 m ab der Fahrbahn auftaucht. Es 
soll wohl ein Abstellplatz für Fahrräder sein. 
Nun hat ein beweglicher Fußgänger die Alternativen in Schlangenlinien zwischen dem 
Fahrradabstellplatz und den Tischen und Stühlen des Mini- Biergartens durchzutanzen, das 
Hindernis mit einem gewagten Sprung zu überqueren oder gleich die Fahrbahn zu begehen 
um schnellstmöglich weiter zu kommen- was die Unfallgefahren erhöht, die planerisch 
ausgeschlossen werden sollten. Für Rollstuhlfahrer/innen und Kinderwagenschieber/innen 
bleibt ohnehin nur letzteres übrig, die gefährliche Nutzung der Fahrbahn. 
 
Daraus ergeben sich folgende Fragen: 
 

- Wurde die Bauausführung planungsgerecht durchgeführt? Wenn ja, 
- Wer hat die Planung vorgenommen? 
- Wer hat die Planung seitens der Stadt abgenommen? 
- Wer hat das Ergebnis zu verantworten? 
- Ist eine Korrektur aus Sicht der Stadtverwaltung angezeigt? 

 

     Schweinfurt, 14.06.2018 

Beispielhaft Anträge und Aktivitäten 2014 bis 2018
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Chronologische Darstellung
der Fraktionsarbeit im Stadtrat 

P & P Akteneinsicht Januar 2018

Ergebnis der Akteneinsicht am 11. Januar 2018 zur Ent-
wicklung des Wohngebiets auf dem Areal der ehemaligen 
US- Siedlung Askren Manor und Erläuterungen von Herrn 
Schnabel vor der Akteneinsicht.

Anwesend:
Sinan Öztürk (DIE LINKE), Joachim Schmidl (SPD),
Stefan Funk (CSU), Frank Firsching (DIE LINKE).

Ausgangslage zur Entwicklung von Askren Manor, ge-
meinsame Ziele des Stadtrats:
In der Konversionsklausur vom 04./ 05. März 2016 verein-
barten der Oberbürgermeister, die Verwaltung und der Kon-
versionsausschuss des Stadtrats die grundsätzlichen Ziele, 
die mit der Entwicklung des neuen Stadtteils erreicht wer-
den sollen. Es waren sich alle einig, einen Stadtteil für alle 
Bevölkerungsschichten zu schaffen, der zugleich wichtige 
Versorgungsfunktionen aufweisen soll und auch innovativen 
Wohnformen Platz bietet und gleichzeitig den Parkcharakter 
der ehemaligen US-Siedlung erhält.

Folgende Wohnformen sollten in einem ausgewoge-
nen Verhältnis und bedarfsgerechten, unterschied-
lichen Wohngrößen entstehen:

Einfamilienhäuser durch die Ausweisung von
Baugrundstücken.
Erhalt der 26 Doppelhaushälften, den so genannten
Offiziershäuser, mit Sanierung und Veräußerung an
Privatpersonen durch Dritte.
Mit Ausnahme von 6 Wohnblocks, den Abriss der Blocks
in Riegelbauweise.
Sanierung von 6 Wohnblocks als Mietwohnungen.
Bau von Sozialwohnungen durch die Stadt Schweinfurt. 
Nutzung der Förderprogramme des Freistaats Bayern. 
Unterschiedliche Meinungen bestanden zur Frage wie viele 
Sozialwohnungen gebaut werden sollen (50 bis 200).
Bau von ca. 50 neuen Mietwohnungen durch die SWG. 
Projekte zur Schaffung von altersgerechten Wohnungen und 
innovativen Wohnformen (Mehrgenerationenwohnhäusern 
etc.). Andiskutiert wurde auch Wohnraum für Studierende. 
Bau von Eigentumswohnungen auf den durch Abriss der 
Riegelbauten frei werdenden Flächen durch Dritte.

Aktueller Stand nach Akteneinsicht:

Die Ausweisung von Baugrundstücken sind entsprechend 
den Beschlüssen und Vorstellungen des Stadtrats umgesetzt 
worden. Den Bau von Eigentumswohnungen durch die 
Partner GlöRi und BWG auf den freigeräumten Flächen steht 
nichts im Wege. Der Grundstücksverkauf entspricht den Vor-
gaben und den Beschlüssen des Stadtrats. 

Projekte zur Schaffung von altersgerechten Wohnungen und 
innovativen Wohnformen gibt es (noch) nicht. Laut Herrn 
Schnabel gibt es Gespräche mit Interessenten auf dem Ge-
biet „Schule/ Süd“ etwa 80 Wohnungen zu schaffen. Mehr 
als Absichtserklärungen sind nicht vorhanden, in den Akten 
kann sich also dazu noch nichts finden.

Die SWG baut 60 Sozialwohnungen und 60 Mietwoh-
nungen. Damit ist die Stadt SW nicht mehr als Bauherr 
vorgesehen.

Die 26 Doppelhaushälften wurden gemäß den Beschlüssen 
des Stadtrats an die Firmengruppe P&P Fürth zur eigenen 
Verwertung verkauft. Entgegen den Erläuterungen und den 
Versprechungen auf umfassende Sanierung der Häuser vor 
dem Weiterverkauf, die im Stadtrat seitens der Verwaltung 
und des Oberbürgermeisters abgegeben wurden, enthalten 
die Verträge keine Verpflichtung von P&P, diese Sanierungen 
auch tatsächlich zu leisten. Vermarktungsbeschränkungen 
gibt es nicht.

Die 6 Wohnblocks, die nach der Sanierung als Mietwohnun-
gen (120 – 144 Wohnungen) vorgesehen waren, wurden 
entsprechend den Beschlüssen des Stadtrats an die Firma 
P&P Fürth verkauft. Der Vertrag beinhaltet eine Klausel, die 
P&P verpflichtet, fünf der sechs Blocks fünf Jahre ab Erwerb 
im Dezember 2016 anzubieten (analog der Aussage von 
Herrn Schnabel in den Haushaltsberatungen Nov. 2017 auf 
eine entsprechende Frage). Im August 2017 legte P&P ein 
Rechtsgutachten vor, das die Vermarktungsbeschränkung 
der fünf Blocks als ungültig angreift. Das erklärt auch die 
Zeitungsanzeigen zum Verkauf von Eigentumswohnun-
gen der P&P- Gruppe, die seit November 2017 geschaltet 
werden. 

    FAZIT: 

Von 650 Wohneinheiten, die entstehen können, werden 
nur 120 Wohneinheiten (SWG) mit Sicherheit dauerhaft als 
Mietwohnungen angeboten.

Möglicherweise kommen noch 80 dazu, die in Sonderfor-
men entstehen könnten.

Das Ziel der Entwicklung einer ausgewogenen Bevölke-
rungsstruktur wird damit verfehlt.

Bis hierhin ist der Bericht zur Akteneinsicht zwischen den 
Kollegen Schmidl, Öztürk und dem Verfasser Firsching abge-
stimmt. Kollege Funk hat sich zum Entwurf nicht geäußert.

    POLITISCHE BEWERTUNG der Fraktion DIE LINKE:

Sehr problematisch ist die Zusammenarbeit mit P&P Fürth.
26 Doppelhaushälften: Es wurde suggeriert, dass grundle-
gend saniert wird (Schöne Fotos im Stadtrat, Besuch bei P&P 
in Fürth 2016). Sowohl von P&P als auch von Verwaltung 
und OB.

Vertraglich wurde dagegen nichts vereinbart. Folge: Gewinn-
maximierung bei P&P, hohe Preise für Erwerber bei geringer 
Leistung des Veräußerers.

Das hätte Stadt selbst besser gekonnt, siehe Yorktown. 
Stets betonte Verwaltung und OB, dass P&P die Wohn-
blocks sanieren und als Mietwohnungen auf den Markt 
bringen will: Stichwort „Altersvorsorge für den Eigentümer“. 
Argumentiert wurde auch damit, P&P sozusagen als „Aus-
gleich“ zu den finanziell weniger rentierlichen Mietblocks, 
die Offiziershäuser zu verkaufen, damit sich das Gesamten-
gagement für P&P lohne.

Dem Stadtrat wurde von OB und Verwaltung (Herrn Schna-
bel) stets der Eindruck vermittelt, P&P plane die Sanierung 
der sechs Wohnblocks als Mietwohnungen. Als Sicherheit 
wurde auf die Fünf-Jahres-Klausel verwiesen, die einen 
Wohnungsverkauf für diese Zeit bei Vertragsstrafe unter-
sage. Dabei musste in den Verhandlungen über den Verkauf 
das gegenteilige Vorhaben sichtbar geworden sein. (Wer 
schaltet Zeitungsanzeigen, um Eigentumswohnungen zu 
verkaufen, wenn es sich um Vermietungen handelt?)
In den Akten findet sich ein Rechtsgutachten (August 2017) 
von P&P, das selbst die Vermarktungsbeschränkungen bis 
Dezember 2021 als nichtig bezeichnet. Der Stadtrat wurde 
hierüber nicht informiert! Selbst in den Haushaltsberatungen 
(Nov. 2017), als DIE LINKE Herrn Schnabel fragte, wie es 
zu ganzseitigen Zeitungsanzeigen von P&P kommen kann, 
in denen die Firma Eigentumswohnungen zum Verkauf an-
bietet, informierte der Konversionsbeauftragte den Stadtrat 
nicht über das Rechtsgutachten von P&P. Seine lapidare Er-
klärung lautete sinngemäß „für die Anzeigen von P&P sei er 
nicht zuständig“, es gelte die Vermarktungsbeschränkung.
Passend dazu findet sich in den Akten kaum eine Korrespon-
denz (Emails oder ähnliches) zwischen der Stadt und P&P 
(im Vergleich zu den Verhandlungen mit GlöRi unüblich). 
Angesichts der eklatanten Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen Stadt und P&P über die Vermarktungsbeschränkungen 
unerklärlich.

In den Akten völlig unsichtbar ist OB Remelé. 
Dies erlaubt den Schluss OB Remelé hat auf die Verträge 
außer seiner Unterschrift keinerlei Einfluss genommen, was 
doch sehr überrascht.

Für uns ein wiederholter politischer Offenbarungseid über 
die Schwächen von OB Remelé, der bei so wichtigen Fragen 
nach Aktenlage inhaltlich nichts beiträgt, sondern dem Kon-
versionsbeauftragten völlig freie Hand lässt:
„So wedelt in der Schweinfurter Stadtverwaltung wieder 
einmal der Schwanz mit dem Hund.“ (Zitat Firsching)

Unter dem Strich stellen wir fest, dass der Stadtrat über die 
Absichten von P&P Fürth von der Verwaltung und OB Reme-
lé nicht richtig und umfassend informiert wurde.
Der Stadtrat selbst hat sich blenden lassen und sich nicht 
kritisch genug mit der Entwicklungsstrategie für Askren 
Manor auseinandergesetzt. Sein Vertrauen in die Verwaltung 
und den OB wurde enttäuscht.
Die P&P Gruppe hatte nie vor, aus den sechs Blocks dauer-
hafte Mietwohnungen (für welche Altersvorsorge auch 
immer) werden zu lassen. Dort werden Eigentumswohnun-
gen entstehen.

Aus heutiger Sicht hätte die Stadt Schweinfurt die P&P- 
Gruppe nicht als Vertragspartner auswählen dürfen. 
Mit dem heutigen Wissen wäre die Stadt um folgende Wei-
chenstellungen nicht herumgekommen:

Die Offiziershäuser werden durch die Stadt selbst zum tat-
sächlichen Wert an die Interessenten analog zum Vorgehen 
in Yorktown verkauft.

Die Wohnblocks, die als Mietwohnungen bestehen bleiben 
sollen, werden an die SWG oder eine Wohnungsbaugenos-
senschaft verkauft. Alternativ hätte die Stadt Schweinfurt als 
Bauherr selbst die sechs Wohnblocks als Mietwohnungen 
oder als Sozialwohnungen sanieren können. Die Stadt wäre 
in den Genuss der staatlichen Förderung von 30% (Zitat 
Herr Förster vom 4.3.2016) gekommen. 

Mit beiden Maßnahmen hätte die Stadt Schweinfurt die Ent-
wicklung von bezahlbarem Wohnraum steuern können und 
wäre so Herr des Verfahrens geblieben!

Diese Entscheidungen hätte der Stadtrat möglicherweise 
auch getroffen, wenn vom Konversionsbeauftragten und 
vom OB über die Zusammenarbeit mit P&P transparent 
informiert worden wäre.

Schweinfurt, 30.01.2018

Frank Firsching
Mitglied des Stadtrats Schweinfurt
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE
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Sinan Öztürk
Mitglied des Stadtrats Schweinfurt
Stv. Fraktionsvorsitzender DIE LINKE



Fazit
und Ausblick 

Liebe Leserinnen und Leser,

Kommunalpolitik heißt an den Entscheidungen zur Gestaltung 
des unmittelbaren Lebensumfelds der Menschen aktiv mitzu-
wirken. Die Komplexität der Themen und die Vielfältigkeit der 
Aufgaben, die es zu bewältigen gibt, machen Kommunalpolitik 
so interessant. Und es ist wirklich so, dass das Entscheidungs-
spektrum vom sprichwörtlichen Kanaldeckel bis zu Investitions-
entscheidungen zur Stadtentwicklung in Millionenhöhe, von 
der Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl von Kinder-
betreuungsangeboten, über die Organisation eines attraktiven 
Öffentlichen Personennahverkehrs und der Energieversorgung 
bis hin zum Betrieb eines Krankenhauses reicht.

Getreu unseres Slogans aus 2008 „Schweinfurt für alle“ 
haben wir 10 Jahre lang in Schweinfurt kommunalpolitisch 
dafür gearbeitet, Barrieren zur Teilnahme am gesellschaft-
lichen abzubauen und in der Stadtentwicklung die Bedürf-
nisse von jungen und von älteren Menschen ebenso im Blick 
zu behalten wie die finanziellen Möglichkeiten von Allein-
erziehenden, Arbeitslosen oder Rentner/innen.

In diesem Bemühen gab es große Erfolge zu feiern, aber 
auch bittere Niederlagen einzustecken. Dabei sind die 
Erfolge nicht hoch genug zu bewerten, da wir in diesen 10 
Jahren mit drei bzw. vier Sitzen im Stadtrat für jeden Antrag 
weitere 20 bzw. 19 Räte konkurrierender Parteien inhaltlich 
überzeugen mussten. Uns wurde wirklich nichts geschenkt. 

Als größten Erfolg verbuchten wir die Annahme unseres 
Antrages zur Reduzierung des Busmonatstickets für Inhaber 
der Schweinfurter Sozialausweises um 50 Prozent. Dieses 
Kunststück gelang in den Haushaltsberatungen im Novem-
ber 2013 gültig ab dem 1. Januar 2014. Und zwar gegen 
die Ablehnung von CSU und den Oberbürgermeister, jedoch 
mit der Unterstützung von SPD, den Grünen, der Schwein-
furter Liste, von proschweinfurt und sogar der FDP! 

Vorausgegangen war eine fünfjährige Debatte über die 
wachsende Armut in der Stadt, die wir sofort angestoßen 
haben, als wir im Stadtrat 2008 Platz genommen haben. 
Ohne eine breite Unterstützung von Wohlfahrtsverbänden, 
Gewerkschaften und den Kirchen, wäre der Abstimmungs-
erfolg im Stadtrat nicht denkbar gewesen!

Weitere Ergebnisse dieser Debatte waren die Wiederentde-
ckung des Schweinfurter Sozialausweises der schon gut 20 
Jahre zuvor beschlossen wurde, jedoch seit Jahren von der 
Stadtverwaltung nicht mehr ausgegeben wurde und die Ein-
führung einer Schweinfurter Sozialberichts der dem Stadtrat 
seitdem jährlich vorgelegt wird.

Klar, dass wir im Thema „gesellschaftliche Teilhabe“ an 
vielen Schrauben gedreht haben. Penetrant haben wir die 

Energie- Bus- Miet- und Eintrittspreise, z.B. fürs Schwimm-
bad immer wieder thematisiert. Zwar nicht immer mit Erfolg, 
aber wer weiß schon wo in der Preisskala wir heute ohne 
unsere Initiativen wären.

Mit der Übernahme des Jobcenters in städtische Verantwor-
tung haben wir uns immer wieder dafür eingesetzt nachhal-
tige kommunale Arbeitsmarktpolitik zu betreiben. Unsinnige 
„1- Euro- Jobs“ haben wir klein gehalten, stattdessen 
haben wir langfristige Integrationskonzepte in den Arbeits-
markt unterstützt. Die völlig verfehlte befristete Einstellungs-
politik der Stadtverwaltung bekämpfen wir weiterhin. Unser 
Anliegen bleibt es kommunale Aufträge nur an tarifgebun-
dene Unternehmen zu vergeben, damit die Beschäftigten 
dort gut bezahlt werden. Leider fehlt dazu ein entsprechen-
des bayerisches Tariftreuegesetz das den Kommunen diese 
Möglichkeit eröffnet.

Wichtig war es uns immer, dass die Einrichtungen der Stadt, 
wie Schulen, Straßen oder Sportstätten in einem guten 
baulichen Zustand sind. Punktuell wurden durchaus Erfolge 
erzielt, ein Investitionsstau ist jedoch nicht zu leugnen. Die 
nötigen finanziellen Mittel wären vorhanden, würde der 
Hebesatz der Gewerbesteuer die durchschnittliche Höhe 
vergleichbarer Städte erreichen. Doch dagegen wehren sich 
alle anderen Parteien. So verschenkt die Stadt Schweinfurt 
jährlich drei bis vier Millionen Euro. Die Linke ist die einzige 
Fraktion die mit der Bereitschaft zur maßvollen Anpassung 
der Gewerbesteuer ihre Ideen und Anträge auch gegen-
finanziert ohne anderswo Mittel zu kürzen oder zu streichen.

In der Zusammenarbeit mit anderen Fraktionen wie der 
Schweinfurter Liste, punktuell den Grünen und der SPD 
haben wir stets Anträge unterstützt die den Klima- und den 
Umweltschutz zum Ziel hatten. Immerhin konnte gemeinsam 
erreicht werden, dass ein städtisches Klimaschutzprogramm 
verabschiedet wurde, die Straßenbeleuchtung Schritt für 
Schritt auf die energiesparende LED- Technik umgestellt wird 
und die Stadtwerke einen Windpark betreiben.

Weil wir uns stets konstruktiv an der Stadtentwicklung 
beteiligen wollen, haben wir eben nicht alles in Bausch und 
Bogen abgelehnt, nur weil die Idee von der Stadtverwaltung 
oder der CSU gekommen ist. So sehen wir die Entwicklung 
des Gesundheitsparks am Leopoldina Krankenhaus ebenso 
positiv, wie den Aufbau des i-campus der Hochschule für 
angewandte Wissenschaften Würzburg-Schweinfurt auf dem 
Gelände der ehemaligen Ledward-Kaserne und die Gestal-
tung eines großzügigen Parks auf dem gleichen Gelände mit 
der Durchführung einer Landesgartenschau 2026. Unsere 
Zustimmung findet ebenso die Errichtung des Kulturforums 
und die Sanierung des Theaters, wobei in beiden Projekten 
die Ausgabenseite in den Blick genommen werden muss. 
Doch alles mitgemacht haben wir deshalb noch lange nicht. 

Wir haben uns mit den Betroffenen vehement gegen die 
Schließung der städtischen Rathenau- Schulen gewehrt. Und 
was zu Beginn als aussichtslos galt, wurde durchgesetzt: Die 
Erhaltung sowohl der städtischen Realschule als auch des 
Rathenau- Gymnasiums. Abgelehnt haben wir auch den Bau 
eines platzraubenden und arbeitsplatzunwirksamen Gas-
kraftwerks im Maintal das uns durch glückliche Umstände 
erspart blieb.

Immer am Ball waren wir auch in den Konversionsthemen. 
Die Umwidmung der Flächen der US- Army zur Stadtent-
wicklung haben wir immer forciert. Ein Coup gelang uns 
als die Stadtverwaltung die kleine US- Siedlung Yorktown 
Village in ein Gewerbegebiet umwandeln wollte. Dank 
unserer Initiative gelang es die 68 Doppelhaushälften samt 
Grundstück für jeweils ca. 100.000 Euro an Interessierte zu 
verkaufen. Das Interesse war so groß, dass eine große Ver-
losung organisiert wurde um die Immobilien nachvollzieh-
bar und fair an den Mann/ die Frau zu bringen. Dies ist ein 
ganz praktisches Beispiel dafür, wie Kommunalpolitik für die 
Menschen geht. Darauf sind wir auch ein bisschen stolz.

Zwei Niederlagen aus der jüngsten Vergangenheit tun uns 
dennoch weh. Denn die soziale Lage von finanziell Be-
nachteiligten entscheidet sich immer häufiger durch die 
Wohnraumsituation und für Familien und Alleinerziehende 
über bezahlbare Kinderbetreuungsangebote. So sind wir im 
Sommer 2017 mit unserem Antrag gescheitert die Anzahl 
der Kinderbetreuungsangebote für unter dreijährige in den 
nächsten Jahren auf 1.000 Plätze zu verdreifachen. Dazu 
war es uns wichtig, dass die Stadt selbst als Träger von neu-
en Einrichtungen auftritt und diese Zukunftsaufgabe nicht 
alleine den Wohlfahrtsverbänden und Kirchen überlässt. 
Nachdenklich wirkt die Verweigerung aller anderen Parteien 
im Stadtrat diese Verantwortung auch ganz praktisch zu 
übernehmen.

Schweinfurt wächst wieder. Trotz aller Unkenrufe schrumpft 
die Einwohnerzahl der Stadt nicht, sie bewegt sich wieder 
in Richtung 55.000. Ein Ergebnis der Zuwanderung aus 
Schutzsuchenden und europäischer Beschäftigungsmigra-
tion. Es bedarf großer Integrationsanstrengungen auf beiden 
Seiten und wir meinen die Stadt muss hier steuernd und 
unterstützend tätig sein. Das neue Ankerzentrum des Frei-
staats Bayern lehnen wir ab, weil das Konzept Integration 
verhindert und Ängste auf beiden Seiten schürt.

Außerdem braucht es mehr bezahlbaren Wohnraum. Nicht 
nur, aber auch wegen der Zuwanderung. Weil dieser Sach-
verhalt nicht zu leugnen ist, standen wir mit unserem Anlie-
gen, den sozialen Wohnungsbau in Schweinfurt deutlich zu 
steigern, nicht so einsam da. Wir scheiterten letztlich leider 
am Oberbürgermeister der CSU und dem AfD- Vertreter. Wir 

werden aber nicht ruhen bis sich die städtische Wohnungs-
baugesellschaft SWG wieder stärker im sozialen Wohnungs-
bau engagiert.

Zu diesen Zukunftsaufgaben kommt die gewaltige Heraus-
forderung der Digitalisierung. Wir befürchten einen deutli-
chen Arbeitsplatzabbau in den Schweinfurter Metallindustrie 
und meinen, dass sich die Stadt Schweinfurt mit dem Thema  
„kommunale Industriepolitik“ intensiv beschäftigen muss. 

Aus dieser Analyse ergibt sich ein klares Fazit: Die Linke wird 
im Rat der Stadt Schweinfurt ebenso gebraucht wie in allen 
anderen bayerischen Kommunen. Als soziales Gewissen 
der Kommune ebenso wie als Ideengeber und Korrektiv. 
Denn vergessen wir nicht, dass es uns immer wieder gelang 
dem Oberbürgermeister und der Stadtverwaltung auf die 
Finger zu schauen. In den letzten 10 Jahren konnte in dieser 
Disziplin keine anderen Fraktion oder Gruppe im Stadtrat 
mithalten und derart aufklärerisch wirken und inakzeptable 
Machenschaften aufdecken wie die linke Stadtratsfraktion. 
Als Beispiele seien die Nebentätigkeitsaffäre von OB Remelé 
und seinem damaligen Personalchef sowie die den Verkauf 
der US-Wohnblocks im neuen Stadtteil Bellevue an die 
Firma P&P.

Nicht verhehlen möchten wir die Tatsache, dass uns die 
Arbeit im Stadtrat erfüllt und auch mal Freunde macht. Trotz 
aller schwierigen Debatten sehen wir auch die Früchte unse-
res kommunalpolitischen Engagements. Und dafür lohnt es 
sich zu streiten. 

Frank Firsching
Fraktionsvorsitzender
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